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Beihilfen

2030.8.3-F

Vollzug der Bayerischen Beihilfeverordnung 
Abführung von Rentenversicherungsbeiträgen 

für Pfl egepersonen

Bekanntmachung
des Bayerischen Staatsministeriums der Finanzen

vom 1. Februar 2010 Az.: 25 - P 1820 - 0912 - 2 111/10

Zur Abführung von Rentenversicherungsbeiträgen für 
Pfl ege personen (vgl. § 44 SGB XI) wird auf Folgendes 
hingewiesen:

1. Zum 1. Januar 2010 wurde die Bezugsgröße in 
der  gesetzlichen Rentenversicherung (§ 18 SGB IV) 
angeho ben. Sie steigt in den alten Ländern auf 
2.555 € und in den neuen Ländern auf 2.170 €. Der 
 Beitragssatz zur Rentenversicherung für Pfl egeper-
sonen beträgt unverändert 19,9 %.

Ab 1. Januar 2010 sind deshalb für Pfl egepersonen fol-
gende Beiträge zur Rentenversicherung abzuführen:

Stufe der Pfl egebedürftigkeit des 
Pfl egebedürftigen

tatsächlicher 
zeitlicher 

Pfl egeaufwand 
mindestens
wöchentlich

Bemessungsgrundlage Beitrag (€) bei einem 
Beitragssatz von 19,9 %

Prozent der
Bezugsgröße

monatlicher Betrag 2010 (€)

alte Länder neue Länderalte Länder neue Länder

schwerst pfl egebedürftig
(Pfl egestufe III)

28 Std.
21 Std.
14 Std.

80
60
40

2.044,00
1.533,00
1.022,00

1.736,00
1.302,00
  868,00

406,76
305,07
203,38

345,46
259,10
172,73

schwer pfl egebedürftig
(Pfl egestufe II)

21 Std.
14 Std.

53,3333
35,5555

1.362,67
  908,44

1.157,33
  771,55

271,17
180,78

230,31
153,54

erheblich pfl egebedürftig
(Pfl egestufe I) 14 Std. 26,6667   681,33   578,67 135,58 115,16

Nach Mitteilung des Verbandes der privaten Kran-
kenversicherung e. V. können die Beihilfestellen als 
anteilig Zahlungsverpfl ichtete nach § 170 Abs. 1 Nr. 6 
Buchst. c SGB VI die sich ergebenden Änderungen 
der abzuführenden Beiträge berücksichtigen, ohne 
dass es einer neuen Bescheinigung der privaten Kran-
kenversicherung über die Höhe der maßgeb lichen 
beitragspfl ichtigen Einnahmen der Pfl ege person 
bedarf. Dazu müssen die aufgrund der bisherigen 
Werte von den Beihilfestellen im Jahr 2009 ermittel-
ten Zahlbeträge an die Rentenversicherungsträger 
bei Pfl egetätigkeit in den alten Ländern mit dem 
Faktor 1,013891981 und in den neuen Ländern mit 
dem Faktor 1,016389004 multipliziert werden. Diese 
Faktoren spiegeln die Erhöhung der Bezugsgröße 
sowie des Rentenversicherungsbeitrages wider.

2. Die Nr. 9 der Information des Verbandes der Renten-
versicherungsträger (VDR) zur Durchführung der 

 Rentenversicherung der Pfl egepersonen durch die 
 Beihilfefestsetzungsstellen bzw. die Dienstherren 
(vgl. Anlage zum FMS vom 20. Januar 2005, 
25 - P 1820 - 0912 - 55 672/04) enthält Vorgaben zur 
 Beitragszahlung, insbesondere zur anteiligen  Zahlung 
der jeweiligen Beiträge an die regionalen Träger 
 sowie die Deutsche Rentenversicherung Bund. Nach 
 Mit teilung der Deutsche Rentenversicherung Bund 
sind die Beiträge im Jahr 2010 wie folgt anteilig zu 
zahlen:

– zu 43,167 % an den für den Sitz der Beihilfefest-
setzungsstelle zuständigen Regionalträger und

– zu 56,833 % an die Deutsche Rentenversicherung 
Bund.

We i g e r t 
Ministerialdirektor
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Beamtenrecht

2030.13-F

Richtlinien 
für die dienstliche Beurteilung 
der Beamtinnen und Beamten 

des höheren Dienstes im Geschäftsbereich 
des Staatsministeriums der Finanzen

Bekanntmachung 
des Bayerischen Staatsministeriums der Finanzen

vom 10. Februar 2010 Az.: 22 - P 1154 - 001 - 2 951/10

Auf Grund von Art. 15 Halbsatz 2 des Bayerischen 
 Beam tengesetzes (BayBG) vom 29. Juli 2008 (GVBl S. 500, 
BayRS 2030-1-1-F), zuletzt geändert durch § 2 des Ge-
setzes vom 8. Dezember 2009 (GVBl S. 605), § 61 Abs. 6 
der  Verordnung über die Laufbahnen der bayerischen 
Beamtinnen und Beamten (Laufbahnverordnung – LbV) 
vom 1. April 2009 (GVBl S. 51, BayRS 2030-2-1-2-F) und 
Abschnitt 3 Nr. 11.1 der Bekanntmachung des Bayerischen 
Staatsministeriums der Finanzen über die Verwaltungs-
vorschriften zum Beamtenrecht (VV-BeamtR) vom 13. Juli 
2009 (FMBl S. 190, StAnz Nr. 35), erlässt das Bayerische 
Staatsministerium der Finanzen folgende ergänzende 
Richtlinien für die Beurteilung der Beamtinnen und Beam-
ten des höheren Dienstes seines Geschäftsbereichs.

1. Allgemeines

1.1 Geltungsbereich

Diese Richtlinien gelten für alle dienstlichen 
Beur teilungen der Beamtinnen und Beamten des 
 höheren Dienstes im Geschäftsbereich des Staats-
ministeriums der Finanzen.

1.2 Allgemeine Rechtsgrundlagen

Diese Richtlinien gelten ergänzend zu Teil 5 der 
Laufbahnverordnung (LbV) und Abschnitt 3 der 
Verwaltungsvorschriften zum Beamtenrecht (VV-
BeamtR) – materielle Beurteilungsrichtlinien –.

1.3 Beurteilung schwerbehinderter Beamtinnen und 
Beamter

Bei der Beurteilung schwerbehinderter Beamtin nen 
und Beamter sind außerdem § 95 Abs. 2 SGB IX, 
§ 13 Abs. 2 LbV und die Bekanntmachung des 
Staatsministeriums der Finanzen über die Rehabili-
tation und Teilhabe behinderter Angehöriger des 
öffentlichen Dienstes in Bayern (Fürsorgericht-
linien 2005) vom 3. Dezember 2005 (FMBl S. 193, 
StAnz Nr. 50) zu beachten. Auf die Vorschriften in 
Abschnitt IX der Fürsorgerichtlinien – insbesondere 
zur Beteiligung der Schwerbehindertenvertretung 
– wird ausdrücklich hingewiesen (vgl. auch Nr. 5 
der materiellen Beurteilungsrichtlinien).

1.4 Beteiligung der Gleichstellungsbeauftragten

Gleichstellungsbeauftragte sind bei dienstlichen 
Beurteilungen auf Antrag der Betroffenen zu 
beteili gen (Art. 18 Abs. 3 Satz 2 BayGlG). Die An-
sprechpartnerinnen und Ansprechpartner wirken 
dabei als Mittler zwischen Antragstellerinnen bzw. 

Antragstellern und Gleichstellungsbeauftragten 
 sowie im Rahmen ihrer Aufgaben nach Art. 15 
Abs. 2 Satz 2, Art. 17 Abs. 3 Satz 1 BayGlG mit.

1.5 Gleichbehandlung

Es ist darauf zu achten, dass weder Frauen noch 
Männer bei Beurteilungen benachteiligt werden.

Teilzeitbeschäftigung und Beurlaubung dürfen sich 
nicht nachteilig auf die dienstliche Beurteilung 
auswirken (vgl. Nr. 4 der materiellen Beurteilungs-
richtlinien). Maßstab für eine leistungsgerechte 
Beur teilung von Teilzeitkräften ist die Leistung, 
die im Rahmen der reduzierten Arbeitszeit erbracht 
werden kann. Die reduzierte Arbeitszeit darf ins-
besondere bei den Einzelmerkmalen Arbeitsmenge, 
Einsatzbereitschaft und Belastbarkeit nicht negativ 
berücksichtigt werden.

2. Periodische Beurteilung (§ 59 LbV)

2.1 Beurteilungsturnus, Beurteilungszeitraum

2.1.1 Die Beamtinnen und Beamten des höheren Diens-
tes werden alle drei Jahre periodisch beurteilt. 
 Beurteilungsjahre sind 2010, 2013 usw. Beurtei-
lungsstichtag ist grundsätzlich der 31. Mai des 
 jeweiligen Beurteilungsjahres.

2.1.2 Der periodischen Beurteilung ist – soweit im Folgen-
den nichts anderes bestimmt ist – der Zeitraum vom 
1. Juni des vorangegangenen Beurteilungsjahres 
bis zum 31. Mai des aktuellen Beurteilungsjahres 
zu Grunde zu legen.

2.1.3 Der Beurteilungszeitraum beginnt jedoch frühes-
tens

– mit dem Ablauf der Probezeit,

– bei Aufstiegsbeamtinnen und -beamten mit dem 
Tag der erstmaligen Übertragung eines Amtes 
der Laufbahn des höheren Dienstes,

– bei Beamtinnen und Beamten, die aus den Berei-
chen anderer Dienstherren oder anderer oberster 
Dienstbehörden (aus anderen Geschäftsberei-
chen) übernommen worden sind, mit dem Tag der 
Übernahme in den eigenen Geschäftsbereich,

– im Übrigen – soweit nachstehend nichts anderes 
bestimmt ist – mit dem Ende des der vorange-
gangenen periodischen Beurteilung zugrunde 
ge legten Zeitraums, frühestens jedoch mit dem 
1. Juni des vorangegangenen Beurteilungs-
jahres.

2.2 Zu beurteilender Personenkreis, Zurückstellungen, 
Nachholungen

2.2.1 Der periodischen Beurteilung unterliegen die 
 Beamtinnen und Beamten der BesGr. A 13 bis A 16, 
die am Beurteilungsstichtag die laufbahnrechtliche 
Probezeit abgeschlossen haben. Nach Maßgabe der 
Nr. 2.2.3 unterliegen ihr auch die Beamtinnen und 
Beamten, die nach dem Beurteilungsstichtag die 
Probezeit abschließen, in die Laufbahn des höheren 
Dienstes aufsteigen oder aus anderen Geschäftsbe-
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 reichen übernommen werden. Für die Beurteilung 
beurlaubter oder freigestellter Beamtinnen und 
 Beamten gilt Nr. 2.2.4.

2.2.2 Die periodische Beurteilung der Beamtinnen und 
Beamten, die in der Zeit vom 1. Januar bis 31. Mai 
des Beurteilungsjahres befördert worden sind oder 
deren letzte periodische Beurteilung in diesem 
Zeitraum nachgeholt wurde, wird unter entspre-
chender Verlängerung des Beurteilungszeitraums 
bis 31. Mai des dem Beurteilungsjahr folgenden 
 Kalenderjahres zurückgestellt. Davon abweichend 
ist die periodische Beurteilung der Beamtinnen 
und Beamten, die auf Grund der Nachholung der 
letzten periodischen Beurteilung im Zurückstel-
lungszeitraum befördert werden, ein Jahr nach der 
Beförderung nachzuholen. Die periodische Beurtei-
lung der Beamtinnen und Beamten, die nach dem 
31. Mai des dem Beurteilungsstichtag vorangegan-
genen Kalenderjahres die Probezeit abgeschlossen 
haben, in die Laufbahn des höheren Dienstes auf-
gestiegen oder aus anderen Geschäftsbereichen 
übernommen worden sind, erfolgt nach Maßgabe 
der Nr. 2.2.3.

2.2.3 Die erste periodische Beurteilung in einem Amt des 
höheren Dienstes ist – unter Zugrundelegung die-
ses Zeitraums – jeweils ein Jahr nach dem Ablauf 
der Probezeit, ein Jahr nach der Aufstiegsbeförde-
rung bzw. ein Jahr nach der Übernahme in den 
Geschäftsbereich nachzuholen. Die Beurteilung 
von Beamtinnen und Beamten im Eingangsamt, 
deren Laufbahn sich durch Wehrdienst oder Zivil-
dienst sowie gleichgestellte Zeiten oder durch die 
Inanspruchnahme von Elternzeit verzögert hat, ist 
jedoch ggf. vor Ablauf der Jahresfrist nachzuholen, 
wenn dies zur Aufrechterhaltung eines bereits ge-
währten Laufbahnausgleichs oder zum Ausgleich 
der Laufbahnverzögerung erforderlich ist.

2.2.4 Beamtinnen und Beamte, die am Beurteilungs-
stichtag beurlaubt oder vom Dienst freigestellt 
sind, unter liegen der periodischen Beurteilung nur, 
wenn sie am Beurteilungsstichtag noch nicht länger 
als ein Jahr beurlaubt sind und im Beurteilungs-
zeitraum mindestens zwölf Monate Dienst geleistet 
haben oder wenn die Zeiten der Beurlaubung oder 
Freistellung nach § 12 Abs. 4 Nr. 2 oder 3 LbV als 
Dienstzeit gelten. Für Beamtinnen und Beamte, die 
nach dem 31. Mai des dem Beurteilungsjahr vorher-
gehenden Jahres aus einer mehr als zwölfmonati-
gen Beurlaubung oder Freistellung zurückkehren, 
gilt im Übrigen Nr. 2.2.3 entsprechend; der Beurtei-
lungszeitraum beginnt in diesen Fällen mit der 
Wiederaufnahme des Dienstes. Wird die Beamtin 
oder der Beamte im Zeitraum, der der nach Satz 2 
nachzuholenden Beurteilung zu Grunde liegt, 
beför dert, ist die Beurteilung erst ein Jahr nach der 
Beförderung nachzuholen. Die Nachholung unter-
bleibt, wenn innerhalb der Jahresfrist der nächste 
Beurteilungszeitraum endet.

2.2.5 Die periodische Beurteilung der mit dem Ziel der 
Berufung in das Richterverhältnis auf Lebenszeit 
an ein Finanzgericht abgeordneten oder versetzten 
Beamtinnen und Beamten wird zurückgestellt. Sie 
ist (nur) nachzuholen, wenn die Berufung in das 

 Richterverhältnis auf Lebenszeit endgültig nicht 
zustande kommt. Der Beurteilungszeitraum verlän-
gert sich dabei nicht.

2.2.6 Beamtinnen und Beamte, denen gemäß Art. 46 
BayBG ein Amt mit leitender Funktion auf Probe 
übertragen ist, unterliegen im Leitungsamt der 
 periodischen Beurteilung.

2.2.7 Wird die periodische Beurteilung gemäß § 59 
Abs. 2 LbV aus anderen als den in Nr. 2.2.2 bis 2.2.5 
genannten Gründen zurückgestellt, ist bei ihrer 
Nachholung grundsätzlich der reguläre Beurtei-
lungszeitraum (Nr. 2.1) zu Grunde zu legen. Der 
Beurteilungszeitraum verlängert sich ausnahms-
weise um die Zeit der Zurückstellung, wenn die 
Beurteilung wegen eines zu kurzen Beobachtungs-
zeitraums (z. B. bei Erkrankung der Beamtin oder 
des Beamten) zurückgestellt worden war.

2.2.8 Es sind grundsätzlich auch Beamtinnen und Beam-
te zu beurteilen, die das 55. Lebensjahr am Beur-
teilungsstichtag bereits vollendet haben (§ 59 Abs. 3 
Satz 2 LbV). Dies gilt nicht für Beamtinnen und Be-
amte, die vor dem Wirksamwerden der periodischen 
Beurteilung (vgl. Nr. 2.4.11) in den Ruhestand tre-
ten oder in den Ruhestand versetzt werden. Ebenso 
werden Beamtinnen und Beamte in Altersteilzeit 
(Blockmodell) nicht in die periodische Beurteilung 
einbezogen, wenn ihre Freistellungsphase vor dem 
Wirksamwerden der Beurteilung beginnt. Anträge 
auf Einbeziehung in die Beurteilung (§ 59 Abs. 3 
Satz 3 LbV, Nr. 9 der materiellen Beurteilungsricht-
linien) bleiben unbenommen.

2.3 Form und Ausgestaltung der periodischen Beurtei-
lung

2.3.1 Die periodischen Beurteilungen sind nach den 
Mustern der Anlage 1 und 2 (ausführliche Beurtei-
lung) oder dem Muster der Anlage 3 (vereinfachte 
Beurteilung im Sinn von Nr. 6.5.1 der materiellen 
Beurteilungsrichtlinien) zu erstellen. Das Muster 
der Anlage 2 (Formblattmuster für die dienstliche 
Beurteilung der Beamtinnen und Beamten des 
höheren Dienstes an der Fachhochschule für öf-
fentliche Verwaltung und Rechtspfl ege als Fach-
hochschullehrer) kann in den für die Lehrtätigkeit 
wichtigen Beurteilungsmerkmalen ggf. abgeändert 
werden.

2.3.2 Die zu beurteilenden Beamtinnen und Beamten 
sollen zur Beurteilung eine Erklärung über ihre 
Verwendungsbereitschaft nach dem Muster der 
Anlage 5 abgeben.

2.3.3 Die einzelnen Beurteilungsmerkmale und das 
Gesamturteil sind, soweit im Folgenden nichts 
anderes bestimmt ist, ausschließlich nach der 
Punkteskala gemäß Nr. 3.2.3 der materiellen 
 Beurteilungsrichtlinien zu bewerten. Das sonstige 
fachliche Können und die Verwendungseignung 
sind verbal zu beschreiben. Im Rahmen der ergän-
zenden Bemer kungen sind, ebenfalls in verbaler 
Form, die in Nr. 6.2.6 der materiellen Beurteilungs-
richtlinien beispielhaft genannten Besonderheiten 
oder die Bewertung eines Einzelmerkmals, die 
sich gegenüber der letzten periodischen Beurtei-
lung wesentlich verschlechtert hat oder auf be-
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stimmte Vorkommnisse gründet (Nr. 6.2.5 Abs. 4 
der  materiellen Beurteilungsrichtlinien) zu erläu-
tern und die für die Bildung des Gesamturteils 
 wesentlichen Gründe (§ 62 Abs. 2 Satz 2 LbV, 
Nr. 7.1.1 der materiellen Beurteilungsrichtlinien) 
darzulegen. Hier ist ggf. auch eine Aussage über 
die Gewichtung bestimmter Einzelmerkmale zur 
Plausibilisierung des Gesamturteils zu treffen.

2.3.4 Bei der Beurteilung der Verwendungseignung 
– Führungseignung – ist eine Aussage darüber 
zu treffen, ob die Beamtin oder der Beamte für 
die nächste Führungsebene in Betracht kommt 
(vgl. Nr. 8.2 der materiellen Beurteilungsrichtlini-
en). Hier ist darzulegen, ob die Beamtin oder der 
 Beamte über die für die unmittelbare Führung 
eines größe ren Personalkörpers erforderliche Au-
torität und Sozial kompetenz verfügt oder nach 
ihren bzw. seinen Anlagen und Fähigkeiten eher 
für verantwortliche Fachaufgaben eingesetzt wer-
den kann. Dabei sind die bisher erbrachten Tätig-
keits- und Fortbildungsnachweise zu würdigen. 
Aussagen über die mutmaßliche Entwicklung der 
Beamtin oder des Beamten auf diesem Gebiet sind 
im Übrigen schon frühzeitig, d. h. bereits in ihren 
bzw. seinen ersten periodischen Beurteilungen 
veran lasst. Die Eignung für die nächste Führungs-
ebene kann ggf. auch unter Vorbehalt prognostiziert 
werden, z. B. wenn zwingend erforderliche Fortbil-
dungsnachweise noch fehlen. Als Führungsebenen 
in diesem Sinn kommen in der Regel die in 
 Geschäftsordnungen und Geschäftsverteilungs-
plänen ausgewiesenen Gliederungsebenen der 
jeweiligen Behörden in Betracht.

2.3.5 Unter dem Beurteilungsmerkmal Verwendungseig-
nung – Eignung für besondere Aufgaben – ist anzu-
geben, für welche besonderen Aufgaben außerhalb 
der vorstehend genannten Führungsebenen die 
Beamtin oder der Beamte geeignet erscheint. Ins-
besondere ist hier in den ersten beiden periodischen 
Beurteilungen nach Ablauf der Probezeit ggf. zu 
vermerken, dass die Beamtin oder der Beamte für 
eine Sonderausbildung für die Prüfungsdienste der 
Steuerverwaltung in Betracht kommt.

2.3.6 Unter dem Beurteilungsmerkmal Verwendungs-
eignung – Eignung für folgende Dienstposten/
Dienststellen – ist zu vermerken, für welche kon-
kreten Dienstposten bei welchen Behörden die 
Beamtin oder der Beamte, ggf. unter Vorbehalt, in 
Betracht kommt. Dabei sind grundsätzlich nur die 
Funktions- und Aufgabenbereichsbezeichnungen 
zu verwenden, die in Geschäftsordnungen, Perso-
nalentwicklungskonzepten oder auf andere Weise 
(z. B. durch herkömmlichen Gebrauch) festgelegt 
sind. Die Eignungsfeststellung ist auf den jeweili-
gen Verwaltungszweig (Steuerverwaltung, Staats-
fi nanzverwaltung usw.) zu beschränken; sie gilt 
im Regelfall für alle Dienststellen des betreffenden 
Verwaltungszweigs.

Für eine Verwendung als Leiter von Betriebs-
prüfungs- und Steuerfahndungsstellen kommen 
grundsätzlich nur Beamtinnen und Beamte mit 
entsprechender Sonderausbildung in Betracht.

Für die Beamtinnen und Beamten der Fachhoch-
schule für öffentliche Verwaltung und Rechtspfl ege 

gilt – neben der Funktion „hauptamtliche Lehrper-
son an der Fachhochschule für öffentliche Verwal-
tung und Rechtspfl ege in Bayern“ – der Funktions-
katalog der jeweiligen Stammverwaltung.

2.3.7 Unter dem Beurteilungsmerkmal Verwendungs-
eignung – Eignung für ein Amt der BesGr. ... – ist 
anzugeben, für welches statusrechtliche Amt die 
Beamtin oder der Beamte, ggf. unter dem Vorbehalt 
der Bewährung, in Betracht kommt. Die Beförde-
rungseignung kann dabei nur zuerkannt werden, 
wenn der Beamtin oder dem Beamten auch die Ver-
wendungseignung für einen entsprechend bewerte-
ten Dienstposten zugesprochen wird. Die Eignung 
für ein Amt der BesGr. A 15 an der Fachhochschule 
für öffentliche Verwaltung und Rechtspfl ege setzt 
ein Gesamturteil von mindestens neun Punkten 
voraus. Die Feststellung der Eignung für ein Amt 
der BesGr. A 16 setzt in der Regel voraus, dass die 
Beamtin oder der Beamte sich bereits in der 
Leitung eines Finanzamts oder einer vergleich-
baren Führungsfunktion bewährt hat.

2.4 Vorbereitung und Durchführung der periodischen 
Beurteilung

Soweit im Einzelfall vom Staatsministerium der 
Finanzen nichts anderes angeordnet wird, ist die 
periodische Beurteilung nach folgendem Verfahren 
abzuwickeln:

2.4.1 Zur Vorbereitung erstellen die beurteilenden 
Dienstvorgesetzten bis 20. Juni des Beurteilungs-
jahres namentliche Vorübersichten nach dem 
 Muster der Anlage 6 über die in ihrem Zuständig-
keitsbereich beabsichtigten periodischen Beurtei-
lungen. Die Vorübersichten werden auf der Ebene 
der Mittelbehörden oder Hauptverwaltungen durch 
statistische Auswertungen, die auch die Verteilung 
der Punktwerte auf Frauen und Männer sowie 
auf Vollzeit- und Teilzeitbeschäftigte ausweisen, 
ergänzt. Anhand dieser Unterlagen wirken das 
Staatsministerium der Finanzen und die Mittel-
behörden auf einen möglichst einheitlichen Beur-
teilungsmaßstab hin (Beurteilungsabgleich); Ver-
treter der beurteilenden Dienststellen können 
zugezogen werden. Die Vorübersichten über die 
nach Nr. 2.2.2 Satz 1 zurückgestellten Beurtei-
lungen, für die entsprechendes gilt, sind bis zum 
20. Juni des dem Beurteilungsjahr folgenden 
Kalenderjahrs vorzulegen.

2.4.2 Beurteilungsabgleich in der Steuerverwaltung

Der Beurteilungsabgleich wird federführend vom 
Landesamt für Steuern durchgeführt.

Hinsichtlich der Beurteilungen, die von den Lei-
terinnen und Leitern der Finanzämter zu erstellen 
sind, gilt dabei Folgendes:

Die Vorübersichten der Beurteilungen der Beam-
tinnen und Beamten der BesGr. A 13 werden vom 
Landesamt für Steuern gemeinsam mit den Leite-
rinnen und Leitern der Finanzämter, an denen zu 
beurteilende Beamte beschäftigt sind, erstellt und 
abgeglichen. Die Vorübersichten der Beurteilun-
gen der Beamtinnen und Beamten der BesGr. A 14 
werden in den Finanzamtsgruppen erstellt und 
anschließend vom Landesamt für Steuern, je zwei 
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Vertreterinnen oder Vertretern jeder Finanzamts-
gruppe unter Beteiligung des Staatsministeriums 
der Finanzen abgeglichen. Für die Beamtinnen und 
Beamten der BesGr. A 15 werden die Vorübersichten 
vom Landesamt für Steuern, den Amtsleiterinnen 
und Amtsleitern (soweit sie der BesGr. A 16 ange-
hören) unter Beteiligung des Staatsministeriums der 
Finanzen gemeinsam erstellt und  abgeglichen.

Die Vorübersichten der von der Präsidentin oder 
vom Präsidenten des Landesamts für Steuern zu 
erstellenden Beurteilungen werden vom Landesamt 
für Steuern vorbereitet und abschließend, in Kennt-
nis des den Finanzamtsbeurteilungen zugrunde 
gelegten Maßstabs, mit dem Staatsministerium 
der Finanzen abgeglichen. In diesen Abgleich sind 
auch die Beurteilungsvorübersichten der Leiterin 
oder des Leiters der Landesfi nanzschule einzube-
ziehen.

2.4.3 Beurteilungsabgleich beim Landesamt für Finan-
zen

Die Beurteilungen werden gemäß Nr. 2.4.1 in einer 
beim Staatsministerium der Finanzen eingerich-
teten Beurteilungskommission (vgl. Nr. 10.3 der 
materiellen Beurteilungsrichtlinien) abgeglichen. 
Dieser Kommission gehören an:

– die Leiterin oder der Leiter der Personalabteilung 
im Staatsministerium der Finanzen als Vorsitzen-
de/Vorsitzender,

– die Leiterin oder der Leiter des für die Beamtin-
nen und Beamten des Landesamts für Finanzen 
zuständigen Personalreferats im Staatsministe-
rium der Finanzen,

– die Präsidentin oder der Präsident des Landes-
amts für Finanzen.

Die Vertretung bestimmt sich nach dem Geschäfts-
verteilungsplan.

2.4.4 Beurteilungsabgleich bei der Immobilien Freistaat 
Bayern

Die Beurteilungen werden gemäß Nr. 2.4.1 in einer 
beim Staatsministerium der Finanzen eingerich-
teten Beurteilungskommission (vgl. Nr. 10.3 der 
materiellen Beurteilungsrichtlinien) abgeglichen. 
Dieser Kommission gehören an:

– die Leiterin oder der Leiter der Personalabteilung 
im Staatsministerium der Finanzen als Vorsitzen-
de/Vorsitzender,

– die Leiterin oder der Leiter des für die Beamtin-
nen und Beamten der Immobilien Freistaat 
Bayern zuständigen Personalreferats im Staats-
ministerium der Finanzen,

– die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer 
der Immobilien Freistaat Bayern.

Die Vertretung bestimmt sich nach dem Geschäfts-
verteilungsplan.

2.4.5 Beurteilungsabgleich in der Vermessungsverwal-
tung

Die Beurteilungen werden gemäß Nr. 2.4.1 in einer 
beim Staatsministerium der Finanzen eingerich-
teten Beurteilungskommission (vgl. Nr. 10.3 der

materiellen Beurteilungsrichtlinien) abgeglichen. 
Dieser Kommission gehören an:

– die Leiterin oder der Leiter der Abteilung VII 
(Vermessungsverwaltung, Informations- und 
Kommunikationstechnik) im Staatsministerium 
der Finanzen als Vorsitzende/Vorsitzender,

– die Leiterin oder der Leiter des für die Beamtin-
nen und Beamten der Vermessungsverwaltung 
zuständigen Personalreferats im Staatsministe-
rium der Finanzen,

– die Präsidentin oder der Präsident des Landes-
amts für Vermessung und Geoinformation,

– die Vizepräsidentin oder der Vizepräsident des 
Landesamts für Vermessung und Geoinforma-
tion.

Die Vertretung bestimmt sich nach dem Geschäfts-
verteilungsplan.

2.4.6 Beurteilungsabgleich bei der Fachhochschule für 
öffentliche Verwaltung und Rechtspfl ege

Die Beurteilungen werden gemäß Nr. 2.4.1 in einer 
beim Staatsministerium der Finanzen eingerich-
teten Beurteilungskommission (vgl. Nr. 10.3 der 
materiellen Beurteilungsrichtlinien) abgeglichen. 
Dieser Kommission gehören an:

– die Leiterin oder der Leiter des für die Beamtin-
nen und Beamten der Fachhochschule für öffent-
liche Verwaltung und Rechtspfl ege zuständigen 
Personalreferats im Staatsministerium der Finan-
zen als Vorsitzende/Vorsitzender,

– die Personalsachbearbeiterin oder der Personal-
sachbearbeiter im Staatsministerium der Finan-
zen,

– die Präsidentin oder der Präsident der Fachhoch-
schule für öffentliche Verwaltung und Rechts-
pfl ege,

– die Leiterinnen und Leiter der Fachbereiche der 
Fachhochschule für öffentliche Verwaltung und 
Rechtspfl ege.

Die Vertretung bestimmt sich nach dem Geschäfts-
verteilungsplan.

2.4.7 Beurteilungsabgleich bei der Staatlichen Lotterie-
verwaltung, dem Bayerischen Hauptmünzamt 
und der Bayerischen Verwaltung der Staatlichen 
Schlösser, Gärten und Seen

Die Vorübersichten sind von der jeweiligen Dienst-
stelle vorzubereiten und dem Staatsministerium der 
Finanzen zum Abgleich vorzulegen.

2.4.8 Die einzelnen Beurteilungen sind unverzüglich 
nach Ablauf des Beurteilungszeitraums zu erstel-
len. In sinngemäßer Anwendung von Nr. 10.4 der 
materiellen Beurteilungsrichtlinien können sie ggf. 
auch mit einer Stellungnahme der Dienststellenlei-
terin oder des Dienststellenleiters versehen werden, 
wenn die Dienststellenleiterin bzw. der Dienststel-
lenleiter weder beurteilende/beurteilender Dienst-
vorgesetzte/Dienstvorgesetzter noch unmittelbare/
unmittelbarer Vorgesetzte/Vorgesetzter der Beamtin 
oder des Beamten ist. Eine Stellungnahme entfällt, 
wenn die oder der beurteilende Dienstvorgesetzte 
zugleich unmittelbare/unmittelbarer Vorgesetzte/
Vorgesetzter ist.
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2.4.9 Die Beurteilungen sind – nach Eröffnung an die 
Beamtinnen und Beamten – den vorgesetzten 
Dienstbehörden zur Überprüfung vorzulegen. 
Einwendungen, denen von der oder dem beurtei-
lenden Dienstvorgesetzten nicht abgeholfen 
werden kann, sind möglichst zusammen mit den 
Beurteilungen und einer Stellungnahme der oder 
des beurteilenden Dienstvorgesetzten vorzulegen. 
Vor der Weitergabe der Beurteilungen ist deshalb 
eine Überlegungsfrist von wenigstens zwei Wochen 
abzuwarten. Spätere Einwendungen sind mit 
Stellungnahme unverzüglich nachzureichen.

2.4.10 Dem Staatsministerium der Finanzen sind Abdrucke 
aller Beurteilungen vorzulegen. Förmlich überprüft 
es jedoch nur Beurteilungen, die von  unmittelbar 
nachgeordneten Behörden erstellt wurden und 
gegen die Einwendungen erhoben worden sind 
(§ 63 Abs. 2 Satz 3 LbV). Art. 7 Abs. 1 Satz 2 BayBG 
und das allgemeine Weisungsrecht des Staatsmi-
nisteriums der Finanzen bleiben  unberührt.

2.4.11 Vorbehaltlich der Überprüfung durch die zustän-
dige Stelle werden reguläre periodische Beurtei-
lungen mit Ablauf des Beurteilungsjahres, nach 
Nr. 2.2.2 Satz 1 zurückgestellte Beurteilungen 
am 1. Oktober des Folgejahres wirksam. Die nach 
Nr. 2.2.3 nachzuholenden Beurteilungen werden 
mit ihrer Eröffnung bzw. nach Abschluss der Über-
prüfung mit der Genehmigung wirksam.

3. Probezeitbeurteilung (§ 58 LbV)

3.1 Form und Ausgestaltung der Probezeitbeurtei-
lung

3.1.1 Die Probezeitbeurteilungen der Beamtinnen und 
Beamten des höheren Dienstes sind nach dem 
Muster der Anlage 4 zu erstellen.

3.1.2 Die Probezeitbeurteilung beschränkt sich auf eine 
verbale Würdigung der während der Probezeit 
 erwiesenen Eignung, Befähigung und Leistung der 
Beamtin oder des Beamten sowie ihrer bzw. seiner 
Gesamtpersönlichkeit und – ggf. – die Feststellung, 
dass die Beamtin oder der Beamte erheblich über 
dem Durchschnitt liegende Leistungen erbracht hat 
und deshalb für die Abkürzung der Probezeit in 
Betracht kommt (Nr. 6.5.2 der materiellen Beurtei-
lungsrichtlinien). In der Steuerverwaltung ist ggf. 
zusätzlich zu vermerken, dass die oder der Beur-
teilte für eine Sonderausbildung für den Betriebs-
prüfungsdienst in Betracht kommt.

3.1.3 Die Probezeitbeurteilung ist mit einer Bewertung 
gemäß Nr. 7.2.1 bis 7.2.3 der materiellen Beurtei-
lungsrichtlinien abzuschließen. Eine Äußerung 
zur Verwendungs- oder Beförderungseignung ent-
fällt.

3.2 Verfahren bei Probezeitbeurteilungen

3.2.1 Der Beurteilungszeitraum der Probezeitbeurteilung 
beginnt mit der Begründung des Beamtenverhält-
nisses auf Probe zum Freistaat Bayern und endet 
mit dem Ablauf der regulären oder ggf. verkürzten 
Probezeit. Wird die Probezeit verlängert, ist am 
Ende des Verlängerungszeitraums eine weitere 
Probezeitbeurteilung zu erstellen, die den Verlän-
gerungszeitraum umfasst.

3.2.2 Das Beurteilungsverfahren ist im Regelfall so abzu-
wickeln, dass die Beamtin oder der Beamte mit dem 
Ablauf der dreijährigen Probezeit ohne Zeitverlust 
in das Beamtenverhältnis auf Lebenszeit berufen 
werden kann, wenn sie bzw. er hierfür geeignet 
ist.

3.2.3 Kommt eine Abkürzung der Probezeit in Betracht, 
ist zunächst ein Entwurf der Probezeitbeurteilung 
zu erstellen und so rechtzeitig zur Überprüfung 
vorzulegen, dass die Beamtin oder der Beamte ggf. 
zeitgerecht mit Ablauf der verkürzten Probezeit in 
das Beamtenverhältnis auf Lebenszeit  berufen 
werden kann. Die Eröffnung der (endgültigen) 
Probe zeitbeurteilung ist in diesem Fall mit der 
 Aushändigung der Ernennungsurkunde zu verbin-
den oder später nachzuholen. Ergeben sich keine 
Abweichungen zum genehmigten Entwurf, ist eine 
weitere Überprüfung nicht erforderlich.

3.2.4 Stellt sich während der Probezeit zweifelsfrei 
 heraus, dass die Beamtin oder der Beamte die 
 Eignung für das Beamtenverhältnis auf Lebenszeit 
auch bei Fortdauer und Verlängerung der Probezeit 
nicht wird nachweisen können, ist die Probezeit-
beurteilung unverzüglich zu erstellen, zu eröffnen 
und der vorgesetzten Dienstbehörde vorzulegen.

3.2.5 Es ist nicht zulässig, die Beamtin oder den Be-
amten durch die Eröffnung der Probezeitbeurtei-
lung erstmals mit der Einschätzung der oder 
des Dienstvorgesetzten zu konfrontieren, dass sie 
bzw. er die Probezeit nicht bestehen wird oder noch 
nicht  bestanden hat. Die oder der  Dienstvorgesetzte 
ist vielmehr verpfl ichtet, schon bei den ersten 
 Anzeichen, die ein Bestehen der Probezeit fraglich 
erscheinen lassen, auf die negative Entwicklung 
hinzuweisen und, ggf. durch mehrmalige Abmah-
nung, auf eine Besserung hinzuwirken (vgl. Nr. 2.4 
Satz 4 der materiellen Beurteilungsrichtlinien).

3.2.6 Dem Staatsministerium der Finanzen sind Abdru-
cke aller Probezeitbeurteilungen vorzulegen. Für 
die Überprüfung gilt Nr. 2.4.10 entsprechend.

4. Zwischenbeurteilung (§ 60 LbV)

4.1 Form und Ausgestaltung der Zwischenbeurtei-
lung

4.1.1 Für eine Zwischenbeurteilung sind die Muster 
der Anlage 1 und 2 zu verwenden, wenn sie nach 
 einer Probezeitbeurteilung oder einer vereinfach-
ten perio dischen Beurteilung zu erstellen ist.  Diese 
Formblattmuster können auch im Anschluss an 
eine ausführliche periodische Beurteilung ver-
wendet werden, wenn dies auf Grund gravierender 
Veränderungen der Beurteilungsgrundlagen oder 
der Einschätzung der Beamtin oder des Beamten 
erforderlich erscheint. Im Übrigen gilt das Muster 
der Anlage 3. Eine mehrmalige, unmittelbar aufei-
nanderfolgende Zwischenbeurteilung nach dem 
Muster der Anlage 3 ist zulässig.

4.1.2 Die ausführliche Zwischenbeurteilung nach den 
Mustern der Anlage 1 und 2 ist mit einem Gesamt-
urteil nach Nr. 7.1 der materiellen Beurteilungs-
richtlinien abzuschließen. Eine Äußerung zur 
Beförderungseignung entfällt; dies gilt auch für 
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 die vereinfachte Zwischenbeurteilung nach dem 
Muster der Anlage 3 (vgl. Nr. 6.6 der materiellen 
Beurteilungsrichtlinien).

4.2 Verfahren bei der Zwischenbeurteilung

4.2.1 Eine Zwischenbeurteilung ist nur dann veranlasst, 
wenn die Beamtin oder der Beamte voraus sicht-
lich der nächsten periodischen Beurteilung noch 
von Amts wegen unterliegt, im Fall des Behörden-
wechsels außerdem nur dann, wenn sich dadurch 
auch die Beurteilungszuständigkeit (§ 63 Abs. 1 
LbV) ändert.

4.2.2 Der Zwischenbeurteilung ist der Zeitraum vom 
Ende des letzten von der periodischen Beurteilung, 
Probezeitbeurteilung oder Zwischenbeurteilung 
 erfassten Beurteilungszeitraums bis zur Ver setzung, 
Beurlaubung oder Freistellung vom Dienst zugrun-
de zu legen. Ist der Versetzung eine Abordnung 
vorausgegangen, endet der Beurteilungszeitraum 
mit dem Beginn der Abordnung (Nr. 6.6 letzter 
Absatz der materiellen Beurteilungsrichtlinien). 
Dies gilt auch, wenn sich an die (erste) Abordnung 
eine weitere Abordnung an eine andere Behörde 
anschließt.

4.2.3 Die Zwischenbeurteilung ist unmittelbar nach 
der Versetzung, Beurlaubung oder Freistellung 

 vom Dienst anzufertigen, zu eröffnen und der 
 vorge setzten Dienstbehörde zur Überprüfung 
 vorzulegen.

4.2.4 Dem Staatsministerium der Finanzen sind Ab-
drucke aller Zwischenbeurteilungen vorzulegen. 
Für die Überprüfung gilt Nr. 2.4.10 entsprechend.

5. Sonstiges

5.1 Bei der Konzeption dieser Richtlinien sind beteiligt 
worden:

– der Hauptpersonalrat beim Staatsministerium 
der Finanzen gemäß Art. 75 Abs. 4 Satz 1 Nr. 11 
BayPVG,

– die Hauptschwerbehindertenvertretung beim 
Staatsministerium der Finanzen gemäß § 95 
Abs. 2 SGB IX,

– die Gleichstellungsbeauftragte beim Staatsmi-
nisterium der Finanzen gemäß Art. 18 Abs. 2 
BayGlG.

5.2 Diese Richtlinien treten am Tag nach ihrer Be-
 kanntgabe in Kraft. Zum gleichen Zeitpunkt treten 
die Richtlinien vom 22. März 2007 (FMBl S. 183) 
außer Kraft.

We i g e r t
Ministerialdirektor
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Anlage 1
Formblattmuster für die dienstliche Beurteilung der Beamtinnen und Beamten des höheren Dienstes (ohne BayFHVR)

Bayer. Staatsministerium der Finanzen Beurteilungsrichtlinien hD 2010

Beurteilende Dienststelle

................................................................. Gz.: ........................................... (Beurteilungsjahr) ….....

Dienstliche Beurteilung
gemäß §§ 57 ff LbV

Periodische Beurteilung auf Antrag

Zwischenbeurteilung Beurteilungsbeitrag

für .......................................................... .............................................................................................
(Amtsbezeichnung) (Vor- und Zuname)

geb. am: ............................... Dienstalter: ...............................

(bei Beamtinnen und Beamten im Eingangsamt: Ablauf der Probezeit: ....................................)

Schwerbehinderung nein ja, Grad der Behinderung: .............

Beurteilungszeitraum vom .......................... bis ..................................

1. Tätigkeitsgebiet und Aufgaben im Beurteilungszeitraum

Dauer
von ... bis ...
(teilzeitbeschäftigt
von ... bis ... /
Arbeitsanteil)

Dienststelle Art der Tätigkeit
Beschreibung des Aufgabengebiets

2. Beurteilungsmerkmale

2.1 Fachliche Leistung

2.1.1 Arbeitserfolg

Punktwert

– Arbeitsmenge ......

......

......

......

– Arbeitsgüte:
Sorgfalt und Gründlichkeit
Beachten von inhaltlichen und formalen Vorgaben
Verwendbarkeit
Einhalten von Terminen ......

– Arbeitseinsatz (Persönliches Engagement und Leistungsbereitschaft) ......
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Anlage 1
Seite 2 der dienstlichen Beurteilung .... für …………………..

Bayer. Staatsministerium der Finanzen Beurteilungsrichtlinien hD 2010

2.1.2 Arbeitsweise

Punktwert

......
– Eigeninitiative und Selbständigkeit:

Handeln ohne Anstoß und Anleitung
Flexibilität, Innovationsfähigkeit ......

– Planungsvermögen (zielgerichtetes Ausrichten von Arbeitsabläufen) ......

......
– Organisationsfähigkeit:

Selbstorganisation
Setzen von Prioritäten ......

– Arbeitstempo (Erledigung der Aufgaben in angemessener Zeit) ......
– Zusammenarbeit mit Vorgesetzten ......
– Zusammenarbeit mit Kolleginnen und Kollegen, Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern ......
– Konfliktbewältigung als Kollegin oder Kollege, Mitarbeiterin oder Mitarbeiter ......
– Informations- und Kommunikationsverhalten ......

......

......

– Verhalten nach außen:
Umgang mit den Bürgerinnen und Bürgern
Umgang mit anderen Behörden und Institutionen
dienstleistungsorientiertes Verhalten ......

– wirtschaftliches Verhalten, Kostenbewusstsein ......

2.1.3 Führungsverhalten

Punktwert

– Organisationsvermögen (Arbeitsabläufe rationell, wirtschaftlich und zielgerichtet planen, koor-
dinieren, durchführen, überwachen und lenken) ......

......

......

......

– Anleitung und Aufsicht:
fachliche Anleitung
Führen durch Zielvereinbarungen
kooperativer Führungsstil
Delegation ......

......
– Motivation und Förderung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter:

Förderung der Selbständigkeit und Eigenverantwortung
Förderung der beruflichen Fortentwicklung ......

– Konfliktbewältigung als Vorgesetzte oder Vorgesetzter ......

2.2 Eignung und Befähigung

2.2.1 Eignung

Punktwert

– Auffassungsgabe ......
– geistige Beweglichkeit ......
– Urteilsvermögen ......
– Entschlusskraft, Entscheidungsfreude, Verantwortungsbereitschaft ......
– Einsatzbereitschaft ......
– Belastbarkeit ......
– Führungspotential (Prognose der weiteren Entwicklung, insbesondere der Führungsfähigkeit) ......

2.2.2 Befähigung

Punktwert

– Fachkenntnisse, Fachkompetenz ......
– mündliche Ausdrucksfähigkeit ......
– schriftliche Ausdrucksfähigkeit ......
– Verhandlungsgeschick ......
– Fortbildungsstreben ......
– Sonstiges fachliches Können

(z.B. pädagogische Befähigung, Fremdsprachenkenntnisse, DV-Kenntnisse, andere Spezialkenntnisse, fachschrift-
stellerische Betätigung) verbale Beschreibung:
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Anlage 1
Seite 3 der dienstlichen Beurteilung .... für …………………..

Bayer. Staatsministerium der Finanzen Beurteilungsrichtlinien hD 2010

3. Ergänzende Bemerkungen (verbale Beschreibung)

(z. B. dienstpostenbezogene Gewichtung der Unterpunkte, Berücksichtigung einer Schwerbehinderung beim Beurtei-
lungsmaßstab, Wahrnehmung besonderer Funktionen, nebenamtliche Lehrtätigkeit, Erläuterungen zu Einzelmerkmalen
und zur Bildung des Gesamturteils nach Nr. 2.3.3 der Beurteilungsrichtlinien)

Punktwert

4. Gesamturteil ...................

5. Verwendungseignung

verbale Beschreibung:

5.1 Führungseignung (Eignung für nächste Führungsebene)

5.2 Eignung für besondere Aufgaben

5.3 Eignung für folgende Dienstposten/Dienststellen:

5.4 Eignung für ein Amt der BesGr. ...
nach Bewährung
(Der Bewährungsvorbehalt gilt nicht für Ämter mit leitender Funktion, die im Beamtenverhältnis auf Zeit oder
auf Probe gemäß Art. 45 und 46 BayBG zu übertragen sind.)

6. Dienstort- und Verwendungswünsche der Beamtin/des Beamten

Siehe anliegende Erklärung vom ...................... .

.......................................... Dienstvorgesetzte(r) ………...……. ………..…….………………...…...
(Dienststelle) (Amtsbezeichnung) (Vor- und Zuname)

…………………...……..…., den …….………..…... …………..…………………….………………….…
(Ort) (Datum) (Unterschrift des/der Dienstvorgesetzten)
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Anlage 1
Seite 4 der dienstlichen Beurteilung .... für …………………..

Bayer. Staatsministerium der Finanzen Beurteilungsrichtlinien hD 2010

Stellungnahme des/der unmittelbaren Vorgesetzten:

………………………………………… …………………………………………………………………………
(Amtsbezeichnung) (Vor- und Zuname)

ohne Einwendungen

Einwendungen, Begründung (ggf. auf gesondertem Blatt)

...........................................................................................................................................................

...........................................................................................................................................................

...........................................................................................................................................................

...........................................................................................................................................................

...........................................................................................................................................................

...........................................................................................................................................................

...........................................................................................................................................................

...........................................................................................................................................................

...........................................................................................................................................................

……………..……........, den …….…………... ………………………………..…….….…………....….…
(Ort) (Datum) (Unterschrift des/der Vorgesetzten)

Gemäß § 64 Abs. 1 Satz 1 LbV eröffnet erhalten:

…………………….…., den …….…………... ……………..………………………...………………….…
(Ort) (Datum) (Unterschrift der beurteilten Beamtin, Unterschrift des beurteilten Beamten)

Einverstanden / geändert
(§ 63 Abs. 2 LbV)

…………………….…., den …….……....…... …………..…...… ………………………………………
(Ort) (Datum) (Dienststelle) (Unterschrift)

Gemäß § 64 Abs. 1 Satz 5 LbV nochmals eröffnet erhalten:

………………..…..….., den …….………..…. ……………..……………..………….………………….…
(Ort) (Datum) (Unterschrift der beurteilten Beamtin, Unterschrift des beurteilten Beamten)
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Anlage 2
Formblattmuster für die dienstliche Beurteilung der Beamtinnen und Beamten des höheren Dienstes

(Fachhochschullehrer) an der BayFHVR

Bayer. Staatsministerium der Finanzen Beurteilungsrichtlinien hD 2010

Beurteilende Dienststelle

................................................................. Gz.: ......................................... (Beurteilungsjahr) ….....

Dienstliche Beurteilung
gemäß §§ 57 ff LbV

Periodische Beurteilung auf Antrag

Zwischenbeurteilung Beurteilungsbeitrag

für .......................................................... ...........................................................................................
(Amtsbezeichnung) (Vor- und Zuname)

geb. am: ............................... Dienstalter: ...............................

(bei Beamtinnen und Beamten im Eingangsamt: Ablauf der Probezeit: ....................................)

Schwerbehinderung nein ja, Grad der Behinderung: .............

Beurteilungszeitraum vom .......................... bis ..................................

1. Tätigkeitsgebiet und Aufgaben im Beurteilungszeitraum

Dauer
von ... bis ...
(teilzeitbeschäftigt
von ... bis ... /
Arbeitsanteil)

Dienststelle Art der Tätigkeit
Beschreibung des Aufgabengebiets

2. Beurteilungsmerkmale

2.1 Fachliche Leistung

2.1.1 Arbeitserfolg

Punktwert

– Arbeitsmenge ......*

......

......

......

– Arbeitsgüte:
Sorgfalt und Gründlichkeit
Umsetzung der vorgegebenen Lehrinhalte
Qualifizierung der Studierenden für Studium und Praxis
Einhalten von Terminen ......

– Arbeitseinsatz (Persönliches Engagement und Leistungsbereitschaft) ......

*
Soweit die Tätigkeit eine Bewertung dieses Beurteilungsmerkmals zulässt; andernfalls Erläuterung unter den ergänzenden Bemerkungen.
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Anlage 2
Seite 2 der dienstlichen Beurteilung .... für …………….

Bayer. Staatsministerium der Finanzen Beurteilungsrichtlinien hD 2010

2.1.2 Arbeitsweise

Punktwert

......
– Eigeninitiative und Selbständigkeit:

Handeln ohne Anstoß und Anleitung
Flexibilität, Innovationsfähigkeit ......

– Planungsvermögen (zielgerichtetes Ausrichten von Arbeitsabläufen) ......

......
– Organisationsfähigkeit:

Selbstorganisation
Setzen von Prioritäten ......

– Arbeitstempo (Erledigung der Aufgaben in angemessener Zeit) ......
– Zusammenarbeit mit Vorgesetzten ......
– Zusammenarbeit mit Kolleginnen und Kollegen, Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern ......
– Konfliktbewältigung als Kollegin oder Kollege, Mitarbeiterin oder Mitarbeiter ......
– Informations- und Kommunikationsverhalten ......

......

......

– Verhalten nach außen:
Umgang mit den Studierenden
Umgang mit anderen Behörden und Institutionen
dienstleistungsorientiertes Verhalten ......

– wirtschaftliches Verhalten, Kostenbewusstsein ......*

2.1.3 Führungsverhalten

Punktwert

– Organisationsvermögen (Arbeitsabläufe rationell, wirtschaftlich und zielgerichtet planen, koor-
dinieren, durchführen, überwachen und lenken) ......*

......*

......*

......*

– Anleitung und Aufsicht:
fachliche Anleitung
Führen durch Zielvereinbarungen
kooperativer Führungsstil
Delegation ......*

......*– Motivation der Studierenden
– Förderung der Selbstständigkeit und Eigenverantwortung der Studierenden ......
– Konfliktbewältigung als Lehrende/Lehrender oder Vorgesetzte/Vorgesetzter ......

2.2 Eignung und Befähigung

2.2.1 Eignung

Punktwert

– Auffassungsgabe ......
– geistige Beweglichkeit ......
– Urteilsvermögen ......
– Entschlusskraft, Entscheidungsfreude, Verantwortungsbereitschaft ......
– Einsatzbereitschaft ......
– Belastbarkeit ......
– Führungspotential (Prognose der weiteren Entwicklung, insbesondere der Führungsfähigkeit) ......

2.2.2 Befähigung

Punktwert

– Fachkenntnisse, Fachkompetenz ......
– mündliche Ausdrucksfähigkeit ......
– schriftliche Ausdrucksfähigkeit ......
– pädagogische Befähigung ......
– Verhandlungsgeschick ......
– Fortbildungsstreben ......
– Sonstiges fachliches Können

(z.B. Fremdsprachenkenntnisse, DV-Kenntnisse, andere Spezialkenntnisse, fachschriftstellerische Betätigung)
verbale Beschreibung:

*
Soweit die Tätigkeit eine Bewertung dieses Beurteilungsmerkmals zulässt; andernfalls Erläuterung unter den ergänzenden Bemerkungen.
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Anlage 2
Seite 3 der dienstlichen Beurteilung .... für …………….

Bayer. Staatsministerium der Finanzen Beurteilungsrichtlinien hD 2010

3. Ergänzende Bemerkungen (verbale Beschreibung)

(z. B. dienstpostenbezogene Gewichtung der Unterpunkte, Berücksichtigung einer Schwerbehinderung beim Beurtei-
lungsmaßstab, Wahrnehmung besonderer Funktionen, nebenamtliche Lehrtätigkeit, Erläuterungen zu Einzelmerkmalen
und zur Bildung des Gesamturteils nach Nr. 2.3.3 der Beurteilungsrichtlinien)

Punktwert

4. Gesamturteil ...................

5. Verwendungseignung

verbale Beschreibung:

5.1 Führungseignung (Eignung für nächste Führungsebene)

5.2 Eignung für besondere Aufgaben

5.3 Eignung für folgende Dienstposten/Dienststellen:

5.4 Eignung für ein Amt der BesGr. ...
nach Bewährung
(Der Bewährungsvorbehalt gilt nicht für Ämter mit leitender Funktion, die im Beamtenverhältnis auf Zeit oder
auf Probe gemäß Art. 45 und 46 BayBG zu übertragen sind.)

6. Dienstort- und Verwendungswünsche der Beamtin/des Beamten

Siehe anliegende Erklärung vom ...................... .

......................................... Dienstvorgesetzte(r) ….…………... ….……………….………………....
(Dienststelle) (Amtsbezeichnung) (Vor- und Zuname)

…………………………..…., den …….………..…... …………..……………………….…………….…
(Ort) (Datum) (Unterschrift des/der Dienstvorgesetzten)
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Anlage 2
Seite 4 der dienstlichen Beurteilung .... für …………….

Bayer. Staatsministerium der Finanzen Beurteilungsrichtlinien hD 2010

Stellungnahme des/der unmittelbaren Vorgesetzten:

………………………………………… …………………………………………………………………………
(Amtsbezeichnung) (Vor- und Zuname)

ohne Einwendungen

Einwendungen, Begründung (ggf. auf gesondertem Blatt)

............................................................................................................................................................

............................................................................................................................................................

............................................................................................................................................................

............................................................................................................................................................

............................................................................................................................................................

............................................................................................................................................................

............................................................................................................................................................

............................................................................................................................................................

............................................................................................................................................................

……………..……........, den …….…………... ………………………………..…….….…………....….…
(Ort) (Datum) (Unterschrift des/der Vorgesetzten)

Gemäß § 64 Abs. 1 Satz 1 LbV eröffnet erhalten:

……………….........…., den …..………...…... …………………………..………….….…..…..……….…
(Ort) (Datum) (Unterschrift der beurteilten Beamtin, Unterschrift des beurteilten Beamten)

Einverstanden / geändert
(§ 63 Abs. 2 LbV)

…………………….…., den …….……....…... …………..…...… ………………………………………
(Ort) (Datum) (Dienststelle) (Unterschrift)

Gemäß § 64 Abs. 1 Satz 5 LbV nochmals eröffnet erhalten:

………………...…..…., den …….…………... ………………………..………….………………….….…
(Ort) (Datum) (Unterschrift der beurteilten Beamtin, Unterschrift des beurteilten Beamten)
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Anlage 3
Formblattmuster für die vereinfachte Beurteilung der Beamtinnen und Beamten des höheren Dienstes

Bayer. Staatsministerium der Finanzen Beurteilungsrichtlinien hD 2010

Beurteilende Dienststelle

................................................................. Gz.: ........................................... (Beurteilungsjahr) ….....

Dienstliche Beurteilung
gemäß §§ 57 ff LbV

Periodische Beurteilung auf Antrag

Zwischenbeurteilung

für .......................................................... ...........................................................................................
(Amtsbezeichnung) (Vor- und Zuname)

geb. am: ............................... Dienstalter: ...............................

(bei Beamtinnen und Beamten im Eingangsamt: Ablauf der Probezeit: ....................................)

Schwerbehinderung nein ja, Grad der Behinderung: .............

Beurteilungszeitraum vom .......................... bis ..................................

1. Tätigkeitsgebiet und Aufgaben im Beurteilungszeitraum

Dauer
von ... bis ...
(teilzeitbeschäftigt
von ... bis ... /
Arbeitsanteil)

Dienststelle Art der Tätigkeit
Beschreibung des Aufgabengebiets
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Anlage 3
Seite 2 der dienstlichen Beurteilung ….. für ………………

Bayer. Staatsministerium der Finanzen Beurteilungsrichtlinien hD 2010

2. Beurteilung

Die periodische Beurteilung .........

Zwischenbeurteilung vom ............................

mit dem Gesamturteil (Punktwert) ....................................................................

wird unverändert übernommen.

unter Änderung in folgenden Punkten übernommen:

………………………………………………………………………………………………………………….

………………………………………………………………………………………………………………….

………………………………………………………………………………………………………………….

………………………………………………………………………………………………………………….

………………………………………………………………………………………………………………….

………………………………………………………………………………………………………………….

………………………………………………………………………………………………………………….

………………………………………………………………………………………………………………….

………………………………………………………………………………………………………………….

3. Verwendungseignung

Die in der Ausgangsbeurteilung festgestellte Verwendungseignung wird

unverändert übernommen.

unter Änderung in folgenden Punkten übernommen:

............................................................................................................................................................

............................................................................................................................................................

............................................................................................................................................................

............................................................................................................................................................

............................................................................................................................................................

............................................................................................................................................................

............................................................................................................................................................

............................................................................................................................................................

4. Dienstort- und Verwendungswünsche der Beamtin/des Beamten

Siehe anliegende Erklärung vom ...................... .

......................................... Dienstvorgesetzte(r) ……………... ….……………….………………....
(Dienststelle) (Amtsbezeichnung) (Vor- und Zuname)

…………………………..…., den …….………..…... …………..……………………….…………….…
(Ort) (Datum) (Unterschrift des/der Dienstvorgesetzten)
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Anlage 3
Seite 3 der dienstlichen Beurteilung ….. für ………………

Bayer. Staatsministerium der Finanzen Beurteilungsrichtlinien hD 2010

Stellungnahme des/der unmittelbaren Vorgesetzten:

………………………………………… …………………………………………………………………………
(Amtsbezeichnung) (Vor- und Zuname)

ohne Einwendungen

Einwendungen, Begründung (ggf. auf gesondertem Blatt)

............................................................................................................................................................

............................................................................................................................................................

............................................................................................................................................................

............................................................................................................................................................

............................................................................................................................................................

............................................................................................................................................................

............................................................................................................................................................

............................................................................................................................................................

............................................................................................................................................................

……………..……........, den …….…………... ………………………………..…….….…………....….…
(Ort) (Datum) (Unterschrift des/der Vorgesetzten)

Gemäß § 64 Abs. 1 Satz 1 LbV eröffnet erhalten:

……………….........…., den …..………...…... …………………………..………….….…..…..……….…
(Ort) (Datum) (Unterschrift der beurteilten Beamtin, Unterschrift des beurteilten Beamten)

Einverstanden / geändert
(§ 63 Abs. 2 LbV)

…………………….…., den …….……....…... …………..…...… ………………………………………
(Ort) (Datum) (Dienststelle) (Unterschrift)

Gemäß § 64 Abs. 1 Satz 5 LbV nochmals eröffnet erhalten:

………………...…..…., den …….…………... ………………………..………….………………….….…
(Ort) (Datum) (Unterschrift der beurteilten Beamtin, Unterschrift des beurteilten Beamten)
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Anlage 4
Formblattmuster für die Probezeitbeurteilung von Beamtinnen und Beamten des höheren Dienstes

Bayer. Staatsministerium der Finanzen Beurteilungsrichtlinien hD 2010

Beurteilende Dienststelle

................................................................. Gz.: ...........................................

Probezeitbeurteilung
gemäß § 58 LbV

für .......................................................... .........................................................................................
(Amtsbezeichnung) (Vor- und Zuname)

geb. am: ...............................

Ablauf der – verkürzten – verlängerten * – Probezeit: .............................

Schwerbehinderung nein ja, Grad der Behinderung: .............

1. Tätigkeitsgebiet und Aufgaben in der Probezeit

Dauer
von … bis …
(teilzeitbeschäftigt
von … bis … /
Arbeitsanteil)

Dienststelle Art der Tätigkeit
Beschreibung des Aufgabengebiets

2. Beurteilung (Gesamtwürdigung – Eignung [auch gesundheitliche Eignung], Befähigung, Leistung):

* Nichtzutreffendes streichen.
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Anlage 4
Seite 2 der Probezeitbeurteilung vom ……. für

Bayer. Staatsministerium der Finanzen Beurteilungsrichtlinien hD 2010

3. Abschließende Bewertung

Die Beamtin/Der Beamte ist für eine Verwendung auf einem Dienstposten des Eingangsamts
ihrer/seiner Laufbahn und die Übernahme in das Beamtenverhältnis auf Lebenszeit

geeignet.

noch nicht geeignet.

nicht geeignet.

.......................................... Dienstvorgesetzte(r) ………...……. ………..…….………………...…...
(Dienststelle) (Amtsbezeichnung) (Vor- und Zuname)

…………………………..…., den …….………..…... …………..……………………….…………….…
(Ort) (Datum) (Unterschrift des/der Dienstvorgesetzten)

Stellungnahme des/der unmittelbaren Vorgesetzten:

………………………………………… …………………………………………………………………………
(Amtsbezeichnung) (Vor- und Zuname)

ohne Einwendungen

Einwendungen, Begründung (ggf. auf gesondertem Blatt)

............................................................................................................................................................

............................................................................................................................................................

............................................................................................................................................................

............................................................................................................................................................

............................................................................................................................................................

……………..……........, den …….…………... ………………………………..…….….…………....….…
(Ort) (Datum) (Unterschrift des/der Vorgesetzten)

Gemäß § 64 Abs. 1 Satz 1 LbV eröffnet erhalten:

……………….........…., den …..………...…... …………………………..………….….…..…..……….…
(Ort) (Datum) (Unterschrift der beurteilten Beamtin, Unterschrift des beurteilten Beamten)

Einverstanden / geändert
(§ 63 Abs. 2 LbV)

…………………….…., den …….……....…... …………..…...… ………………………………………
(Ort) (Datum) (Dienststelle) (Unterschrift)

Gemäß § 64 Abs. 1 Satz 5 LbV nochmals eröffnet erhalten:

………………...…..…., den …….…………... ………………………..………….………………….….…
(Ort) (Datum) (Unterschrift der beurteilten Beamtin, Unterschrift des beurteilten Beamten)



FMBl Nr. 2/201058

Anlage 5 
Formblattmuster für die dienstliche Beurteilung der Beamtinnen und Beamten des höheren Dienstes 

 

Bayer. Staatsministerium der Finanzen Beurteilungsrichtlinien hD 2010 
 

 
Anlage zur periodischen Beurteilung ………..... 

 
 

   
(Name, Vorname, Amtsbezeichnung)  (Geburtsdatum) 

 
 

(Dienststelle) 
 
 

E r k l ä r u n g  
 
1. Schwerbehinderung: 
 

 * Ich bin schwerbehindert (GdB:           ) 
 

 
 

* Ich wünsche nicht, dass die Schwerbehindertenvertretung über das Anstehen der periodischen Beur-
teilung ……… und über das dem Beurteilenden bekannte Ausmaß meiner Behinderung informiert 
wird. 
 

2. Gleichstellung 
 
 
 

* Ich wünsche, dass die Ansprechpartnerin/der Ansprechpartner für Gleichstellungsfragen bzw. die/der 
Gleichstellungsbeauftragte bereits im Vorfeld der periodischen Beurteilung …….. beteiligt wird. 

 
3. Versetzungs- und Umzugsbereitschaft 

 
 * Ich bin uneingeschränkt versetzungs- und umzugsbereit. 

 
 * Ich bin nicht versetzungsbereit. 

 
 * Ich bin versetzungsbereit an folgende Dienststellen: 

 

 

 

 
4. Dienstlicher Einsatz: 
 

Ich strebe den Einsatz auf folgenden Dienstposten (Funktionen) an: 

 

 

 

 

 
 
 

Diese Erklärung gilt bis zur nächsten periodischen Beurteilung, es sei denn, sie wird vorher schriftlich ganz oder 
teilweise widerrufen. 

 
 
 
 
 

   
(Ort, Datum)  (Unterschrift) 

 

                                                 
*
 Zutreffendes bitte ankreuzen. 
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Dienstwohnungen

2032.6-F

Sammelheizung 
aus dienstlichen Versorgungsleitungen

Bekanntmachung
des Bayerischen Staatsministeriums der Finanzen

vom 28. Januar 2010 Az.: 24 - VV 2810 - 1 - 3 014/10

Auf Grund § 7 Abs. 1 Satz 2 der Dienstwohnungsverord-
nung vom 28. November 1997 (GVBl S. 866) wird der 
 Heizkostenbeitrag für den Abrechnungszeitraum vom 
1. Juli 2008 bis 30. Juni 2009 wie folgt festgesetzt:

Energieträger

fossile Brennstoffe 12,97 EUR/m².
Fernwärme und übrige Heizungsarten 13,81 EUR/m².

We i g e r t
Ministerialdirektor
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Besoldung

Tarifrecht

2034.1.2-F

Landesbezirkliche Tarifverträge

Bekanntmachung
des Bayerischen Staatsministeriums der Finanzen

vom 2. Februar 2010 Az.: 25 - P 2618 - 001 - 2 730/10

Nachstehend wird der Anschlusstarifvertrag über eine 
 ergänzende Leistung an Arbeitnehmerinnen, Arbeit-
nehmer und Auszubildende des Freistaates Bayern vom 
16. November 2009 zum Vollzug bekannt gegeben.

We i g e r t
Ministerialdirektor

Anschlusstarifvertrag
über eine ergänzende Leistung 

an Arbeitnehmerinnen, Arbeitnehmer 
und Auszubildende des Freistaates Bayern (TV-EL)

vom 16. November 2009

Zwischen

dem Freistaat Bayern,
vertreten durch das Bayerische Staatsministerium der 
Finanzen,

und

der Gewerkschaft Öffentlicher Dienst und Dienstleistun-
gen (GÖD)

wird Folgendes vereinbart:

§ 1

Die Tarifvertragsparteien schließen die nachfolgend 
 genannten Tarifverträge in der Fassung als Anschluss-
tarifverträge ab, in der sie am 23. Juli 2007 bzw. 16. Novem-
ber 2009 zwischen dem Freistaat Bayern und der dbb 
tarifunion (dbb) vereinbart worden sind und deren Texte 
als Anlagen beigefügt sind:

1. Tarifvertrag vom 23. Juli 2007 über eine ergänzende 
Leistung an Arbeitnehmerinnen, Arbeitnehmer und 
Auszubildende des Freistaates Bayern (TV-EL),

2. Änderungstarifvertrag Nr. 1 vom 16. November 2009 
zum Tarifvertrag vom 23. Juli 2007 über eine  ergänzende 
Leistung an Arbeitnehmerinnen, Arbeitnehmer und 
Auszubildende des Freistaates Bayern.

§ 2

Dieser Tarifvertrag kann mit einer Frist von einem Monat 
zum Schluss eines Kalenderjahres schriftlich gekündigt 
werden. Die in § 1 genannten Tarifverträge treten jeweils 
außer Kraft, wenn das materielle Tarifrecht gegenüber  einer 
der dort bezeichneten vertragsschließenden Parteien außer 
Kraft tritt. In beiden Fällen wird die Nachwirkung gemäß 
§ 4 Abs. 5 des Tarifvertragsgesetzes ausge schlossen.

München, 16. November 2009

2032.10-F

Feststellung des Besoldungsdurchschnitts 
für das Jahr 2010

Bekanntmachung
des Bayerischen Staatsministeriums der Finanzen

vom 8. Februar 2010 Az.: 23 - P 1504 - 016 - 2 881/10

Auf Grund des Art. 26 Abs. 2 des Bayerischen Besoldungs-
gesetzes (BayBesG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 30. August 2001 (GVBl S. 458, BayRS 2032-1-1-F), zu-
letzt geändert durch § 17 des Gesetzes vom 27. Juli 2009 
(GVBl S. 400), werden der Besoldungsdurchschnitt und der 
Anteil der nicht an einer Besoldungserhöhung teilnehmen-
den Besoldungsbestandteile für Professoren und hauptbe-
rufl iche Vorsitzende der Leitungsgremien an Hochschulen 
im Einvernehmen mit dem Bayerischen Staatsministerium 

für Wissenschaft, Forschung und Kunst für das Jahr 2010 
wie folgt festgestellt:

– für den Bereich der Universitäten und 
Kunsthochschulen

Besoldungsdurchschnitt 82.726,57 €

Anteil der nicht an einer Besoldungserhö-
hung teilnehmenden Besoldungsbestand-
teile 0,564 v. H.

– für den Bereich der Fachhochschulen

Besoldungsdurchschnitt 68.105,03 €

Anteil der nicht an einer Besoldungserhö-
hung teilnehmenden Besoldungsbestand-
teile 0,111 v. H.

We i g e r t
Ministerialdirektor
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Staatsbürgschaften

66-F

Änderung
der Richtlinien

für die Übernahme von Staatsbürgschaften
im Bereich der gewerblichen Wirtschaft

(Art. 1 Abs. 1 Nr. 1 BÜG)

Bekanntmachung
des Bayerischen Staatsministeriums der Finanzen

vom 28. Januar 2010 Az.: 55 - L 6801 - 008 - 52 400/09

Das Prüfraster für staatliche Bürgschaften aus den Bürg-
schaftsrichtlinien des Bundes und der Länder (Anlage zu 
Abschnitt I Nr. 1 der Richtlinien für die Übernahme von 
Staatsbürgschaften im Bereich der gewerblichen Wirt-
schaft, Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministe-
riums der Finanzen vom 7. November 2000 [FMBl S. 292], 
zuletzt geändert durch Bekanntmachung vom 8. Juli 2009 
[FMBl S. 330]) erhält ab 1. Februar 2010 nachfolgende 
 Fassung.

We i g e r t
Ministerialdirektor

Anlage
zu den Richtlinien

für die Übernahme von Staatsbürgschaften
im Bereich der gewerblichen Wirtschaft

Prüfraster für staatliche Bürgschaften aus den Bürg-
schaftsrichtlinien des Bundes und der Länder

1. Allgemeines

Dieses Prüfraster soll das Auffi nden relevanter 
EG-Beihilfebestimmungen erleichtern, kann 
aber – insbes. in Zweifelsfragen – nicht an deren 
Stelle treten. Darüber hinaus dient das Prüfraster 
der Anpassung von genehmigten Beihilferegelun-
gen an die Weiterentwicklung des Beihilferechts 
(s. Schrei ben GD Wettbewerb D/50651 vom 14. Feb-
ruar 2001 betr. Zweckdienliche Maßnahmen zur 
Anpassung bestehender Beihilferegelungen zur 
Rettung und Restrukturierung von Unternehmen 
in Schwierigkeiten an die einschlägigen Leit-
linien).

1.1 Prinzipielles Beihilfenverbot nach Art. 107 Abs. 1 
Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union

Nach Art. 107 Abs. 1 des Vertrags über die Arbeits-
weise der EU (ex. Art. 87 EG-Vertrag) sind staat-
liche Beihilfen gleich welcher Art, die durch 
Begünstigung bestimmter Unternehmen oder 
Produktionszweige den Wettbewerb verfälschen 

oder zu verfälschen drohen, mit dem Binnenmarkt 
unvereinbar, soweit sie den Handel zwischen den 
Mitgliedstaaten beeinträchtigen. Keine Beihilfen 
sind Bürgschaften, die nach Maßgabe des Kapi-
tels 3 der Bürgschaftsmitteilung 2008 (Mitteilung 
der Kommission über die Anwendung der Arti-
kel 87 und 88 EG-Vertrag auf staatliche Beihilfen 
in Form von Haftungsverpfl ichtungen und Bürg-
schaften, ABl C 155/10 vom 20. Juni 2008, geändert 
durch Berichtigung der Mitteilung, ABl C 244/32 
vom 25. September 2008) gewährt werden. Zu sog. 
De-minimis-Beihilfen (hauptsächlich die Verord-
nung (EG) Nr. 1998/2006 der Kommission vom 
15. Dezember 2006 über die Anwendung der Arti-
kel 87 und 88 EG-Vertrag auf „De-minimis“-Bei-
hilfen, ABl L 379/5) s. u. Abschnitte 2.1 und 3.3.

1.2 Beihilfeaufsicht durch die Europäische Kommis-
sion

Ausnahmen von der prinzipiellen Unvereinbar-
keit staatlicher Beihilfen mit dem Binnenmarkt 
fi nden sich z. B. in Art. 107 Abs. 3 lit. a und c des 
Vertrags über die Arbeitsweise der EU (im Folgen-
den: „AEU-Vertrag“). Über die Ausnahme von der 
Unvereinbarkeit mit dem Binnenmarkt entschei-
det die Europäische Kommission aufgrund einer 
entsprechenden Notifi zierung nach Art. 108 Abs. 3 
AEU-Vertrag oder durch eine Freistellungsrege-
lung.

1.3 Notifi zierungspfl icht und Verbot der Beihilfege-
währung vor Genehmigung durch die Europäische 
Kommission

Nach Art. 108 Abs. 3 Satz 3 des AEU-Vertrags dür-
fen anmeldungspfl ichtige Beihilfen nicht gewährt 
werden, bevor die Kommission eine diesbezüg -
liche Genehmigungsentscheidung erlassen hat 
(sog. Durchführungsverbot).

Vorhaben zur Gewährung neuer Beihilfen (Bei-
hilferegelung oder Einzelbeihilfe) sind bei der 
Kommission anzumelden. Eine Ausnahme gilt 
aufgrund der De-minimis-Verordnung und der 
Allgemeinen Gruppenfreistellungsverordnung, 
AGFVO (Verordnung [EG] Nr. 800/2008 der Kom-
mission vom 6. August 2008 zur Erklärung der 
Vereinbarkeit der Artikel 87 und 88 EG-Vertrag, 
ABl L 214/3). Bei Vorliegen der Voraussetzungen 
können Beihilfen ohne vorherige Genehmigung 
durch die Kommission gewährt werden. Es sind 
die Transparenzerfordernisse der AGFVO (insbes. 
Art. 9, Kurzbeschreibung und Veröffentlichung der 
Regelung im Internet) zu beachten.

Eine Beihilferegelung ist eine Regelung, nach 
der Unternehmen, die in der Regelung in einer 
allgemeinen und abstrakten Weise defi niert wer-
den, Beihilfen gewährt werden können (vgl. Art. 2 
Nr. 2 AGFVO). Einzelbeihilfen sind solche Beihil-
fen, die nicht aufgrund einer Beihilferegelung ge-
währt werden, sowie einzelne, aufgrund spezieller 
 Notifi zierungsvorschriften anmeldungspfl ichtige 
Maßnahmen aufgrund einer Beihilferegelung (vgl. 
Art. 2 Nr. 3 und 4 AGFVO).
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1.4 Notifi zierungspfl ichten aus speziellen Beihilfere-
gimen1

1.4.1 Horizontale Regelungen

– Leitlinien für staatliche Beihilfen mit regionaler 
Zielsetzung 2007-2013 (ABl C 54/13 vom 4. März 
2006)

– Leitlinien für staatliche Beihilfen zur Rettung 
und Umstrukturierung von Unternehmen in 
Schwierigkeiten (ABl C 244/2 vom 1. Oktober 
2004)

– Gemeinschaftsrahmen für staatliche Beihilfen 
für Forschung, Entwicklung und Innovation 
(ABl [EG] C 323/1 vom 30. Dezember 2006)

– Art. 6 der AGFVO

– Leitlinien der Gemeinschaft für staatliche Bei-
hilfen zur Förderung von Risikokapitalinves-
titionen in kleine und mittlere Unternehmen 
(ABl C 194/2 vom 18. August 2006)

– Leitlinien der Gemeinschaft für staatliche Um-
weltschutzbeihilfen (ABl C 82/1 vom 1. April 
2008)

1.4.2 Sektorale Regelungen

– Rahmenbestimmungen für Beihilfen an den 
Schiffbau (ABl C 317/11 vom 30. Dezember 2003, 
berichtigt durch ABl C 104/71 vom 30. April 
2004, verlängert bis 31. Dezember 2011 durch 
ABl C 173/3 vom 8. Juli 2008)

– Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 
2007 über öffentliche Personenverkehrsdienste 
auf Schiene und Straße und zur Aufhebung der 
Verordnungen (EWG) Nr. 1191/69 und (EWG) 
Nr. 1107/70 des Rates2

– Verordnung (EG) Nr. 1407/2002 des Rates vom 
23. Juli 2002 über staatliche Beihilfen für den 
Steinkohlenbergbau (ABl L 205/1 vom 2. August 
2002)

– Kunstfaserindustrie: s. Leitlinien für staatliche 
Beihilfen mit regionaler Zielsetzung 2007-2013 
(ABl C 54/13 vom 4. März 2006), Ziffer 8

– Landwirtschaft einschl. Verarbeitung/Vermark-
tung: Rahmenregelung der Gemeinschaft für 
staatliche Beihilfen im Agrar- und Forstsek-
tor 2007-2013 (ABl C 319/1 vom 27. Dezember 
2006)

– Landwirtschaft ohne Verarbeitung/Vermark-
tung: Verordnung (EG) Nr. 1857/2006 vom 
15. Dezember 2006 über die Anwendung der 
 Artikel 87 und 88 EG-Vertrag auf staatliche Bei-
hilfen an kleine und mittlere in der Erzeugung 
von landwirtschaftlichen Erzeugnissen tätige 
Unternehmen und zur Änderung der  Verordnung 
(EG) Nr. 70/2001 (ABl L 358/3 vom 16. Dezember 
2006)

1 s. auch Rechtsgrundlagensammlung der EU-Kommission unter 
http://ec.europa.eu/competition/state_aid/legislation/legislation.html

2 Ausgleichsleistungen, die in Übereinstimmung mit dieser VO gewährt 
werden, sind von der Notifi zierungspfl icht befreit. Eine Notifi zierungs-
pfl icht besteht nur für Beihilfen, die außerhalb der VO gewährt wer-
den.

– Landwirtschaft ohne Verarbeitung/Vermark-
tung: Verordnung (EG) Nr. 1535/2007 vom 
20. Dezember 2007 über die Anwendung der 
Artikel 87 und 88 EG-Vertrag auf De-minimis-
Beihilfen im Agrarerzeugnissektor (ABl L 337/35 
vom 21. Dezember 2007)

– Fischerei und Aquakultursektor: Leitlinien für 
die Prüfung der einzelstaatlichen Beihilfen im 
Fischerei- und Aquakultursektor (ABl C 84/10 
vom 3. April 2008)

– Fischerei und Aquakultursektor: Verordnung 
(EG) Nr. 875/2007 vom 24. Juli 2007 über die 
Anwendung der Artikel 87 und 88 EG-Vertrag 
auf De-minimis-Beihilfen im Fischereisek-
tor und zur Änderung der Verordnung (EG) 
Nr. 1860/2004 (ABl L 193/6 vom 25. Juli 2007)

– Fischerei und Aquakultursektor: Verordnung 
(EG) Nr. 736/2008 vom 22. Juli 2008 der Kom-
mission über die Anwendung der Artikel 87 
und 88 EG-Vertrag auf Beihilfen an kleine und 
mittlere in der Erzeugung, Verarbeitung und 
Vermarktung von Fischereierzeugnissen tätige 
Unternehmen (ABl L 201/16 vom 30. Juli 2008).

1.5 Beihilfewert staatlicher Bürgschaften

Für die Einhaltung von Förderhöchstgrenzen ins-
besondere bei der Kumulierung mit anderen Bei-
hilfen, für die Zulässigkeit der Gewährung von 
De-minimis-Bürgschaften oberhalb 1,5 Mio. EUR 
sowie für bestimmte Bürgschaften im Rahmen der 
Bundesregelung Kleinbeihilfen (s. u. Abschnitt 
3.7.2 und Anlage 1) kommt es auf die Beihilfein-
tensität von Bürgschaften an. Hierbei ist zwi-
schen sog. gesunden Unternehmen und solchen 
in Schwierigkeiten zu unterscheiden.

1.5.1 Gesunde Unternehmen3

a) Soweit für das Antrag stellende Unternehmen 
ein Unternehmensrating der Bürgschaftsrating-
Kategorien 1–5 (DSGV-Ratingklassen 1–13; die 
Übertragung aus anderen Rating-Systemen 
 erfolgt über die 1-Jahres-Ausfallwahrschein-
lichkeiten4) vorliegt, ist bei Bürgschaften

 für Investitionskredite die mit Schreiben der 
EU-Kommission vom 26. September 2007 
(http://ec.europa.eu/community_law/state_
aids/comp-2007/n197-07.pdf) genehmigte 
Berechnungsmethode anzuwenden (vgl. 
auch Berechnungstool unter www.pwc.de/
de/Beihilfewertrechner); für Bürgschaften 
der Bürgschaftsbanken gilt in Sonderheit 
die mit Schrei ben der EU-Kommission vom 
16. September 2009 genehmigte Berech-
nungsmethode (vgl. auch Berechnungs-
tool unter https://www.exec-services.de/
vdbbeihil ferechner/beihilferechner?@Ident
=DD28491C0843260E4F7B81F8FB59377
CBEF64D443D710DC2&@ReqFrame=Anwen 
dung&$INIDIM=662|1014).

3 Im Rahmen der Kleinbeihilfenregelung einschließlich der Unterneh-
men, die nach dem 1. Juli 2008 aufgrund der Finanz- und Wirtschafts-
krise in Schwierigkeiten kamen.

4 vgl. Genehmigungsschreiben der EU-Kommission D/205693 vom 
26. September 2007, Ziffer 20
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 für Betriebsmittelkredite 

 auf De-minimis-Basis sowie

 auf Basis der Genehmigung vom 16. Juli 
2008 zugunsten von Vorhaben in den Län-
dern Brandenburg, Mecklenburg-Vorpom-
mern, Sachsen-Anhalt und Thüringen (vgl. 
unten Abschnitt 3.7.2) sowie vom 9. April 
2009 zugunsten von Vorhaben im Freistaat 
Sachsen

die mit Schreiben der EU-Kommission vom 
29. November 2007 (http://ec.europa.eu/com 
munity_law/state_aids/comp-2007/n541-07.
pdf) genehmigte Berechnungsmethode an-
zuwenden (vgl. auch Berechnungstool unter 
www.pwc.de/de/beihilfewertrechner). Für 
Bürgschaften der Bürgschaftsbanken gilt in 
Sonderheit die mit Schreiben der EU-Kom-
mission vom 16. September 2009 genehmig-
te Berechnungsmethode (vgl. auch Berech-
nungstool unter https://www.exec-services.
de/vdb-beihilferechner/beihilferechner?@  
Ident=DD28491C0843260E4F7B81F8FB59377
CBEF64D443D710DC2&@ReqFrame=Anwen
dung&$INIDIM=662|1014). 

b) Bei Spezialfi nanzierungen im Sinne von Art. 86 
Nr. 6 der Richtlinie 2006/48/EG (ABl L 177 vom 
30. Juni 2006) über die Aufnahme und Aus-
übung der Tätigkeit der Kreditinstitute (insbe-
sondere Projektfi nanzierungen und neue/jun-
ge Unternehmen ohne Rating) erfolgt gemäß 
Genehmigungsschreiben der EU-Kommission 
vom 18. Juni 2008 (http://ec.europa.eu/communi 
ty_law/state_aids/comp-2007/n762-07.pdf) eine 
Überleitung in die unter oben lit. a genannten 
Bürgschaftsratingkategorien 1–5 nach folgen-
den Grundsätzen:

 Sofern die Bank den einfachen Internal-
Rating-based-Ansatz (einfacher IRB-Ansatz) 
verwendet, ist eine Überleitung in die Bürg-
schaftskategorien 1 oder 3, für bestimmte 
junge innovative Unternehmen (s. u.) auch 
in die Bürgschaftskategorie 4 möglich. Die 
Überleitung erfolgt auf Basis der von der Bank 
ermittelten aufsichtlich defi nierten Spezialfi -
nanzierungs-Ratingkategorie:

 „stark/gut“  Bürgschaftskat. 1

 „befriedigend“  Bürgschaftskat. 3

 „schwach“  Bürgschaftskat. 4, möglich nur 
für junge innovative Unternehmen, die den 
nachfolgenden kumulativen, im Genehmi-
gungsschreiben der EU-Kommission vom 
18. Juni 2008, Abschnitt 28, enthaltenen 
Auswahlkriterien entsprechen:

 es müssen die Voraussetzungen unter 
Nr. 5.4 lit. a und b des Gemeinschafts-
rahmens für Forschung, Entwicklung 

und Innovation5 vorliegen, wobei auch 
mittlere Unternehmen einbezogen wer-
den,

 Prüfung des Geschäftsplans auf Trag-
fähigkeit,

 der volkswirtschaftliche Nutzen ist nach-
gewiesen,

 es werden nur fi nanziell tragfähige Un-
ternehmen ausgewählt, die voraussicht-
lich in der Lage sein werden, die mit dem 
Kredit verbundenen Zins- und Tilgungs-
zahlungen zu leisten.

 Verwendet die Bank den fortgeschrittenen 
IRB-Ansatz, teilt sie der bürgschaftsgewäh-
renden Stelle die institutsspezifi sche Rating-
kategorie in Verbindung mit der diese nach 
oben begrenzenden 1-Jahres-Ausfallwahr-
scheinlichkeit mit. Die Überleitung erfolgt wie 
unter oben lit. a.

c) Bei De-minimis-Bürgschaften bis 1,5 Mio. EUR, 
die im Rahmen von Bürgschaftsregelungen ge-
währt werden, kann der Beihilfewert pauschal 
ermittelt werden (Beihilfeintensität 13 1/3 %). 
Liegt für das Antrag stellende Unternehmen 
ein Rating gemäß oben lit. a vor, kann auch ein 
geringerer Beihilfewert in Anwendung einer 
genehmigten Berechnungsmethode zu Grunde 
gelegt werden.

d) In allen anderen Fällen ist für gesunde Unter-
nehmen die Beihilfewertbestimmung anhand 
Kapitel 4 der Bürgschaftsmitteilung 2008 vor-
zunehmen. Bei guten und mittleren Bonitäten 
können Safe-Harbour-Bürgschaftsprämien zur 
Beihilfefreiheit führen (s. Bürgschaftsmittei-
lung 2008, Kapitel 3; bei KMU insbes. Ab-
schnitt 3.3).

1.5.2 Unternehmen in Schwierigkeiten6

Mit Ausnahme der Unternehmen, die nach dem 
1. Juli 2008 aufgrund der globalen Finanz- und 
Wirtschaftskrise in Schwierigkeiten geraten sind 
(für diese gelten vorübergehend die Regelungen 
auf Basis des Temporary Framework, s. u. Ab-
schnitt 3.7) muss der Beihilfewert einer staatlichen 
Bürgschaft an ein Unternehmen in Schwierig-

5 Diese lauten:
„a) Bei dem Begünstigten handelt es sich um ein kleines Unternehmen, 

das zum Zeitpunkt der Beihilfengewährung weniger als sechs 
 Jahre bestanden hat; und

b) bei dem Begünstigten handelt es sich um ein innovatives Unter-
nehmen, wenn
i) der Mitgliedstaat mittels eines Gutachtens von einem externen 

Sachverständigen u. a. auf der Grundlage eines Geschäftsplans 
nachweisen kann, dass der Begünstigte in absehbarer Zukunft 
Produkte, Dienstleistungen oder Verfahren entwickelt, die 
technisch neu oder verglichen mit dem Stand der Technik in 
dem jeweiligen Wirtschaftszweig in der Gemeinschaft wesent-
lich verbessert sind, und die das Risiko eines technischen oder 
 industriellen Misserfolges in sich tragen; oder

ii) die FuE-Aufwendungen des Begünstigten zumindest in ei-
nem der drei Jahre vor Gewährung der Beihilfe oder, im Falle 
 eines neu gegründeten Unternehmens ohne abgeschlossenes 
 Geschäftsjahr im Rahmen des Audit des laufenden Geschäfts-
jahres, mindestens 15 % seiner gesamten von einem externen 
Rechnungsprüfer beglaubigten Betriebsausgaben ausmachen;“.

6 Zu den Defi nitionen des Unternehmens in Schwierigkeiten vgl. 
 Abschnitt 3.4.1.2 lit. f und Abschnitt 4.1.1.
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keiten individuell nach der Bürgschaftsmittei-
lung 2008 bestimmt werden. Nach Abschnitt 4.2 
dieser Mitteilung entspricht das Beihilfeelement 
einer Bürgschaft, die nicht aufgrund einer Bürg-
schaftsregelung übernommen wird (Einzelbürg-
schaft), grundsätzlich der Differenz zwischen dem 
marktüblichen Entgelt für die Bürgschaft und dem 
tatsächlich gezahlten Entgelt für diese Maßnah-
me. Kann kein marktübliches Entgelt festgestellt 
werden, so gilt für die Berechnung der Beihilfein-
tensität einer Einzelgarantie die Mitteilung der 
Kommission über die Änderung der Methode zur 
Festsetzung der Referenz- und Abzinsungssätze 
(ABl C 14/6 vom 19. Januar 2008, nachfolgend 
 „Referenzzinsmitteilung 2008“ genannt). Im Übri-
gen ist bei derartigen Bürgschaften zu berücksich-
tigen, dass Bürgschaften nach dem Haushaltsrecht 
nur unter engen Voraussetzungen ausgereicht wer-
den können. 

Bei KMU, die vor weniger als drei Jahren gegrün-
det wurden, wird für Zwecke der Bürgschaftsmit-
teilung 2008 „nicht davon ausgegangen, dass sie 
sich in Schwierigkeiten befi nden“ (Abschnitt 3.2 
lit. a).

2. Gemeinschaftsrechtliche Grundlagen für Bürg-
schaftsübernahmen

2.1 Beihilfefreie und De-minimis-Bürgschaften

Staatliche Bürgschaften sind mit Art. 107 Abs. 1 
des AEU-Vertrags vereinbar, wenn sie

– gemäß den De-minimis-Regelungen oder

– beihilfefrei gemäß Kapitel 3 der Bürgschaftsmit-
teilung 2008

übernommen werden.

Zu beachten ist, dass die nachträgliche staatliche 
Verbürgung eines bereits gewährten Kredites 
eine Beihilfe an den Kreditgeber darstellen kann 
(Bürgschaftsmitteilung 2008, Abschnitt 2.3.1). 
Keine Beihilfe stellt dagegen die Leistung aus 
einer Bürgschaft dar, wenn die Voraussetzungen 
für die Inanspruchnahme eingetreten sind. Keine 
Beihilfen sind ebenfalls Leistungen der öffentli-
chen Hand aus eingegangenen Bürgschaften bei 
Umschuldungsaktionen, wenn dargelegt werden 
kann, dass sich der Staat in einer gegebenen Kon-
stellation wie ein privater Geldgeber verhält und 
die entsprechende Bürgschaft mit dem Grundsatz 
des marktwirtschaftlich handelnden Kapitalgebers 
im Einklang steht (vgl. EuG, Urteil vom 11. Juli 
2002, Rs. T-152/99, Hamsa/Kommission, Slg. 2002, 
11-3049). In einem solchen Fall „werden die Vor-
schriften in Punkt 5.3 [der Bürgschaftsmitteilung 
2008] nicht herangezogen“ (Schreiben GD Lowe 
D/51969 vom 16. Mai 2008)7.

2.2 Bürgschaften mit Beihilfecharakter

Soweit auf der Grundlage der nachfolgend ge-
nannten Beihilfevorschriften genehmigte oder 
freigestellte Programme vorliegen, erübrigt sich 
eine Einzelfallnotifi zierung grundsätzlich, es 
sei denn, diese Vorschriften sehen ausdrücklich 

7 Die Anwendbarkeit dieses Schreibens auf Bürgschaftsprolongationen 
ist mit der GD Wettbewerb noch nicht abschließend geklärt.

eine Einzelfallnotifi zierung oberhalb bestimmter 
Schwellenwerte vor.

2.2.1 Genehmigungsfähige Bürgschaften

Nicht beihilfefreie und nicht freigestellte Bürg-
schaften sind auf der Grundlage der nachstehen-
den Rechtsgrundlagen genehmigungsfähig:

a) bei gesunden Unternehmen insbesondere
 Leitlinien für staatliche Beihilfen mit regio-

naler Zielsetzung 2007-2013 („Regionalleit-
linien“), vgl. unten Abschnitt 3.6

 Gemeinschaftsrahmen für staatliche Beihilfen 
für Forschung, Entwicklung und Innovation 
(ABl C 323 vom 30. Dezember 2006, S. 1)

 Leitlinien der Gemeinschaft für staatliche 
Umweltschutzbeihilfen

 Mitteilung der Kommission zu staatlichen 
Beihilfen im Luftverkehr (ABl C 350/5 vom 
10. Dezember 1994), ergänzt durch Mitteilung 
der Kommission zu Gemeinschaftliche Leitli-
nien für die Finanzierung von Flughäfen und 
die Gewährung staatlicher Anlaufbeihilfen 
für Luftfahrtunternehmen auf Regionalfl ug-
häfen (ABl C 312/1 vom 9. Dezember 2005)

b) bei Unternehmen in Schwierigkeiten
 Leitlinien für staatliche Beihilfen zur Rettung 

und Umstrukturierung von Unternehmen in 
Schwierigkeiten, vgl. unten Kapitel 4

 Mitteilung der Kommission über Rettungs- 
und Umstrukturierungsbeihilfen und Schlie-
ßungsbeihilfen für die Stahlindustrie (ABl C 
70/21 vom 19. März 2002).

Daneben sind theoretisch auch Art. 107 Abs. 2 
und 3 AEU-Vertrag selbst Rechtsgrundlage für 
etwaige Genehmigungen. 

2.2.2 Freigestellte Bürgschaften

Nicht beihilfefreie Bürgschaften sind insbes. auf 
der Grundlage der AGFVO und bei Einhaltung 
der darin festgeschriebenen Voraussetzungen 
freigestellt (aber ggf. Pfl icht zur Information der 
Kommission). Zur De-minimis-VO siehe unten 
Abschnitt 3.3.

Nach dem 31. Dezember 2008 dürfen bestehende 
regionale Investitionsbeihilferegelungen in der 
freigestellten Form bis zum Ablauf der genehmig-
ten Fördergebietskarte weiterhin angewandt wer-
den (vgl. Erwägungsgrund 66 Satz 2 AGFVO in 
Verbindung mit Art. 9 Abs. 2 letzter Unterabsatz 
der Verordnung [EG] Nr. 1628/2006 der Kommissi-
on vom 24. Oktober 2006 über die Anwendung der 
Artikel 87 und 88 EG-Vertrag auf regionale Inves-
titionsbeihilfen der Mitgliedstaaten, nachfolgend 
„Regional-Freistellungs-VO“ genannt).

3. Bürgschaften an gesunde Unternehmen auf der 
Grundlage der De-minimis-Regelungen bzw. ge-
nehmigter/freigestellter Programme/Richtlinien

3.1 Vorbemerkungen

Für gesunde Unternehmen sind die De-minimis-
Regelungen bzw. genehmigte/angepasste oder frei-
gestellte Programme/Programmvarianten nach der 
AGFVO sowie übergangsweise nach den Regio-
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nalleitlinien und der Regional-Freistellungs-VO 
von vorrangiger praktischer Relevanz.

3.2 Generelle Eckwerte für Bürgschaften an gesunde 
Unternehmen

a) Staatliche Bürgschaften für Investitionskredite 
werden grundsätzlich für eine auf maximal 
15 Jahre begrenzte Laufzeit übernommen. Aus-
nahmen mit längerer Laufzeit sind:

 Binnenschiff-Finanzierung

 Baufi nanzierung

 Programmkredite der Förderbanken.

b) Bei staatlichen Bürgschaften muss der Darlehen 
gewährenden Bank ein Eigenobligo von min-
destens 20 % verbleiben (zur Sonderregelung bei 
Bürgschaften an Unternehmen in Schwierigkei-
ten s. u. Abschnitt 4.2.2.8, zur Sonderregelung 
bei Bürgschaften im Rahmen des Temporary 
Framework s. u. Abschnitt 3.7).

3.3 De-minimis-Verordnungen

a) Die De-minimis-Verordnung (EG) Nr. 1998/2006 
(s. o. Abschnitt 1.1) erlaubt außerhalb bestimm-
ter Sektoren (s. u.) Bürgschaften zur Finanzie-
rung u. a. von Erstinvestitionen, Ersatzinvesti-
tionen, Betriebsmitteln und Avalen unabhängig 
von der Größe der begünstigten Unternehmen 
und ohne regionale Einschränkungen.

Die Gesamtsumme der einem Unterneh-
men gewährten De-minimis-Beihilfen 
darf 200.000 EUR (Straßentransportsektor: 
100.000 EUR) bezogen auf einen Zeitraum 
von drei Steuerjahren nicht übersteigen. In 
 mehreren Tranchen gezahlte Beihilfen werden 
auf den Zeitpunkt ihrer Gewährung abgezinst. 
Dieser Schwellenwert gilt für Beihilfen gleich 
welcher Art und Zielsetzung. Nicht auf den 
Höchstbetrag von 200.000 EUR anzurechnen 
sind andere Beihilfen, die aufgrund von der 
Kommission genehmigter Rege lungen oder 
freigestellter Beihilfen gewährt werden. Jedoch 
dürfen für dieselben förderbaren Aufwendun-
gen De-minimis-Beihilfen nicht mit anderen 
 Beihilfen kumuliert werden, wenn die aus 
der Kumulierung resul tierende Förderhöchst-
intensität diejenige Förder intensität überstei-
gen würde, die in einer Gruppenfreistellungs-
verordnung oder in einer von der Kommission 
verabschiedeten Entscheidung hinsichtlich der 
besonderen Merkmale  eines Falls festgelegt 
wurde.

Bürgschaften aufgrund einer Bürgschaftsre-
gelung sind bis zur Höhe von 1,5 Mio. EUR 
(Straßentransportsektor: 750.000 EUR) sowie 
bis zu einem maximalen staatlichen Verbür-
gungsanteil von bis zu 80 % des zugrunde lie-
genden Darlehens de-minimis-freigestellt8. 
Höhere Bürgschaften als 1,5 Mio./750.000 EUR 
sind möglich, soweit ein Unternehmensrating 
nach den Bürgschaftskategorien 1–5 vorliegt. 
Die dann wieder zu berechnenden Beihilfebe-

8 Zum Wahlrecht bei der Ermittlung des Beihilfewerts vgl. Abschnitt 1.5.1 
lit. c.

träge ermitteln sich in Anwendung des Berech-
nungstools:

www.pwc.de/de/beihilfewertrechner.

Zur Einhaltung der 3-Jahresregelung ist
 von dem begünstigten Unternehmen eine 

Erklärung abzugeben, in der alle anderen 
in dem betreffenden Steuerjahr sowie in den 
voran gegangenen zwei Steuerjahren erhalte-
nen De-minimis-Beihilfen angegeben sind,

 vor Bürgschaftsgewährung zu prüfen, dass 
der De-minimis-Höchstbetrag durch die neue 
Bürgschaft nicht überschritten wird,

 bei Gewährung einer De-minimis-Bürg-
schaft dem begünstigten Unternehmen unter 
Bezugnahme auf die De-minimis-VO (EG) 
1998/2006 der Beihilfebetrag der Bürgschaft 
mitzuteilen und darauf hinzuweisen, dass es 
sich um eine De-minimis-Beihilfe handelt.

Der Empfänger erhält mit Bewilligung jeder De-
minimis-Beihilfe eine „De-minimis-Bescheini-
gung“, die er zehn Jahre aufzubewahren und 
bei Beantragung jeder weiteren De-minimis-
Beihilfe vorzulegen hat.

Ausgeschlossen sind folgende Wirtschaftsberei-
che bzw. Aktivitäten:
 Fischerei, Aquakultur und die Urproduktion 

von Anhang I des Vertrags über die Arbeits-
weise der EU (s. dazu unten lit. b und c)

 die Verarbeitung und Vermarktung von Imi-
tations- oder Substitutionserzeugnissen von 
Milch

 bei der Verarbeitung oder Vermarktung von 
im Anhang I des Vertrags über die Arbeits-
weise der EU genannten Erzeugnissen eine 
Bindung des Beihilfebetrages an den Preis 
oder die Menge des verarbeiteten oder En-
derzeugnisses oder wenn die Gewährung 
der Beihilfe von der ganzen oder teilweisen 
Weitergabe der Beihilfe an Unternehmen der 
Urproduktion abhängig gemacht wird

 exportbezogene Tätigkeiten (Beihilfen, die 
unmittelbar mit den ausgeführten Mengen, 
der Errichtung und dem Betrieb eines Ver-
triebsnetzes oder mit anderen laufenden 
 exportbezogenen Ausgaben in Zusammen-
hang stehen)

 Beihilfen, die von der Verwendung heimi-
scher Erzeugnisse zulasten von Importwaren 
abhängig gemacht werden

 Steinkohlenbergbau
 Erwerb von Fahrzeugen für den Straßen-

gütertransport durch Unternehmen des 
 gewerblichen Straßengütertransportes

 Unternehmen in Schwierigkeiten.

Zu beachten ist ferner, dass
 der Zinssatz, der für Abzinsungen und für 

die Berechnung des Bruttosubventionsäqui-
valentes anzusetzen ist, der zum Zeitpunkt 
der Gewährung geltende Abzinsungszinssatz 
nach der Referenzzinsmitteilung 2008 (s. o. 
Abschnitt 1.5.2) ist;
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 sofern der Beihilfegesamtbetrag einer Beihilfe 
den Höchstbetrag von 200.000 EUR (100.000 
EUR im Straßentransportsektor) übersteigt, 
eine Freistellung nach der De-minimis-VO 
(EG) 1998/2006 nicht etwa für den Bruchteil 
der Beihilfe in Anspruch genommen werden 
kann, der den Höchstbetrag nicht überschrei-
tet.

b) Die Verordnung (EG) Nr. 1535/2007 über die 
Anwendung der Artikel 87 und 88 EG-Vertrag 
auf De-minimis-Beihilfen im Agrarerzeugnis-
sektor, die nur die Urproduktion betrifft (ABl L 
337/35 vom 20. Dezember 2007), gestattet dem 
Beihilfegeber im Rahmen der ihm zugeteilten 
Quote und unter bestimmten Bedingungen, 
Beihilfen in Höhe von 7.500 EUR (Bürgschaft 
56.250 EUR) bezogen auf einen Zeitraum von 
drei Steuerjahren (Kalenderjahr) für Primär-
erzeuger zu gewähren. Ein genehmigtes Ver-
fahren zur Berechnung des Beihilfewertes von 
Bürgschaften besteht nicht9.

c) Die Verordnung (EG) Nr. 875/2007 über die 
Anwendung der Artikel 87 und 88 EG-Vertrag 
auf De-minimis-Beihilfen im Fischereisektor 
(ABl L 193/6 vom 25. Juli 2007) erlaubt Unter-
nehmen im Bereich der Erzeugung, Verarbei-
tung oder Vermarktung eine Beihilfe in Höhe 
von 30.000 EUR (Bürgschaft 225.000 EUR) in 
drei Steuerjahren (Kalenderjahr) zu gewäh-
ren.

3.4 Freigestellte Programme nach der Allgemeinen 
Gruppenfreistellungsverordnung

Die AGFVO hat mit Inkrafttreten (29. August 2008) 
alle bisherigen Freistellungs-Verordnungen (nicht 
jedoch die De-mininis-Verordnungen) mit einer 
Übergangszeit bis max. zum 31. Dezember 2008 
abgelöst.

3.4.1 Gemeinsame Vorschriften für alle Beihilfegrup-
pen

3.4.1.1 Anwendungsbereich

Im Bereich gewerblicher Bürgschaften stellt die 
AGFVO Freistellungstatbestände insbesondere für 
folgende Beihilfegruppen zur Verfügung:

– Regionalbeihilfen,

– Investitions- und Beschäftigungsbeihilfen für 
KMU,

– Umweltschutzbeihilfen,

– Beihilfen für Forschung, Entwicklung und Inno-
vation.

Die AGFVO gilt insbesondere nicht für Beihilfen 
für

– ausfuhrbezogene Tätigkeiten,

– Tätigkeiten in der Fischerei und Aquakultur,

– Tätigkeiten im Rahmen der Primärerzeugung 
landwirtschaftlicher Erzeugnisse,

– Regionalbeihilfen für Tätigkeiten im Schiffbau 
und in der Stahlindustrie,

9 zur Bundesregelung landwirtschaftliche Kleinbeihilfen s. Abschnitt 
3.7.1 und Anlage 3

– Ad hoc-Beihilfen für Großunternehmen,

– Unternehmen in Schwierigkeiten (hinsichtlich 
KMU gilt eine vereinfachte UiS-Defi nition, s. u. 
Abschnitt 3.4.1.2).

Beihilfen zugunsten der Verarbeitung und Ver-
marktung landwirtschaftlicher Erzeugnisse un-
terliegen bestimmten Beschränkungen (s. Art. 1 
Abs. 3 lit. c AGFVO).

Die weiteren Einschränkungen des Anwendungs-
bereichs ergeben sich aus Art. 1 AGFVO.

3.4.1.2 Begriffsbestimmungen

a) KMU

Die Defi nition der KMU ergibt sich aus dem 
Anhang I der AGFVO. Danach sind KMU  solche 
Unternehmen, die

 weniger als 250 Personen beschäftigen und 
 einen Jahresumsatz von höchstens 50 Mio. 
EUR erzielen oder deren Jahresbilanzsumme 
sich auf höchstens 43 Mio. EUR beläuft und

 nicht zu 25 % oder mehr des Kapitals oder 
der Stimmrechte direkt oder indirekt von 
öffent lichen Stellen/Körperschaften kontrol-
liert werden (Einzelheiten und Ausnahmen 
s. Anhang I der AGFVO, Art. 3 Abs. 2 Unter-
abs. 2).

Bei der Feststellung, ob die o. g. Kriterien er-
füllt sind, müssen Unternehmen die Daten von 
verbundenen Unternehmen (Art. 3 Abs. 3 des 
Anhangs I AGFVO) in voller Höhe mit anset-
zen. Die Daten von Partnerunternehmen (Art. 3 
Abs. 2 des Anhangs I AGFVO) werden zu der 
Quote angesetzt, die dem Beteiligungsanteil 
entspricht. Dabei sind weitere mit dem Ver-
bund- oder Partnerunternehmen verbundene 
oder partnerschaftlich verbundene Unterneh-
men ebenfalls zu berücksichtigen. Einzelheiten 
sind Art. 3 des Anhangs I AGFVO zu entneh-
men.

In einer weiteren Unterscheidung werden  kleine 
Unternehmen defi niert als Unternehmen, die

 weniger als 50 Personen beschäftigen und

 deren Jahresumsatz bzw. Jahresbilanz 10 Mio. 
EUR nicht übersteigt.

Der Status eines mittleren Unternehmens, eines 
kleinen Unternehmens bzw. eines Kleinstunter-
nehmens geht erst dann verloren, wenn es in 
zwei aufeinander folgenden Geschäftsjahren zu 
einer Über- oder Unterschreitung der genann-
ten Mitarbeiterzahlen kommt (s. Art. 4 des An-
hangs I AGFVO).

Siehe auch 

http://ec.europa.eu/enterprise/policies/sme/fi les/
sme_defi nition/sme_user_guide_de.pdf

b) Materielle Vermögenswerte

Darunter fallen Grundstücke, Gebäude, An-
lagen, Maschinen und sonstige Ausrüstungs-
güter unbeschadet von Art. 17 Nr. 12 AGFVO. 
Im Verkehrssektor zählen Beförderungsmittel 
und Ausrüstungsgüter als beihilfefähige Ver-
mögenswerte; dies gilt nicht für Regionalbei-
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hilfen und nicht für den Straßengüterverkehr 
und den Luftverkehr.

Umfasst ist ebenfalls der Erwerb von „unmit-
telbar mit einer Betriebsstätte verbundenen 
Vermögenswerten, wenn die Betriebsstätte 
geschlossen wurde oder geschlossen worden 
wäre, und wenn die Betriebsstätte von einem 
unabhängigen Investor erworben wird“ (share 
deals alleine gelten nicht als Erstinvestition). 
Das Kriterium unabhängiger Investor gilt nicht 
im Fall kleiner Familienunternehmen (s. Art. 12 
Abs. 1 lit. b).

c) Immaterielle Vermögenswerte

Darunter fällt der Technologietransfer durch 
 Erwerb von Patentrechten, Lizenzen, Know-how 
oder nicht patentiertem Fachwissen.

d) Direkt durch ein Investitionsvorhaben geschaf-
fene Arbeitsplätze

Das sind Arbeitsplätze, die die Tätigkeit betref-
fen, auf die sich die Investition bezieht, ein-
schließlich Arbeitsplätzen, die im Anschluss 
an eine durch die Investition bewirkte höhere 
Kapazitätsauslastung geschaffen werden.

e) Ad-hoc-Beihilfen

Das sind Einzelbeihilfen, die nicht auf der 
Grundlage einer Beihilferegelung gewährt 
werden (s. Art. 2 Abs. 4 AGFVO).

f) Unternehmen in Schwierigkeiten

Die AGFVO enthält für KMU eine vereinfachte 
Defi nition des UiS (s. Erwägungsgrund 15 und 
Art. 1 Abs. 7 AGFVO):

 Im Falle von Gesellschaften mit beschränkter 
Haftung ist mehr als die Hälfte des gezeich-
neten Kapitals verschwunden und mehr als 
ein Viertel dieses Kapitals ist während der 
letzten zwölf Monate verloren gegangen,

 im Falle von Gesellschaften, in denen min-
destens einige Gesellschafter unbeschränkt 
für die Schulden der Gesellschaft haften, ist 
mehr als die Hälfte der in den Geschäftsbü-
chern ausgewiesenen Eigenmittel verschwun-
den und mehr als ein Viertel dieser Mittel ist 
während der letzten zwölf Monate verloren 
gegangen oder

 unabhängig von der Gesellschaftsform sind 
die in der Insolvenzordnung vorgesehenen 
Voraussetzungen für die Eröffnung eines Ge-
samtverfahrens erfüllt.

g) Große Investitionsvorhaben

Kapitalanlageinvestitionen mit beihilfefähigen 
Kosten von über 50 Mio. EUR (Achtung: große 
Investitionsvorhaben können auch von KMU 
durchgeführt werden).

Übrige Begriffsbestimmungen ergeben sich aus 
Art. 2 AGFVO.

3.4.1.3 Transparenzvorschriften

Die Freistellung gilt nur für sog. transparente Bei-
hilfen. Im Bereich der Bürgschaften und Garantien 
ist diese Bedingung erfüllt, wenn

a) die Methode zur Berechnung des Bruttosubven-
tionsäquivalents von der Kommission geneh-
migt worden ist (s. o. Abschnitt 1.5.1) oder

b) es sich bei dem Beihilfeempfänger um ein KMU 
handelt und das Bruttosubventionsäquivalent 
auf der Grundlage der Safe-Harbour-Prämien 
berechnet wird, die in den Nrn 3.3 und 3.5 der 
Bürgschaftsmitteilung 2008 festgelegt sind.

3.4.1.4 Schwellenwerte für die Anmeldung von Einzelbei-
hilfen

Für eine Freistellung nach der AGFVO sind vor 
allem folgende Schwellenwerte für die Gewährung 
von Bürgschaften von Bedeutung:
 bei Investitionsbeihilfen für KMU und Umwelt-

schutz bis zu 7,5 Mio. EUR Bruttosubventions-
äquivalent pro Unternehmen und Investitions-
vorhaben,

 bei regionalen Investitionsbeihilfen zugunsten 
großer Investitionsvorhaben darf der Gesamt-
förderbetrag aus sämtlichen Quellen 75 % des 
Beihilfehöchstbetrags nicht überschreiten, den 
eine Investition mit beihilfefähigen Kosten in 
Höhe von 100 Mio. EUR erhalten könnte, würde 
die zum Bewilligungszeitpunkt geltende, in der 
genehmigten Fördergebietskarte festgelegte 
Regel-Obergrenze für Beihilfen zugunsten gro-
ßer Unternehmen zugrunde gelegt.

Oberhalb dieser Schwellenwerte ist eine Notifi zie-
rung erforderlich.

3.4.1.5 Beschränkung der Kumulierung

Bei der Kumulierung mit anderen Beihilfen, ein-
schließlich De-minimis-Beihilfen, für dieselben, 
sich teilweise oder vollständig überschneidenden, 
beihilfefähigen Kosten müssen die Schwellenwerte 
der AGFVO und die Beihilfehöchstintensitäten der 
jeweiligen Beihilfegruppe eingehalten werden.

Beihilfen für junge innovative Unternehmen nach 
Art. 35 AGFVO dürfen in den ersten drei Jahren 
nach ihrer Bewilligung nicht mit anderen AGFVO-
Beihilfen kumuliert werden.

3.4.1.6 Anreizeffekt

Der nach der AGFVO obligatorische „Anreiz effekt“ 
setzt voraus:

a) Der Beihilfeempfänger muss den Beihilfeantrag 
vor Beginn des Vorhabens oder der Tätigkeit 
 gestellt haben;

b) bei Großunternehmen muss die Beihilfe ge-
währende Stelle zusätzlich vor Bewilligung 
überprüfen, dass der Beihilfeempfänger die 
Erfüllung eines oder mehrerer der folgenden 
Kriterien in seinen Unterlagen nachgewiesen 
hat:
 Aufgrund der Beihilfe kommt es zu einer 

 signifi kanten Zunahme des Umfangs des 
Vorhabens/der Tätigkeit.

 Aufgrund der Beihilfe kommt es zu einer 
 signifi kanten Zunahme der Reichweite des 
Vorhabens/der Tätigkeit.

 Aufgrund der Beihilfe kommt es zu einem 
 signifi kanten Anstieg des Gesamtbetrags der 
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vom Beihilfeempfänger für das Vorhaben/die 
Tätigkeit aufgewendeten Mittel.

 Der Abschluss des betreffenden Vorhabens/
der betreffenden Tätigkeit wird signifi kant 
beschleunigt.

 Im Falle regionaler Investitionsbeihilfen nach 
Art. 13 der AGFVO: Das Investitionsvorha-
ben wäre ohne die Beihilfe im betreffenden 
Fördergebiet nicht in der Form durchgeführt 
worden.

3.4.1.7 Publizitätsvorschriften, Kurzbeschreibungen

a) Neue Beihilferegelungen, die den Erforder-
nissen der AGFVO entsprechen, müssen der 
Kommission durch Kurzbeschreibung (Art. 9 
Abs. 1 und Anhang III AGFVO) innerhalb von 
20 Arbeitstagen nach Erlass angezeigt werden. 
Das Gleiche gilt für Einzelbeihilfen, die nicht 
unter eine Beihilferegelung fallen. Beihilfer-
egelungen können aber nach wie vor notifi ziert 
werden.

b) Bestehende Beihilferegelungen, die nicht ge-
nehmigt sind und auch nicht nach der Regional-
Freistellungs-VO (s. Fn. 6) freigestellt waren, 
sind ebenfalls durch Kurzbeschreibung nach 
Art. 9 AGFVO anzuzeigen.

3.4.1.8 Ausdrücklicher Verweis auf die AGFVO

Beihilferegelungen, die die AGFVO nutzen, müs-
sen einen ausdrücklichen Verweis auf die AGFVO 
und auf die Fundstelle im Amtsblatt enthalten. Ein-
zelbeihilfen und Ad-hoc-Beihilfen, die die AGFVO 
nutzen, müssen einen ausdrücklichen Verweis auf 
die einschlägigen Bestimmungen der AGFVO mit 
Fundstelle im Amtsblatt enthalten.

3.4.2 Besondere Bestimmungen für einzelne Beihilfe-
gruppen

3.4.2.1 Regionale Investitions- und Beschäftigungsbeihil-
fen

Neben der Beachtung der Gemeinsamen Vor-
schriften (s. o. Abschnitt 3.4.1) sind die wichtigs-
ten Bedingungen für die Freistellung regionaler 
Investitionsbeihilfen nach der AGFVO10:

a) die Beachtung der genehmigten Förderge-
bietskarte und der Obergrenze für die Beihil-
feintensität im betreffenden Fördergebiet; die 
Beihilfeintensitätsobergrenzen können für klei-
ne Unternehmen um 20 Prozentpunkte und für 
mittlere Unternehmen um 10 Prozentpunkte 
heraufgesetzt werden, außer bei großen Investi-
tionsvorhaben und im Verkehrssektor;

b) es muss sich um Beihilfen aufgrund einer Bei-
hilferegelung handeln oder um Ad-hoc-Beihil-
fen, die lediglich verwendet werden, um Bei-
hilfen zu ergänzen, die auf der Grundlage von 
Beihilferegelungen gewährt werden und 50 % 

10 Zur Weiteranwendung von nach der Regional-Freistellungs-VO frei-
gestellten Investitionsbeihilferegelungen über den 31. Dezember 2008 
hinaus, siehe Abschnitt 2.2.2.

der gesamten für die Investition zu gewähren-
den Beihilfe nicht überschreiten;

c) es muss sich um Beihilfen für Investitionen 
in materielle und/oder immaterielle Vermö-
genswerte handeln. Förderfähig sind danach 
Investitionen in materielle und immaterielle 
Anlagewerte bei der Errichtung einer neuen 
Betriebsstätte, der Erweiterung einer bestehen-
den Betriebsstätte, der Diversifi zierung der Pro-
duktion einer Betriebsstätte in neue, zusätzliche 
Produkte oder die Vornahme einer grundlegen-
den Änderung des Gesamt-Produktionsverfah-
rens einer bestehenden Betriebsstätte.

Kosten für Leasing von anderen Aktiva als 
Grundstücken oder Gebäuden können nur be-
rücksichtigt werden, wenn der Leasingvertrag 
die Form eines Finanzierungsleasings hat und 
die Verpfl ichtung enthält, zum Laufzeitende das 
betreffende Ausrüstungsgut zu erwerben.

Die Investition muss in der betreffenden Region 
mindestens fünf Jahre bzw. im Falle von KMU 
drei Jahre erhalten bleiben, nachdem die 
 gesamte Investition abgeschlossen ist.

d) der Eigenbeitrag muss mindestens 25 % betra-
gen und kann „aus eigenen oder fremden Mit-
teln“ erfolgen, darf aber keinerlei öffentliche 
Förderung enthalten;

e) die Kommission ist über geförderte große In-
vestitionsvorhaben per Kurzbeschreibung vom 
Mitgliedstaat zu unterrichten, auch wenn keine 
Pfl icht zur Notifi zierung besteht.

3.4.2.2 Investitions- und Beschäftigungsbeihilfen für 
KMU

KMU-Investitionsbeihilfen können unter folgen-
den Voraussetzungen auch außerhalb von Regio-
nalfördergebieten gewährt werden:

a) beihilfefähig sind alternativ folgende Kosten:

 die Kosten einer Investition in materielle und 
immaterielle Vermögenswerte, oder

 die über einen Zeitraum von zwei Jahren 
 geschätzten Lohnkosten für direkt durch das 
Investitionsvorhaben geschaffene Arbeits-
plätze;

b) die Beihilfeintensität darf bei kleinen Unterneh-
men 20 %, bei mittleren Unternehmen 10 % der 
beihilfefähigen Kosten nicht überschreiten; für 
die Verarbeitung und Vermarktung landwirt-
schaftlicher Erzeugnisse gelten höhere Prozent-
sätze (s. Art. 15 Abs. 4 AGFVO);

c) schließlich gilt eine Obergrenze für das Brutto-
subventionsäquivalent i. H. v. 7,5 Mio. EUR pro 
Unternehmen und Investitionsvorhaben.

3.4.2.3 Umweltschutzbeihilfen

Bürgschaften können ein geeignetes Förderinstru-
ment darstellen, mit dem die Realisierung konkre-
ter umweltfreundlicher Projekte ermöglicht wird. 
Dabei geht es um umweltfreundliche Investitio-
nen, die über die bloße Einhaltung gesetzlicher 
Standards hinausgehen.
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Die AGFVO nennt die Umweltförderziele in den 
Art. 18 bis 24. Die für jedes Förderziel einzuhal-
tenden Beihilfehöchstintensitäten beziehen sich in 
der Regel auf die Mehrkosten, die bei einer Inves-
titionsmaßnahme zur Erreichung eines höheren 
über gesetzliche Standards hinausgehenden Um-
weltschutzniveaus erforderlich sind. Förderfähig 
sind:

a) Investitionen, die über die Gemeinschaftsnor-
men für den Umweltschutz hinausgehen oder 
bei Fehlen solcher Normen den Umweltschutz 
verbessern. Die Beihilfeintensität beträgt max. 
35 % der Investitionsmehrkosten (zzgl. max. 10 
Prozentpunkte für mittlere Unternehmen und 
20 Prozentpunkte für kleine Unternehmen);

b) die Anschaffung von Fahrzeugen, die über die 
Gemeinschaftsnormen hinausgehen oder durch 
die bei Fehlen solcher Normen der Umwelt-
schutz verbessert wird.

Es geht um Transportfahrzeuge für den Stra-
ßen- und Schienenverkehr sowie für die Bin-
nen- und Seeschifffahrt, die angenommenen 
Gemeinschaftsnormen entsprechen, wenn die 
Fahrzeuge vor dem Inkrafttreten dieser Nor-
men angeschafft werden und diese Normen, 
sobald sie verbindlich sind, nicht rückwirkend 
für bereits erworbene Fahrzeuge gelten. Auch 
die Nachrüstung vorhandener Fahrzeuge zu 
Umweltschutzzwecken ist förderfähig, wenn 
die nachgerüsteten Fahrzeuge Umweltnormen 
entsprechen, die zum Zeitpunkt der Inbetrieb-
nahme noch nicht in Kraft waren, oder wenn für 
diese Fahrzeuge keine Umweltnormen gelten. 
Die Beihilfeintensität beträgt max. 35 % der In-
vestitionsmehrkosten, die zur Erreichung eines 
höheren als des aufgrund der Gemeinschafts-
normen geforderten Umweltschutzniveaus er-
forderlich sind (zzgl. max. 10 Prozentpunkte für 
mittlere Unternehmen und 20 Prozentpunkte 
für kleine Unternehmen);

c) Investitionen zur frühzeitigen Einhaltung 
neuer, noch nicht in Kraft getretener, Gemein-
schaftsnormen.

Es geht um Investitionen von KMU, die spä-
testens ein Jahr vor dem verbindlichen Umset-
zungstermin von bereits erlassenen Gemein-
schaftsnormen durchgeführt und abgeschlossen 
werden.

Die Beihilfeintensität beträgt

 max. 15 % für kleine Unternehmen und max. 
10 % für mittlere Unternehmen, wenn die In-
vestition mehr als drei Jahre vor dem verbind-
lichen Umsetzungstermin oder dem Inkraft-
treten abgeschlossen wird,

 max. 10 % für kleine Unternehmen, wenn die 
Investition ein bis drei Jahre vor dem Umset-
zungstermin oder dem Inkrafttreten abge-
schlossen wird;

d) Investitionen in Energiesparmaßnahmen mit 
einer Beihilfeintensität von

 max. 60 % der Investitionsmehrkosten, die zur 
Erreichung eines höheren als des aufgrund 
der Gemeinschaftsnormen geforderten Ener-

gieeinsparungsniveaus erforderlich sind, 
unter Berücksichtigung operativer Gewinne 
und Kosten (zzgl. max. 10 Prozentpunkte für 
mittlere Unternehmen und 20 Prozentpunkte 
für kleine Unternehmen) oder

 max. 20 % der Investitionsmehrkosten ohne 
Berücksichtigung operativer Gewinne und 
Kosten (zzgl. max. 10 Prozentpunkte für mitt-
lere Unternehmen und 20 Prozentpunkte für 
kleine Unternehmen);

e) Investitionen in hocheffi ziente Kraft-Wärme-
Kopplung mit einer Beihilfeintensität von max. 
45 % der im Vergleich zu einer Referenzinves-
tition zur getrennten Strom- und Wärmeerzeu-
gung entstehenden Investitionsmehrkosten 
(zzgl. max. 10 Prozentpunkte für mittlere Un-
ternehmen und 20 Prozentpunkte für kleine 
Unternehmen);

f) Investitionen zur Förderung erneuerbarer Ener-
gien mit einer Beihilfeintensität von max. 45 % 
der im Vergleich zu einem herkömmlichen 
Kraftwerk oder Heizsystem entstehenden Inves-
titionsmehrkosten (zzgl. max. 10 Prozentpunkte 
für mittlere Unternehmen und 20 Prozentpunk-
te für kleine Unternehmen);

g) Studien, die sich unmittelbar auf Investitionen 
zur Erreichung von Normen unter den lit. a, d 
und f beziehen mit einer Beihilfeintensität von 
max. 30 % der Kosten der Studie (zzgl. max. 10 
Prozentpunkte für mittlere Unternehmen und 
20 Prozentpunkte für kleine Unternehmen).

Für spezifi sche Defi nitionen zu Umweltschutzbei-
hilfen wird auf Art. 17 AGFVO verwiesen.

3.4.2.4 Beihilfen für Forschungs- und Entwicklungs-
vorhaben

Mit Bürgschaften können auch Projekte im Bereich 
Forschung und Entwicklung und Innovation ge-
fördert werden. Die AGFVO nennt die Förderziele 
in den Art. 31 bis 37. Förderfähig sind:

a) Forschungs- und Entwicklungsvorhaben 
(Art. 31 AGFVO) im Bereich:

 Grundlagenforschung,

 industrielle Forschung und

 experimentelle Forschung.

Beihilfefähig sind im Wesentlichen (dabei 
 genaue Zuordnung zu den o. g. Bereichen):

 Personalkosten (Forscher und das Projekt 
 unterstützendes Personal),

 Kosten für Instrumente und Ausrüstung für 
das Vorhaben,

 Kosten für Grundstücke und Gebäude,

 Kosten für Auftragsforschung, technisches 
Wissen, Lizenzen und Patente.

Die Beihilfeintensität beträgt:

 für Grundlagenforschung max. 100 %,

 für industrielle Forschung max. 50 % und

 für experimentelle Forschung max. 25 %

der beihilfefähigen Kosten.
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Hinzu kommen:

 (für industrielle und experimentelle For-
schung zzgl. max. 10 Prozentpunkte für mitt-
lere Unternehmen und 20 Prozentpunkte für 
kleine Unternehmen),

 zzgl. max. 15 Prozentpunkte bis zu einer 
Grenze von 80 % der beihilfefähigen Kosten

– bei der effektiven Zusammenarbeit (nicht: 
Vergabe von Unteraufträgen) zweier Unter-
nehmen

– bei der Zusammenarbeit (nicht: Vergabe 
von Unteraufträgen) von einem Unterneh-
men mit einer Forschungseinrichtung und

– im Fall der industriellen Forschung bei 
Veröffentlichung der Ergebnisse des Vor-
habens;

b) Kosten für eine technischen Durchführbarkeits-
studie im Vorfeld der industriellen Forschung 
oder experimentellen Entwicklung (Art. 32 
AGFVO). Die Beihilfeintensität beträgt:

 bei KMU: 

 max. 75 % für Studien im Vorfeld der indus-
triellen Forschung und

 max. 50 % für Studien im Vorfeld der expe-
rimentellen Entwicklung;

 bei Großunternehmen:

 max. 65 % für Studien im Vorfeld der indus-
triellen Forschung und

 max. 40 % für Studien im Vorfeld der expe-
rimentellen Entwicklung;

c) Kosten für gewerbliche Schutzrechte. Die Ein-
zelheiten ergeben sich aus Art. 33 AGFVO;

d) Forschungs- und Entwicklungsvorhaben im 
Agrar- und Fischereisektor (Art. 34 AGFVO). 
Diese Vorhaben für Erzeugnisse des Anhangs I 
EG-Vertrag sind förderfähig bei Bestehen eines 
allgemeinen Interesses in dem Wirtschaftssek-
tor und Information der Beteiligten via Inter-
net über die Planung und Durchführung des 
Forschungsvorhabens sowie der unentgeltliche 
Zugang zu den Forschungsergebnissen. Die 
Beihilfeintensität beträgt max. 100 % der bei-
hilfefähigen Kosten. Die beihilfefähigen Kos-
ten entsprechen denen unter lit. a. Die Beihilfe 
muss der Forschungseinrichtung direkt zur Ver-
fügung gestellt werden. Im Übrigen gelten die 
Art. 30, 31 und 32 AGFVO auch für Forschungs- 
und Entwicklungsbeihilfen für Erzeugnisse des 
Anhangs I EG-Vertrag.

e) Innovationsberatungsdienste und innovations-
unterstützende Dienstleistungen von KMU 
(Art. 36 AGFVO). Die Beihilfe soll diese in 
die Lage versetzen, die Dienstleistungen zu 
Marktpreisen bzw. kostendeckenden Preisen 
zu  erhalten. Die Förderhöchstgrenze beträgt 
max. 200.000 EUR je begünstigtes KMU für 
einen Zeitraum von drei Jahren. Sofern der 
Dienstleistungsgeber nicht über eine nationale/

europäische Zertifi zierung verfügt, beträgt die 
Beihilfeintensität max. 75 % der Kosten.

f) Ausleihungen hochqualifi zierten Personals ei-
nes Großunternehmens oder einer Forschungs-
einrichtung an ein KMU (Art. 37 AGFVO). Für 
spezifi sche Defi nitionen zu Forschungs- und 
Entwicklungsbeihilfen wird auf Art. 30 AGFVO 
verwiesen.

3.4.2.5 Beihilfen für junge innovative Unternehmen

Die Förderfähigkeit setzt insbesondere voraus, 
dass:

a) es sich um ein kleines Unternehmen handelt, 
das zum Bewilligungszeitpunkt seit weniger als 
sechs Jahren existiert und

b) ein grundsätzliches Kumulierungsverbot mit 
allen anderen AGFVO-Beihilfen besteht 
(s. Art. 7 Abs. 5 lit. b AGFVO).

Einzelheiten s. Art. 35 AGFVO.

3.5 Sonstige KMU-Beihilfen

Für KMU gelten im Agrar- und Fischereibereich:

a) Verordnung (EG) Nr. 1857/2006 der Kommissi-
on über die Anwendung der Artikel 87 und 88 
EG-Vertrag auf staatliche Beihilfen an kleine 
und mittlere in der Erzeugung von landwirt-
schaftlichen Erzeugnissen tätige Unterneh-
men und zur Änderung der Verordnung (EG) 
Nr. 70/2001 (ABl L 358/3 vom 16. Dezember 
2006) (nur  Urproduktion),

b) Verordnung (EG) Nr. 736/2008 vom 22. Juli 
2008 der Kommission über die Anwendung der 
Artikel 87 und 88 EG-Vertrag auf Beihilfen an 
kleine und mittlere in der Erzeugung, Verar-
beitung und Vermarktung von Fischereierzeug-
nissen tätige Unternehmen (ABl L 201/16 vom 
30. Juli 2008).

3.6 Genehmigte bzw. angepasste Programme/Pro-
grammvarianten nach den Regionalleitlinien

3.6.1 Allgemeines

Bürgschaften, die nicht nach Freistellungsverord-
nungen freigestellt sind, können gleichwohl in 
Regionalfördergebieten als sog. Regionalbeihilfen 
zulässig sein. Nach den „Leitlinien für staatliche 
Beihilfen mit regionaler Zielsetzung 2007-2013“ 
(ABl C 54/13 vom 4. März 2006) ist dafür eine Ge-
nehmigung erforderlich. Diese Regionalleitlinien 
regeln staatliche Beihilfen in regionalen Förder-
gebieten unabhängig von der Größe der begüns-
tigten Unternehmen. Sie erklären Bürgschaften/ 
Bürgschaftsregelungen

– zur Finanzierung von Erstinvestitionen,

– zur Finanzierung bestimmter Kosten für neuge-
gründete kleine Unternehmen bis 2 Mio. EUR 
in Art. 107 Abs. 3 lit. a AEU-Vertrag-Gebieten 
und bis 1 Mio. EUR in Art. 107 Abs. 3 lit. c AEU-
Vertrag-Gebieten

innerhalb bestimmter Beihilfeintensitäten für ge-
nehmigungsfähig.

Grundsätzlich verboten sind „Betriebsbeihilfen“ 
(dazu zählen auch Ersatzinvestitionen, Fn. 71). Sie 
sind jedoch in solchen Gebieten genehmigungs-
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fähig, die in den Anwendungsbereich des Art. 107 
Abs. 3 lit. a AEU-Vertrag fallen (Ziffer 76). Diese 
Beihilfen müssen zeitlich begrenzt und degres-
siv gestaffelt sein; sie „sollten in der Regel nur 
für  bestimmte vorab defi nierte förderfähige Aus-
gaben oder Kosten gewährt und auf einen be-
stimmten Anteil dieser Kosten begrenzt werden“ 
(Ziffer 77).

Zu beachten ist insbesondere, dass

– der Bürgschaftsantrag vor Beginn der Maßnah-
me gestellt sein muss;

– bei Investitionskreditbürgschaften der von 
öffent licher Förderung freie Betrag mindes-
tens 25 % betragen muss. Dieser Mindestbetrag 
darf keine Beihilfe enthalten. Eine Beihilfe ist 
beispielsweise dann enthalten, wenn ein zins-
günstiges oder ein staatlich verbürgtes Darlehen 
vorliegt, das staatliche Beihilfeelemente enthält. 
Das Eigenobligo der Banken wird auf den bei-
hilfefreien Eigenbeitrag angerechnet (letzteres 
durch Schreiben der Europäischen Kommission 
D/53440 vom 13. August 1998 bestätigt). Nach 
Ansicht der Kommission darf der Eigenbeitrag 
auch keine De-minimis-Förderung enthalten;

– konzerninterne Dienstleistungen im Sinne von 
Abschnitt K (Abteilung 74) der NACE-Klassifi -
kation nicht förderfähig sind;

– die Regionalleitlinien nicht anwendbar sind 
auf die Urproduktion der landwirtschaftlichen 
Erzeugnisse des Anhangs I des AEU-Vertrags, 
die Fischerei und den Kohlebergbau. Für die 
Vermarktung und Verarbeitung der genannten 
landwirtschaftlichen Erzeugnisse gelten die Re-
gionalleitlinien nur in dem im Gemeinschafts-
rahmen für staatliche Beihilfen im Agrarsektor 
festgelegten Ausmaß;

– Sonderbestimmungen für die Wirtschaftsberei-
che Verkehr und Schiffbau gelten. In der Stahl-
industrie sowie in der Kunstfaserindustrie ist die 
Gewährung von Regionalbeihilfen verboten.

3.6.2 Betriebsmittelkredit-Bürgschaften Programmge-
nehmigung neue Länder

In den Ländern Brandenburg, Mecklenburg-Vor-
pommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thürin-
gen können Betriebsmittelkredit-Bürgschaften auf 
Basis von Genehmigungen der EU-Kommission 
(Schreiben vom 17. Juli 2008, http://ec.europa.eu/
community_law/state_aids/industrie_2007. htm, 
N 439/2007, N 430/2007, N 431/2007, N 432/2007, 
N 433/2007, N 311/2008 sowie Schreiben vom 
9. April 2009, N 443/2008) unter folgenden Bedin-
gungen, die alle erfüllt sein müssen, übernommen 
werden:

1. Der zu verbürgende Betriebsmittelkredit be-
schränkt sich ausschließlich auf den Betriebs-
mittelbedarf, der aufgrund eines der folgenden 
Tatbestände („Fallgruppen“) entsteht:

a) Umsatzwachstum in Zusammenhang mit 
Kapazitätserweiterung oder -aufbau (ein-
schließlich Lagerbeständen),

b) Veränderungen des Produktportfolios,

c) Sicherstellung der Unternehmensnachfol-
ge,

d) Begleitung von großvolumigen Einzelauf-
trägen.

2. Die Laufzeit der Bürgschaft beträgt maximal 
acht Jahre. Spätestens nach hälftiger Bürg-
schaftslaufzeit setzt eine lineare Degression 
ein; Ausnahme: o. g. Fallgruppe 1 lit. d.

3. Die betriebswirtschaftliche Tragfähigkeit des 
durch den zu verbürgenden Kredit fi nanzier-
ten Vorhabens sowie die Plausibilität der vom 
Kreditnehmer vorgenommenen Unterneh-
mensplanung müssen durch den jeweiligen 
Bürgschaftsmandatar bestätigt worden sein.

4. Das Kredit nehmende Unternehmen muss 
rechtlich selbständig sein und darf höchstens 
1.000 Beschäftigte haben.

5. Das begünstigte Unternehmen muss seinen 
Standort (has to be located) in einem der o. g. 
Länder haben. Transfers verbürgter Mittel (z. B. 
im Rahmen eines cash pooling) an verbundene 
Unternehmen außerhalb des betreffenden Lan-
des sind nicht zulässig.

6. Die Betriebsmittelbürgschaft darf höchstens 
20 Mio. EUR betragen.

7. Der Beihilfewert der Bürgschaft muss nach der 
genehmigten Methode für Betriebsmittelbürg-
schaften (N 541/2007, Genehmigungsschreiben 
vom 29. November 2007), ggf. ergänzt durch 
die genehmigte Methode für Spezialfi nanzie-
rungen (N 762/2007, Genehmigungsschreiben 
vom 18. Juni 2008), ermittelt werden und darf 
höchstens 2 Mio. EUR betragen.

8. Die Regelung gilt für alle Wirtschaftszweige 
außer für die Erzeugung der in Anhang I des 
AEU-Vertrags genannten Primärerzeugnisse, 
die Fischerei, den Kohlebergbau, die Stahlin-
dustrie, die Kunstfaserindustrie, den Verkehr 
und den Schiffbau.

9. Die materiellen Bedingungen der Rdnr. 9 
(keine Regionalbeihilfen an Unternehmen in 
Schwierigkeiten) und 78 (Nichtanwendbarkeit 
auf den Finanzsektor und auf konzerninterne 
Tätigkeiten) der Regionalleitlinien 2006/C 
54/08 gelten uneingeschränkt.

10. Sollte die EU-Kommission entsprechend 
Rdnr. 20 der Regionalleitlinien und Nr. 8 der 
Fördergebietskarte Deutschland (Schreiben 
der EU-Kommission D/206704 vom 9. Novem-
ber 2006, N 459/2006) entscheiden, dass die 
NUTS-II-Regionen Halle, Leipzig und Bran-
denburg-Südwest nicht mehr für eine Förde-
rung nach Art. 87 Abs. 3 lit. a EG-Vertrag in 
Betracht kommen, entfällt die Fördermöglich-
keit mit Betriebsmittelkredit-Bürgschaften auf 
Basis des genehmigten Programms mit Wir-
kung vom 31. Dezember 2010.

Für das Gesamtvolumen der unter der Genehmi-
gung zu gewährenden Betriebsmittelkredit-Bürg-
schaften gelten degressive Jahreshöchstbeträge 
für die Landesbürgschaften sowie für das Pro-
gramm paralleler Bundes- und Landesbürgschaf-
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ten für die neuen Länder und Berlin. Die Geneh-
migungen enden am 31. Dezember 2013.

3.7 Regelungen auf Basis des „Temporary framework“ 
(Mitteilung der Kommission – Vorübergehender 
Gemeinschaftsrahmen für staatliche Beihilfen zur 
Erleichterung zu Finanzierungsmitteln in der ge-
genwärtigen Finanz- und Wirtschaftskrise, ABl C 
16/01 vom 22. Januar 2009)

3.7.1 Einschlägige Regelungen

Zur befristeten Bundesregelung Kleinbeihilfen 
(„Regelung zur vorübergehenden Gewährung 
geringfügiger Beihilfen im Geltungsbereich 
der Bundesrepublik Deutschland während der 
 Finanz- und Wirtschaftskrise“) und Bundesrege-
lung landwirtschaftliche Kleinbeihilfen (Regelung 
zur vorübergehenden Gewährung geringfügiger 
Beihilfen an landwirtschaftliche Unternehmen zur 
Erleichterung des Zugangs zu Finanzierungsmit-
teln während der Finanz- und Wirtschaftskrise) 
s. Anlagen 1 und 3.

Zur Befristeten Regelung Bürgschaften („Rege-
lung zur vorübergehenden Gewährung von 
Bürgschaften im Geltungsbereich der Bundes-
republik Deutschland während der Finanz- und 
Wirtschaftskrise“) s. Anlage 2. 

3.7.2 FAQ

– In der Befristeten Regelung Bürgschaften be-
trägt die maximale Bürgschaftsquote 90 % des 
verbürgten Kredits. Die EU-Kommission lässt 
zudem auch unter der Bundesregelung Klein-
beihilfen 90 %-Bürgschaften zu, und zwar dort 
ohne Deckelung durch die Lohn- und Gehalts-
summe.

– Das Tatbestandsmerkmal „Unternehmen, die 
aufgrund der Finanz- und Wirtschaftskrise 
in Schwierigkeiten kamen“ muss geprüft und 
 dargelegt werden. In den fallbezogenen Unter-
lagen sollte zumindest eine kurze begründete 
Feststellung vorhanden sein, z. B. „Schwierig-
keiten wg. Finanzkrise“, „wg. sektorspezifi scher 
Kreditklemme“, „wg. Auftragseinbruch“ oder 
„wg. erhöhter Sicherheitenhereingabe“. Auch 
sollte festgestellt werden, dass andere, nicht 
krisenbegründete Ursachen wie etwa Manage-
mentfehler nicht augenfällig bzw. verwaltungs-
bekannt sind (z. B. durch Presseartikel).

 Die EU-Kommission wird die Anwendung des 
Begriffs „UiS am 1. Juli 2008“ anhand der wirt-
schaftlichen Situation bzw. Entwicklung des 
fraglichen Unternehmens in den Wirtschafts-
jahren 2007 und 2008 prüfen. Haben die Ab-
schlussprüfer bei der wirtschaftlichen Beurtei-
lung des Unternehmens/Abschlussprüfung im 
Sinne  einer positiven Fortführungsprognose 
keine Bedenken geäußert (z. B. hinsichtlich der 
Deckung des zukünftigen Liquiditätsbedarfes), 
würde KOM das Unternehmen im obigen Sinne 
nicht als Unternehmen in Schwierigkeiten am 
1. Juli 2008 ansehen. Bei Zweifeln würde KOM 
vom jeweiligen Mitgliedstaat ein Gutachten 
eines unabhängigen Wirtschaftsprüfers anfor-
dern.

– Bei Kleinbeihilfen in der Form von Bürgschaften 
wird deren Beihilfewert entweder auf der Basis 
einer Methode berechnet, die von der EU-Kom-
mission genehmigt worden ist (für Deutschland 
derzeit die N 197/2007, N 541/2007, N 762/2007 
und N 325/06, vgl. Abschnitt 1.5.1), oder auf 
der Basis der Safe-Harbour-Prämien der Bürg-
schaftsmitteilung der EU-Kommission bzw. des 
„Vorübergehenden Rahmens“ (vgl. Fn. zu 4.3.2 
lit. a in der Fassung vom 25. Februar 2009).

– Die Berechnung der Lohn- und Gehaltssumme 
des Jahres 2008 als Grundlage für den zu ver-
bürgenden Kredit bezieht sich auf das Kalen-
derjahr, nicht ein evtl. anders zu bestimmendes 
Geschäftsjahr. Die Arbeitnehmer von Standor-
ten in anderen EU-Mitgliedstaaten können in 
die Berechnung einbezogen werden, wenn der 
 betreffende Mitgliedstaat zustimmt. Lohnsum-
men in Nicht-EU-Ländern können keine Berück-
sichtigung fi nden.

– Zur Berechnung der nach der „Befristeten 
Rege lung Bürgschaften“ um 15 oder 25 % redu-
zierbaren marktmäßigen Bürgschaftsentgelte 
können alle genehmigten Methoden zur Berech-
nung des Beihilfewertes (derzeit: N 197/2007 für 
Investitionsvorhaben, N 541/2007 für Betriebs-
mittelfi nanzierungen, N 762/2007 für Spezial-
fi nanzierungen, N 325/2006 für Schiffsbaufi nan-
zierungen) genutzt werden.

– Die Anwendbarkeit des „Vorübergehenden Rah-
mens“ auf Avale ist nicht per se ausgeschlossen, 
es muss jedoch nach Ansicht der Kommission im 
Einzelfall durch Auslegung der entsprechenden 
Regelung des Rahmens (vgl. Punkt 4.2.2 bzw. 
4.3.2) ermittelt werden, ob die jeweilige Garan-
tie-Maßnahme mit umfasst ist. 

3.8 Berichte

a) Für Bürgschaften aufgrund von Beihilferege-
lungen gelten, soweit für die Regelungen Ge-
nehmigungen vorliegen, die Berichtspfl ichten 
aus den jeweiligen Genehmigungen.

b) Soweit Bürgschaften im Rahmen von Beihil-
feregelungen auf der Basis von Freistellungs-
verordnungen gewährt werden, gelten die 
Berichtspfl ichten der jeweiligen Freistellungs-
verordnung in Verbindung mit Art. 5 Abs. 1 und 
Anhang III A, Art. 6 Abs. 1 und Art. 7 der Ver-
ordnung (EG) Nr. 794/2004 vom 21. April 2004 
(ABl L 140/130 vom 30. April 2004).

c) Ferner sind die Berichtspfl ichten aus den 
Entscheidungen der Kommission zur Berech-
nungsmethode vom 25. September 2007, vom 
28. November 2007 und vom 18. Juni 2008 zu 
beachten (vgl. die „Orientierungen und Leitlini-
en zur Durchführung der Monitoring-Aufl agen 
der EU-Beihilfewertgenehmigungsschreiben“ 
vom 19. November 2008).

d) Für Bürgschaftsregelungen, die gemäß einer 
Entscheidung der Kommission keine Beihilfen 
darstellen, kann die Kommission in der betref-
fenden Entscheidung die Vorlage von Berichten 
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anordnen. Zu Einzelheiten s. Abschnitt 6 der 
Bürgschaftsmitteilung 2008.

4. Rettungs- und Umstrukturierungsbeihilfen an 
Unternehmen in Schwierigkeiten

4.1 Allgemeines

Rettungs- und Umstrukturierungsbeihilfen (R & U-
Beihilfen) sind nach Art. 107 Abs. 3 lit. c des AEU-
Vertrags genehmigungsfähig, wenn die Voraus-
setzungen der Leitlinien für Rettungs- und Um-
strukturierungsbeihilfen (fortan LL UiS) vorliegen. 
Beihilfen für Großunternehmen (d. h. alle Unter-
nehmen, die keine KMU sind) sind einzeln zu 
noti fi zieren (zu den Kriterien s. u. 4.2). Für Beihil-
fen zugunsten von KMU sind Beihilferegelungen 
genehmigungsfähig, in deren Rahmen Mitglied-
staaten ohne weitere Notifi zierung R & U-Beihilfen 
gewähren können (Einzelheiten s. u. 4.3). Sofern 
keine Beihilferegelungen für KMU bestehen und 
in bestimmten Fällen (s. u. 4.1.3) müssen aller-
dings auch R & U-Beihilfen an KMU einzelnoti-
fi ziert werden. 

Die Gültigkeitsdauer der LL UiS endet am 9. Okto-
ber 2012 (ABl C 156/3 vom 9. Juli 2009).

De-minimis-Beihilfen an Unternehmen in Schwie-
rigkeiten sind nicht zulässig. Für Unternehmen, 
die nach dem 1. Juli 2008 aufgrund der globalen 
Finanz- und Wirtschaftskrise in Schwierigkei-
ten geraten sind, gilt jedoch die Bundesregelung 
Kleinbeihilfen (Anlage 3). Zu den Sonderrege-
lungen aufgrund des Temporary Framework s. 
Abschnitt 3.7.

Keine Beihilfen sind Leistungen der öffentlichen 
Hand aus eingegangenen Bürgschaften bei Um-
schuldungsaktionen, wenn dargelegt werden 
kann, dass sich der Staat in einer gegebenen Kons-
tellation wie ein privater Geldgeber verhält und die 
entsprechende Bürgschaft mit dem Grundsatz des 
marktwirtschaftlich handelnden Kapitalgebers im 
Einklang steht (EuG, Urteil vom 11. Juli 2002, Rs. 
T-152/99, Hamsa/Kommission, Slg. 2002, 11-3049). 
Dieses Kriterium kann in der Regel als erfüllt an-
gesehen werden, wenn parallel zum „Antritt“ der 
öffentlichen Hand aus ihrer Bürgschaft die wesent-
lichen Gläubiger und Gesellschafter substantielle 
und für die Sanierung voraussichtlich ausreichen-
de Beiträge leisten11. In einem solchen Fall „wer-
den die Vorschriften in Punkt 5.3 [der Bürgschafts-
mitteilung 2008] nicht herangezogen“ (Schreiben 
GD Lowe D/51969 vom 16. Mai 2008)12.

4.1.1 Defi nition des Unternehmens in Schwierig-
keiten13

Ein Unternehmen ist als in Schwierigkeiten be-
fi ndlich anzusehen, wenn „es nicht in der Lage 
ist, mit eigenen fi nanziellen Mitteln oder ande-
ren Mitteln, die ihm von seinen Eigentümern/
Anteilseignern oder Gläubigern zur Verfügung 

11 Nachrichtlich: Das deutsche Haushaltsrecht sieht weitere Bedingungen 
vor.

12 Die Anwendbarkeit dieses Schreibens auf Bürgschaftsprolongationen 
ist mit der GD Wettbewerb noch nicht abschließend geklärt.

13 Für KMU gilt im Rahmen der AGFVO eine vereinfachte Regelung 
 (Erwägungsgrund 15 und Art. 1 Abs. 7), s. o. Abschnitt 3.4.1.2 lit. f.

gestellt werden, Verluste aufzufangen, die das 
Unternehmen kurz- oder mittelfristig so gut wie 
sicher in den wirtschaftlichen Untergang treiben 
werden, wenn die öffentliche Hand nicht eingreift“ 
(LL UiS, Rdnr. 9). Konkrete Fälle sind Unterneh-
men mit folgenden sog. operationellen Kriterien 
(LL UiS, Rdnr. 10):

– Zahlungsunfähigkeit, drohende Zahlungsunfä-
higkeit (falls der Eröffnungsantrag gestellt wur-
de) oder Überschuldung, jeweils im Sinne der 
Insolvenzordnung,

– verlustbedingte Aufzehrung von mehr als der 
Hälfte des buchmäßigen Eigenkapitals bei 
 Personengesellschaften bzw. bei Kapitalgesell-
schaften mehr als der Hälfte des Grund-/Stamm-
kapitals im Sinne der § 92 Aktiengesetz und § 49 
GmbH-Gesetz und mehr als 25 % des buchmäßi-
gen Eigenkapitals bzw. des Grund-/Stammkapi-
tals innerhalb der letzten zwölf  Monate.

Selbst wenn keines der genannten operationellen 
Kriterien erfüllt ist, kann ein Unternehmen als 
in Schwierigkeiten angesehen werden, wenn die 
hierfür typischen Symptome auftreten, wie stei-
gende Verluste, sinkende Umsätze, u. a. (LL UiS, 
Rdnr. 11), sofern es nachweislich nicht in der Lage 
ist, sich aus eigener Kraft oder mit Mitteln seiner 
Eigentümer/Anteilseigner oder Fremdmitteln zu 
sanieren.

Neugegründete Unternehmen, einschließlich sol-
cher, die aus der Abwicklung oder aus der Über-
nahme der Vermögenswerte eines anderen Unter-
nehmens hervorgegangen sind, kommen nicht 
für Rettungs- und Umstrukturierungsbeihilfen 
in Betracht. Ein Unternehmen gilt grundsätzlich 
in den ersten drei Jahren nach Aufnahme seiner 
 Geschäftstätigkeit als neu gegründet.

4.1.2 Konzernangehörige Unternehmen in Schwierig-
keiten

Für Unternehmen, die einer Unternehmensgruppe 
angehören, kommen Rettungs- und Umstrukturie-
rungsbeihilfen nur dann in Frage, wenn es sich 
um spezifi sche Schwierigkeiten des betreffenden 
Unternehmens handelt, diese nicht auf eine will-
kürliche Kostenverteilung innerhalb der Gruppe 
zurückzuführen sind und außerdem zu gravierend 
sind, um von der Gruppe selbst bewältigt zu wer-
den.

4.1.3 Sektoraler Anwendungsbereich

Rettungs- und Umstrukturierungsbeihilfen werden 
grundsätzlich in allen Sektoren nach den Leit-
linien für Rettungs- und Umstrukturierungsbeihil-
fen an Unternehmen in Schwierigkeiten beurteilt. 
Im Stahlsektor und in der Kohleindustrie kom-
men R & U-Beihilfen nicht in Betracht, wohl aber 
sind Schließungsbeihilfen nach der Mitteilung 
über Rettungs- und Umstrukturierungsbeihilfen 
und Schließungsbeihilfen für die Stahl industrie 
möglich (ABl [EG] Nr. C 70/21-22 vom 19. März 
2002).

Die LL UiS gelten auch für den Agrarsektor, ein-
schließlich Verarbeitungsbetriebe, soweit im An-
hang I zum AEU-Vertrag aufgeführt, allerdings 
mit Sonderbestimmungen (s. u. Abschnitt 4.4).
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4.1.4 Einzelfallnotifi zierungspfl ichten

Einzeln zu notifi zieren sind:

– R & U-Beihilfen an Unternehmen, die nicht die 
gemeinschaftliche KMU-Defi nition (s. o. 3.4.1) 
erfüllen;

– R & U-Beihilfen an KMU, sofern keine Beihilfe-
regelungen (s. u. 4.3) bestehen;

– R & U-Beihilfen an KMU in Schwierigkeiten, die 
aufgrund einer bestehenden Beihilferegelung 
vergeben werden sollen, sind dennoch anmel-
dungspfl ichtig („Durchstoß“ der genehmigten 
Beihilferegelung), wenn

 das Unternehmen auf Märkten mit langfristi-
gen strukturellen Überkapazitäten tätig ist,

 eine Rettungsbeihilfe für einen längeren Zeit-
raum als sechs Monate gewährt oder nicht 
nach 6 Monaten zurückgezahlt worden ist,

 der kumulierte Betrag der Beihilfen bei ge-
meinsamer Betrachtung von Rettungs- und 
Umstrukturierungsphase 10 Mio. EUR über-
steigt,

 sonstige Bedingungen der Regelung nicht 
eingehalten werden,

 das KMU die Aktiva eines anderen Unter-
nehmens übernommen hat, das selbst bereits 
R- oder U-Beihilfen erhalten hat. 

– Beihilfen an mittlere bzw. große Unternehmen 
während des Umstrukturierungszeitraumes 
nach Gewährung einer Umstrukturierungsbei-
hilfe (vgl. unten Abschnitt 4.2.2.1) sind in fol-
gendem Fall einzelnotifi zierungspfl ichtig: Die 
Kommission hatte die Umstrukturierungsbei-
hilfe genehmigt und war zum Zeitpunkt ihrer 
Entscheidung über die Umstrukturierungsbei-
hilfe von der späteren Beihilfe während der Um-
strukturierungsphase nicht unterrichtet. Ausge-
nommen von dieser Einzelnotifi zierungspfl icht 
sind Beihilfen, die unter eine Freistellungs-VO 
fallen (s. Rdnr. 70 in Verbindung mit Rdnr. 69 
LL UiS).

Siehe hierzu auch unten Abschnitt 4.3. 

4.1.5 Grundsatz der „einmaligen Beihilfe“

Hat ein Unternehmen eine Rettungs- oder Um-
strukturierungsbeihilfe (einschließlich nicht ange-
meldeter Beihilfen) erhalten, und liegt es weniger 
als zehn Jahre zurück, dass eine Rettungsbeihilfe 
gewährt oder die Umstrukturierungsphase ab-
geschlossen oder die Durchführung eingestellt 
 worden ist, genehmigt die Kommission eine wei-
tere Rettungs- oder Umstrukturierungsbeihilfe 
nur unter engen Voraussetzungen (vgl. Rdnr. 72 ff. 
LL UiS).

4.2 Voraussetzungen für die Genehmigung von ein-
zeln zu notifi zierenden Rettungs- und Umstruk-
turierungsbeihilfen

4.2.1 Rettungsbeihilfen

– Nur Darlehensbürgschaften/-garantien oder 
Darlehen. In beiden Fällen mindestens Markt-
zinssatz des Darlehens (Referenzzinssatz);

– Das verbürgte Darlehen muss spätestens sechs 
Monate nach der ersten Auszahlung an das 
Unternehmen zurückgezahlt werden; die Frist 
verlängert sich bis zu einer Entscheidung der 
Kommission zu einem rechtzeitig eingereichten 
Umstrukturierungsplan; Kommission kann aber 
entscheiden, dass Verlängerung nicht gerecht-
fertigt ist;

– Die Höhe der Rettungsbeihilfe muss auf einen 
Betrag begrenzt sein, der für die Weiterführung 
des Unternehmens während eines Zeitraums von 
längstens sechs Monaten erforderlich ist (zur in-
dikativen Berechnung dieses Betrages wird die 
Formel

Betriebsergebnis vor Zinsaufwand und Steuern, 
wie im Jahresabschluss des Vorjahres ausgewie-
sen,

zzgl. Abschreibungen des Vorjahres und

zzgl. Veränderung des Nettoumlaufver-
mögens in den letzten beiden Jahren
dividiert durch 2

angewendet; Beihilfen über diesen Betrag hin-
aus sind eingehend zu begründen).

Die Rettungsbeihilfe kann nach Maßgabe der 
Rdnr. 16 der LL UiS auch strukturelle Maßnahmen 
unterstützen, wenn ein sofortiges Tätigwerden 
 erforderlich ist;

– Rechtfertigung aus akuten sozialen Gründen;

– keine gravierenden Ausstrahlungseffekte in an-
dere Mitgliedstaaten;

– Verpfl ichtung, innerhalb von sechs Monaten 
nach der Genehmigung bzw. – im Falle nicht 
angemeldeter Beihilfen – nach Auszahlung der 
Beihilfe einen Umstrukturierungsplan vorzule-
gen oder die Beihilfe zurückzuzahlen.

Neu ist ein vereinfachtes Verfahren zur Geneh-
migung von Rettungsbeihilfen an Unternehmen, 
die eines der operationellen Kriterien (siehe 4.1.1) 
aufweisen, sofern alle oben genannten Vorrausset-
zungen erfüllt sind und sich die Höhe der Beihilfe 
auf den Betrag beschränkt, der sich aus der o. g. 
Formel ergibt und maximal 10 Mio. EUR beträgt. 
Über Anträge nach dem vereinfachten Verfahren 
will die Kommission innerhalb eines Monates ent-
scheiden. 

4.2.2 Umstrukturierungsbeihilfen

4.2.2.1 Wiederherstellung der langfristigen Rentabilität

– Umstrukturierungsbeihilfe muss an Vorlage und 
Durchführung eines tragfähigen Umstrukturie-
rungsplans geknüpft sein. Umstrukturierungs-
pläne für Großunternehmen müssen von der 
Kommission genehmigt werden. Umstrukturie-
rungspläne für KMU müssen vom Mitgliedstaat 
genehmigt und an die Kommission übermittelt 
werden.

– Voraussetzung eines solchen Umstrukturie-
rungsplans ist die Wiederherstellung der lang-
fristigen Rentabilität des Unternehmens inner-
halb eines angemessenen Zeitraums auf der 
Grundlage realistischer Annahmen hinsichtlich 
seiner künftigen Betriebsbedingungen.
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Die Bürgschaftsentscheidung wird auf der Grund-
lage des vorgelegten Umstrukturierungsplans die 
Dauer der Umstrukturierungsphase bestimmen. 
Die Laufzeit der Bürgschaft ist davon unbescha-
det.

4.2.2.2 Vermeidung übermäßiger Wettbewerbsverfäl-
schungen

Zur Minimierung der Wettbewerbsverzerrungen 
aus Umstrukturierungsbeihilfen sind Ausgleichs-
maßnahmen obligatorisch; lediglich kleine Un-
ternehmen sind ausgenommen, es sei denn sek-
torspezifi sche Vorschriften sehen etwas anderes 
vor oder das Unternehmen ist auf einem Markt 
tätig, der über lange Zeit unter Überkapazitäten 
leidet. In Betracht kommen die Veräußerung von 
Vermögenswerten, Reduzierungen der Kapazitä-
ten oder der Marktpräsenz und die Verminderung 
von Marktzutrittsschranken auf den betreffenden 
Märkten. Die Ausgleichsmaßnahmen müssen sich 
vor allem auf die Märkte beziehen, auf denen das 
beihilfebegünstigte UiS nach der Umstrukturie-
rung eine bedeutende Stellung hat; die Schließung 
verlustträchtiger Bereiche gilt nicht als Ausgleichs-
maßnahme.

4.2.2.3 Beschränkung der Beihilfe auf das notwendige 
Maß

– Beihilfe muss sich auf das für die Umstruktu-
rierung unbedingt notwendige Mindestmaß 
beschränken.

– Der Beihilfeempfänger muss einen bedeuten-
den Beitrag zur Finanzierung der Umstruktu-
rierungskosten erbringen; dies kann beispiels-
weise durch den Verkauf von Vermögenswerten, 
wenn diese für den Fortbestand des Unterneh-
mens nicht unerlässlich sind, oder durch Fremd-
fi nanzierung zu Marktbedingungen erfolgen. 
Die Kommission will im Regelfall folgende 
 Eigenbeiträge des Begünstigten zur Umstruk-
turierung als ausreichend erachten: mindestens 
25 % im Fall kleiner Unternehmen, mindestens 
40 % für mittlere Unternehmen und mindestens 
50 % für große Unternehmen. „In außergewöhn-
lichen Umständen und in Härtefällen, die der 
betreffende Mitgliedstaat nachzuweisen hat, 
kann die Kommission ausnahmsweise einen 
geringeren [Eigen]Beitrag akzeptieren“ (LL UiS, 
Rdnr. 44). Dabei ist das Eigenobligo eines ver-
bürgten Bankkredites anrechnungsfähig, sofern 
der Bankkredit zu Marktkonditionen gewährt 
wurde (vgl. Entscheidung der Kommission zur 
Ambau Stahl- und Anlagenbau, ABl L 103/50 
vom 24. April 2003).

4.2.2.4 Änderungen des Umstrukturierungsplans

Änderungen des Umstrukturierungsplans sind 
zulässig. Falls eine Umstrukturierungsbeihil-
fe im Einzelfall von der Kommission genehmigt 
ist, bedürfen das nachträgliche Heraufsetzen des 
 ursprünglichen Beilhilfebetrages, das Herabsetzen 
der Gegenleistung oder die Verzögerung bei der 
Umsetzung des Zeitplanes für die Gegenleistung 
der Notifi zierung im Einzelfall. Eine Änderung 
des Umstrukturierungsplans ist während der 
Laufzeit der Umstrukturierungsperiode unter der 

Voraussetzung zulässig, dass auch der geänderte 
Umstrukturierungsplan (der den Voraussetzungen 
oben unter 4.2.2.1 bis 4.2.2.3 genügt) die Wieder-
herstellung der langfristigen Rentabilität inner-
halb einer angemessenen Frist erkennen lässt. 
Eine Änderung des Beihilfebetrages während der 
Umstrukturierungsphase ist bei Einhaltung der 
Voraussetzungen genehmigungsfähig und stellt 
dann grundsätzlich keine wiederholte Umstruk-
turierungsbeihilfe dar.

Neue Beihilfen während der Umstrukturierungs-
phase an mittlere bzw. große Unternehmen können 
notifi zierungspfl ichtig sein, vgl. oben 4.1.4.

4.2.2.5 Durchführung des Umstrukturierungsplans

Die Überwachung des Umstrukturierungsplans ist 
durch den staatlichen Bürgen sicherzustellen.

4.2.2.6 Jahresberichte

Der Kommission sind regelmäßig ausführliche 
Berichte über die Durchführung des Umstruk-
turierungsplans zu übermitteln. Bei Beihilfen an 
Großunternehmen ist der erste Bericht in der Regel 
sechs Monate nach der Genehmigung vorzulegen, 
danach mindestens jährlich zu einem bestimmten 
Termin. Die Berichte müssen alle sachdienlichen 
Informationen zur Durchführung des Umstruktu-
rierungsplans, zum Zeitpunkt der Zahlungen an 
das Unternehmen, zur Finanzlage des Unterneh-
mens und zu der Einhaltung der in der Entschei-
dung enthaltenen Aufl agen und Bedingungen 
enthalten (vgl. Rdnr. 50 LL UiS).

Bei Beihilfen an KMU reicht die jährliche Über-
mittlung der Gewinn- und Verlustrechnung und 
der Bilanz des Unternehmens aus, sofern nicht in 
der Genehmigungsentscheidung strengere Anfor-
derungen festgelegt wurden.

4.2.2.7 Unterrichtungspfl ichten

Bei der Anmeldung einer Umstrukturierungsbei-
hilfe für ein großes oder mittleres Unternehmen 
müssen alle Beihilfen, die während der Umstruktu-
rierungsphase ausgereicht werden sollen, angege-
ben werden, außer wenn sie unter die De-minimis-
Regelung oder unter eine Freistellungsverordnung 
fallen.

4.2.2.8 Eigenobligo der Banken

Bei staatlichen Bürgschaften zugunsten von Unter-
nehmen in Schwierigkeiten muss bei der Darlehen 
gewährenden Bank ein Eigenobligo von mindes-
tens 10 % verbleiben.

4.3 Regelungen für die R & U -Beihilfen an KMU

Die Kommission genehmigt Regelungen der Mit-
gliedstaaten, unter denen R & U-Beihilfen an KMU 
gewährt werden können, unter den in Titel 4 der 
LL UiS genannten Bedingungen.

4.3.1 Allgemeines

a) Förderungswürdigkeit

Eine Freistellung von der Einzelnotifi zierungs-
pfl icht kann nur für Unternehmen vorgesehen 
werden, die eines der operationellen Kriterien 
(s. o. 4.1.1) erfüllen. Beihilfen an Unterneh-
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men, die auf einem Markt tätig sind, auf dem 
seit langem Überkapazitäten bestehen, müssen 
unabhängig von der Größe einzeln angemeldet 
werden.

b) Höchstbetrag

Die für den Einzelfall vorgesehenen Rettungs- 
und Umstrukturierungsbeihilfen, einschließlich 
der Beihilfen aus anderen Quellen oder anderen 
Regelungen, dürfen 10 Mio. EUR nicht über-
schreiten. Der Höchstbetrag, der demselben 
Unternehmen gewährt werden kann, muss in 
der Regelung angegeben werden. Die Beihilfen, 
die diesen Höchstbetrag überschreiten, müssen 
einzeln angemeldet werden.

4.3.2 Beihilferegelungen für Rettungsbeihilfen

Die Regelungen müssen die Einhaltung der für 
Ad-hoc-Rettungsbeihilfen aufgestellten Kriterien 
vorsehen (Form der Beihilfe, Vorliegen akuter 
sozialer Gründe, keine gravierenden Ausstrah-
lungswirkungen in andere Mitgliedstaaten, 
 Begrenzung der Beihilfe auf das Minimum). 
 Rettungsbeihilfen dürfen nur für einen Zeitraum 
von höchstens sechs Monaten vorgesehen werden. 
Festgelegt werden muss, dass der Mitgliedstaat 
vor Ablauf der Frist entweder einen Umstruktu-
rierungs- oder Liquidationsplan zu billigen oder 
von dem Begünstigten das Darlehen und die der 
Risikoprämie entsprechende Beihilfe zurückzu-
fordern hat.

Rettungsbeihilfen, die für einen Zeitraum von 
mehr als sechs Monaten gewährt oder nicht nach 
sechs Monaten zurückgezahlt werden, sind der 
Kommission einzeln anzumelden.

4.3.3 Beihilferegelungen für Umstrukturierungsbei-
hilfen

In der Regelung muss die Gewährung der Um-
strukturierungsbeihilfe von der vollständigen 
Durchführung eines vom Mitgliedstaat zuvor 
gebilligten Umstrukturierungsplans abhängig 
gemacht werden, der die für Ad-hoc-Beihilfen ge-
nannten Voraussetzungen der Wiederherstellung 
der Rentabilität und Begrenzung der Beihilfen auf 
das notwendige Mindestmaß erfüllt. Gleiches gilt 
für die Anforderungen an Ausgleichsmaßnahmen, 
die von mittleren Unternehmen in jedem Fall, von 
kleineren Unternehmen nur bei entsprechenden 
sektorspezifi schen Regelungen zu verlangen sind. 
Für kleinere Unternehmen muss zusätzlich vor-
gesehen werden, dass sie keine Kapazitätsauf-
stockung vornehmen dürfen. Die Genehmigung 
von Änderungen des Umstrukturierungsplans darf 
nur unter den Voraussetzungen der in den Leitlini-
en für Ad-hoc-Beihilfen vorgesehenen Regelungen 
vorgesehen werden.

4.3.4 Grundsatz der „einmaligen Beihilfe“

Der Grundsatz der einmaligen Beihilfe ist ein-
zuhalten. Beihilfen an ein Unternehmen, das 
Vermögenswerte eines anderen Unternehmens 
übernimmt, das selbst bereits Rettungs- und Um-
strukturierungsbeihilfen erhalten hat, sind einzeln 
anzumelden.

4.3.5 Aufl agen

Die Genehmigung einer Regelung wird mit der 
Aufl age verbunden, einen, normalerweise jähr-
lichen, Bericht über die Durchführung vorzule-
gen.14

Soweit nach den Bürgschaftsrichtlinien Ret-
tungs- und Umstrukturierungsbeihilfen vergeben 
werden, sind in der jährlichen Berichterstattung 
demnach zusätzlich zu den in den standardisier-
ten Jahresberichten erforderlichen Informationen 
alle geförderten Unternehmen aufzulisten unter 
Angabe von Firma, sektoralem Code – nach der 
dreistelligen NACE-Systematik der Wirtschafts-
zweige –, Zahl der Beschäftigten, Jahresumsatz 
und Bilanzsumme, Umfang der im Berichtsjahr 
gewährten Beihilfe, ggf. Bestätigung während 
der beiden Vorjahre gewährter Rettungs- oder 
Umstrukturierungsbeihilfen, Höhe und Art der 
Eigenleistungen, ggf. Art und Umfang der Aus-
gleichsleistungen und ggf. Gesamtbetrag der bis-
her gewährten Beihilfen; ferner sind Angaben über 
die Ausfallquote sowie die Zahl der Unternehmen, 
für die ein Insolvenzverfahren eröffnet worden ist, 
zu übermitteln.

4.4 Agrarsektor

Für R & U-Beihilfen im Agrarsektor einschl. Verar-
beitungsbetriebe gem. Anhang I des EG-Vertrags 
gelten die Sonderbestimmungen des Titels 5 der 
LL UiS. Dieser Titel gilt auch für KMU im Agrar-
sektor.

5. Schließungsbeihilfen für die Stahlindustrie

Rettungs- und Umstrukturierungsbeihilfen für die 
Stahlindustrie sind unzulässig. Für Unternehmen 
der Stahlindustrie im Sinne von Anhang B des 
multisektoralen Beihilferahmens können jedoch 
als mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar ange-
sehen werden:

– Beihilfen für Entlassungs- oder Vorruhestands-
zahlungen an Arbeitnehmer von Stahlunterneh-
men;

– Beihilfen für Unternehmen, die ihre Produkti-
onstätigkeit endgültig einstellen.

14 Die Angaben sollen den Weisungen der Kommission zu den standar-
disierten Jahresberichten entsprechen und ein Verzeichnis aller be-
günstigten Unternehmen sowie nähere Angaben zu den Unternehmen 
enthalten; vgl. Rdnr. 86 mit Verweis auf Anhang III der VO (EG) Nr. 
794/2004 zur Durchführung der VO (EG) 659/1999.
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Anlage 1

Regelung 
zur vorübergehenden Gewährung geringfügiger 

Beihilfen im Geltungsbereich der Bundesrepublik 
Deutschland während der Finanz- und Wirtschaftskrise 

(„Bundesregelung Kleinbeihilfen“)

Angesichts der aktuellen Finanz- und Wirtschaftskrise 
sind der Europäische Rat und die Europäische Kommis-
sion überein gekommen, zur Behebung beträchtlicher 
Störungen im Wirtschaftsleben der Mitgliedstaaten bin-
nenmarktkonforme Maßnahmen gemäß Artikel 87 Abs. 3 
lit. b EG-Vertrag zu erlassen. Auf Grundlage von Ziffer 11 
der Schlussfolgerungen des Vorsitzes zu der Tagung des 
Europäischen Rates in Brüssel am 11./12. Dezember 2008 
und von Ziffer 4.2 der Mitteilung der Europäischen Kom-
mission „Vorübergehender Gemeinschaftsrahmen für 
staatliche Beihilfen zur Erleichterung des Zugangs zu 
Finanzierungsmitteln in der gegenwärtigen Finanz- und 
Wirtschaftskrise” vom 17. Dezember 2008 in der Fassung 
vom 7. April 2009 (KOM-Mitteilung 2009/C 83/01) ergeht 
folgende „Bundesregelung Kleinbeihilfen“:

§ 1 
Gewährung von Kleinbeihilfen

(1) Auf Grundlage dieser Beihilferegelung können bei-
hilfegebende Stellen sog. Kleinbeihilfen an Unternehmen 
gewähren. Die Gesamtsumme der einem Unternehmen 
nach dieser Regelung gewährten Kleinbeihilfen darf den 
Höchstbetrag von 500.000 EUR nicht übersteigen; § 4 ist 
zu beachten1.

(2) Der in Abs. 1 Satz 2 festgesetzte Höchstbetrag bezieht 
sich auf den Fall einer Barzuwendung. Bei den eingesetz-
ten Beträgen sind die Bruttobeträge, d. h. die Beträge vor 
Abzug von Steuern und sonstigen Abgaben, zugrunde zu 
legen. Wird die Kleinbeihilfe nicht als Zuschuss, sondern 
in anderer Form gewährt, bestimmt sich die Höhe der 
 Beihilfe nach ihrem Bruttosubventionsäquivalent2.

§ 2 
Anwendungsbereich

(1) Die Maßnahme gemäß § 1 („Maßnahme”) gilt für alle 
Kleinbeihilfen, die

a) in der Bundesrepublik Deutschland und

b) an Unternehmen aller Wirtschaftsbereiche

gewährt werden, sofern die nachfolgenden Absätze nichts 
Abweichendes bestimmen.

1 Bei Ziffer 4.2.2 der KOM-Mitteilung vom 17. Dezember 2008 handelt 
sich um eine neue Möglichkeit, kompatible Beihilfen zu gewähren, und 
nicht um eine Änderung der De-minimis-Verordnung 1998/2006, die 
unberührt bleibt.

2 Es ist jeweils das Rating anzuwenden, das zum Zeitpunkt der Beihilfe-
gewährung festgestellt wird. Das zum Zeitpunkt der Beihilfegewäh-
rung geltende Rating ist sowohl zur Feststellung des Beihilfebetrags für 
Maßnahmen, die im Rahmen des Temporary Framework zum Einsatz 
kommen, heranzuziehen, wie auch zur Beachtung der Kumulierungs-
regeln.

(2) Die Maßnahme gilt nur für transparente Beihilfe im 
Sinne von Art. 2 Abs. 6 der Allgemeinen Gruppenfreistel-
lungsverordnung3. Als transparent gelten insbesondere 
folgende Arten von Beihilfen:

a)  Beihilfen in Form von Zuschüssen und Zinszuschüs-
sen,

b)  Beihilfen in Form von Darlehen, deren Bruttosubven-
tionsäquivalent auf der Grundlage des zum Bewilli-
gungszeitpunkt geltenden Referenzzinssatzes berech-
net wird,

c)  Beihilfen in der Form von Garantieregelungen, deren 
Bruttosubventionsäquivalent

(i) entweder auf der Basis einer Methode berechnet 
wird, die von der EU-Kommission genehmigt wor-
den ist4,

(ii) oder auf der Basis der im Anhang des Vorüberge-
henden Gemeinschaftsrahmens (KOM-Mitteilung 
2009/C 83/01) festgelegten Safe-Harbour-Prämien 
der EU-Kommission berechnet wird5.

d) Beihilfen in Form von Kapitalzuführungen, wenn der 
Gesamtbetrag der zugeführten öffentlichen Mittel  unter 
dem nach dieser Regelung möglichen Höchstbetrag 
von 500.000 EUR liegt. Diese Regelung gilt nicht für 
Beteiligungen an Risikokapitalfonds, wenn neben dem 
öffentlichen auch ein privater Investor auf Fondsebene 
beteiligt ist6.

(3) Die Maßnahme gilt für Tätigkeiten in allen Wirtschafts-
zweigen mit folgenden Ausnahmen:

a) Unternehmen, die im Fischereisektor tätig sind;

b) Unternehmen, die im Bereich der Primärerzeugung 
landwirtschaftlicher Erzeugnisse tätig sind.

3 Verordnung (EG) Nr. 800/2008 der Kommission vom 6. August 2008 
(ABl 2008 Nr. L 214 S. 3 vom 9. August 2008)

4 z. B. die von der EU-Kommission genehmigten Bürgschaftsberechnungs-
methoden N 197/2007, N 541/2007, N 325/2006 und N 762/2007. Diese 
Methoden gelten hingegen nicht, wenn das Unternehmen in Schwierig-
keiten ist gemäß der Rettungs- und Umstrukturierungsleitlinien der 
KOM vom 1. Oktober 2004.

5 Diese Safe-Harbour-Prämien tragen dem Umfang der Besicherung 
Rechnung und verfeinern damit die Safe-Harbour-Bestimmungen 
der Mitteilung der Kommission über die Anwendung der Artikel 87 
und 88 EG-Vertrag auf staatliche Beihilfen in Form von Haftungs-
verpfl ichtungen und Bürgschaften (ABl C 155 vom 20. Juni 2008). 
Diese Prämien entsprechen grundsätzlich den in der Mitteilung der 
Kommission über die Änderung der Methode zur Festsetzung der 
Referenz- und Abzinsungssätze (ABl C 14 vom 19. Januar 2008, S. 6) 
festgelegten Margen abzüglich 20 Basispunkten (siehe Fußnote 11 der 
Bürgschaftsmitteilung). Sie sind jedoch maximal so hoch wie die in 
der Mitteilung der Kommission über die Anwendung der Artikel 87 
und 88 EG-Vertrag auf staatliche Beihilfen in Form von Haftungs-
verpfl ichtungen und Bürgschaften (ABl C 155 vom 20. Juni 2008) für 
die einzelnen Ratingkategorien festgelegten Safe-Harbour-Prämien. 
Zur Defi nition des Umfangs der Besicherung siehe Fußnote 2 auf  Seite 3 
der Mitteilung der Kommission über die Änderung der Methode zur Fest-
setzung der Referenz- und Abzinsungssätze (ABl C 14 vom 19. Janu ar 
2008, S. 6).

6 s. Entscheidung der Kommission N 299/2009 vom 4. Juni 2009, Rz. 10
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(4) Für Unternehmen, die im Bereich der Verarbeitung und 
Vermarktung von landwirtschaftlichen Erzeugnissen tätig 
sind, gilt die Maßnahme nur, wenn

a) der Beihilfebetrag nicht auf der Basis des Preises oder 
der Menge solcher Produkte festgesetzt wird, die vom 
Primärerzeuger erworben oder von dem betreffenden 
Unternehmen auf den Markt gebracht wurden, und

b) die Beihilfe nicht davon abhängig gemacht wird, dass 
sie ganz oder teilweise an die Primärerzeuger weiter-
gereicht wird.

(5) Die Maßnahme gilt ferner nur für Unternehmen, die 
bis zum 1. Juli 2008 nicht in Schwierigkeiten waren gemäß 
der Defi nitionen in Ziffer 2.1 der Rettungs- und Umstruk-
turierungsleitlinien der Kommission vom 1. Oktober 2004 
(ABl C 244/2) bzw. in Art. 1 Abs. 7 der allgemeinen Grup-
penfreistellungsverordnung. Unternehmen, die nach dem 
1. Juli 2008 aufgrund der Finanz- und Wirtschaftskrise in 
Schwierigkeiten kamen, sind ebenfalls im Geltungsbereich 
dieser Regelung7.

(6) Die Maßnahme gilt nicht für Exportbeihilfen und für 
Beihilfen, die einheimischen Waren einen Vorteil gegen-
über eingeführten Waren verschaffen.

§ 3 
Geltungsdauer

Die Geltungsdauer dieser Regelung beginnt mit dem Tag 
der Genehmigung durch die Europäische Kommission8 
und endet am 31. Dezember 2010, d. h. Gewährungen von 
Kleinbeihilfen nach dieser Regelung sind bis zu diesem 
Zeitpunkt möglich9.

§ 4 
Kumulierung

(1) Kleinbeihilfen nach dieser Regelung können nicht 
mit De-minimis-Beihilfen nach der Verordnung (EG) 
Nr. 1998/2006 für dieselben förderbaren Aufwendungen 
kumuliert werden10.

(2) Hat ein Unternehmen vor dem 17. Dezember 2008 
 bereits De-minimis-Beihilfen erhalten, darf der Gesamt-
betrag an erhaltenen Kleinbeihilfen nach dieser Rege-
lung und an De-minimis-Beihilfen nach der Verordnung

 

7 Für Unternehmen, die bereits vor dem 1. Juli 2008 defi nitionsgemäß „in 
Schwierigkeiten“ waren, gelten die Rettungs- und Umstrukturierungs-
leitlinien der KOM vom 1. Oktober 2004.

8 KOM-Genehmigung erfolgte am 30. Dezember 2008 (N 668/2008)

9 Wenn sich die Kleinbeihilfen der beihilfegebenden Stellen im Rahmen 
dieser Regelung halten, müssen diese Maßnahmen nicht gesondert 
bei der Kommission notifi ziert werden, da diese Bundesregelung als 
„aid scheme“ gilt, d. h. bei der Vergabe von Kleinbeihilfen nach die-
ser Regelung ist ein Rechtsgrundlagenverweis hierauf notwendig. 
Bestehen de De-minimis-Förderprogramme und -richtlinien von Bund, 
Ländern und Kommunen brauchen also nicht geändert zu werden.

10 Gemäß Ziffer 4.7 der KOM-Mitteilung 2009/C 83/01

(EG) Nr. 1998/2006 an dieses Unternehmen im Zeitraum 
1. Januar 2008 bis 31. Dezember 2010 den in § 1 Abs. 1 
Satz 2 genannten Höchstbetrag nicht überschreiten. Un-
ternehmen, die also vor dem 17. Dezember 2008 bereits 
De-minimis-Beihilfen erhalten haben, kann im Rahmen 
des § 1 bis 31. Dezember 2010 nur noch diejenige Summe 
an Kleinbeihilfen gewährt werden, welche sich aus der 
Differenz der erhaltenen De-minimis-Beihilfen und des 
gemäß § 1 zulässigen Höchstbetrages ergibt.

(3) Die Kleinbeihilfen nach dieser Regelung können 
mit anderen binnenmarktkonformen staatlichen Beihil-
fen, die nicht De-minimis-Beihilfen sind, oder mit Ge-
meinschaftsmitteln kumuliert werden, wenn die aus der 
Kumulierung resultierende Förderintensität diejenige 
Förderintensität nicht übersteigt, die in Freistellungsver-
ordnungen oder in Leitlinien festgelegt wurde.

§ 5 
Überwachung

(1) Vor Gewährung der Beihilfe hat das betreffende Unter-
nehmen der beihilfegebenden Stelle schriftlich in Papier-
form oder in elektronischer Form jede Kleinbeihilfe nach 
dieser Regelung und jede De-minimis-Beihilfe anzugeben, 
die es im jeweiligen laufenden Steuerjahr erhalten hat.

(2) Die beihilfegebende Stelle gewährt eine neue Kleinbei-
hilfe nach dieser Regelung erst, nachdem sie sich verge-
wissert hat, dass der Gesamtbetrag der Beihilfen, den das 
Unternehmen in dem Mitgliedstaat im Zeitraum 1. Januar 
2008 bis 31. Dezember 2010 erhalten hat, den in § 1 ge-
nannten Höchstbetrag nicht überschreitet.

(3) Die beihilfegebenden Stellen müssen alle Unterlagen 
über gewährte Kleinbeihilfen nach dieser Regelung, die 
die Einhaltung der vorliegend genannten Voraussetzun-
gen belegen (insbesondere auch die Feststellung nach § 2 
Abs. 5), für zehn Jahre aufbewahren. Sie sind der Euro päi-
schen Kommission auf Verlangen herauszugeben.

§ 6 
Inkrafttreten und Außerkrafttreten

Diese Regelung tritt am Tag ihrer Genehmigung durch die 
EU-Kommission in Kraft. Sie tritt am 31. Dezember 2010 
außer Kraft.

Das Bundesministerium 
für Wirtschaft und Technologie

Berlin, den 29. Dezember 2008 
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Anlage 2

Regelung 
zur vorübergehenden Gewährung von Bürgschaften 
im Geltungsbereich der Bundesrepublik Deutschland 

während der Finanz- und Wirtschaftskrise 
(„Befristete Regelung Bürgschaften“)

Angesichts der aktuellen Finanz- und Wirtschaftskrise 
sind der Europäische Rat und die Europäische Kommis-
sion überein gekommen, zur Behebung beträchtlicher 
Störungen im Wirtschaftsleben der Mitgliedstaaten bin-
nenmarktkonforme Maßnahmen gemäß Artikel 87 Abs. 3 
lit. b EG-Vertrag zu erlassen. Auf Grundlage von Ziffer 
4.3.2 der Mitteilung der Europäischen Kommission „Vor-
übergehender Gemeinschaftsrahmen für staatliche Beihil-
fen zur Erleichterung des Zugangs zu Finanzierungsmit-
teln in der gegenwärtigen Finanz- und Wirtschaftskrise 
(ABl 2009/C 16/1) vom 17. Dezember 2008 in der Fassung 
vom 25. Feb ruar 20091 ergeht folgende „Befristete Rege-
lung Bürgschaften”:

§ 1 Gewährung von Bürgschaften

(1) Auf Grundlage dieser Beihilferegelung können bei-
hilfevergebende Stellen als Beitrag zur Behebung einer 
beträchtlichen Störung im Wirtschaftsleben Deutschlands 
Bürgschaften an Unternehmen in Modifi kation der gel-
tenden beihilferechtlichen Regularien nach Maßgabe der 
Abs. 2 bzw. 3 sowie der §§ 2–6 gewähren, um den Zugang 
zu Investitions- und Betriebsmitteldarlehen zu ermögli-
chen oder zu erleichtern2.

(2) Die Bürgschaftsentgelte müssen mindestens 85 % (für 
KMU 75 %) der Safe-Harbour-Prämien nach Anlage 1 die-
ser Regelung entsprechen. Für die Berechnung des Min-
destbürgschaftsentgelts ist das Rating3 zum Zeitpunkt der 
Bürgschaftsbewilligung zugrunde zu legen. Die Qualität

 

1 „Communication from the Commission amending the temporary 
community framework for state aid measures to support access 
to fi nance in the current fi nancial and economic crisis“ vom 
25. Februar 2009, veröffentlicht auf der Website der GD Wettbe-
werb der KOM

2 Die maximale Dauer von Bürgschaften unter der notifi zierten 
Maßnahme ist abhängig von der Laufzeit des verbürgten Kredits. 
Die Prämienermäßigung gilt für höchstens zwei Jahre ab Gewäh-
rung der Bürgschaft. Hat der verbürgte Kredit eine Laufzeit von 
mehr als zwei Jahren, so müssen die im Anhang festgelegten 
Safe-Harbour-Prämien oder die über einer Berechnungsmethode 
gemäß § 1 Abs. 3 ermittelte beihilfefreie Prämie während eines 
weiteren Zeitraums von höchstens acht Jahren ohne Ermäßigung 
angewendet werden. Hat der verbürgte Kredit eine Laufzeit von 
mehr als zehn Jahren, werden anschließend marktmäßige Prä-
mien in Übereinstimmung mit der dann geltenden Bürgschafts-
mitteilung der KOM bzw. die nach der Berechnungsmethode 
gemäß § 1 Abs. 3 ermittelte Prämie berechnet.

3 Unternehmensrating oder Spezialfi nanzierungsrating, vgl. ge-
nehmigte Methode N 762/2007

der Besicherung (hoch/normal/gering) ist durch die Haus-
bank zu bewerten. Unternehmen, die nicht bzw. nicht mehr 
über ein Rating verfügen, werden Unternehmen mit  einem 
CCC-Rating gleichgestellt, soweit nicht Abschnitt 3.3 vor-
letzter Absatz der Bürgschaftsmitteilung 2008/C 155/24  
anwendbar ist.

(3) Soweit der Beihilfewert gemäß einer genehmigten 
Methode zur Berechnung des Bruttosubventionsäquiva-
lentes (N 197/2007 für Investitionsvorhaben, N 541/2007 
für Betriebsmittelkredite, N 762/2007 für Spezialfi nan-
zierungen) ermittelt wird, kann das tatsächlich geforderte 
Bürgschaftsentgelt vorbehaltlich § 4 Abs. 3 um 15 % (für 
KMU um 25 %) gegenüber demjenigen Bürgschaftsentgelt 
reduziert werden, das nach der genehmigten Methode für 
eine beihilfefreie Bürgschaft erforderlich ist.

§ 2 Anwendungsbereich

(1) Die Maßnahme gemäß § 1 („Maßnahme”) gilt für alle 
Investitionskredit- und Betriebsmittelkredit-Bürgschaften, 
die

a) in der Bundesrepublik Deutschland und

b) an Unternehmen in allen Wirtschaftsbereichen

gewährt werden, sofern Abs. 2 und 3 nichts Abweichendes 
bestimmen.

(2) Die Maßnahme gilt nur für Bürgschaftsgewährun-
gen an Unternehmen, die bis zum 1. Juli 2008 nicht in 
Schwierigkeiten waren gemäß Ziffer 2.1. der Rettungs- und 
Umstrukturierungsleitlinien der Kommission vom 1. Okto-
ber 2004 (ABl 2004/C 244/2) bzw. gemäß Art. 1 Abs. 7 der 
Allgemeinen Gruppenfreistellungsverordnung VO (EG) 
800/2008 vom 6. August 2008 (ABl L 214/3). Unternehmen, 
die nach dem 1. Juli 2008 aufgrund der Finanz- und Wirt-
schaftskrise in Schwierigkeiten kamen, sind ebenfalls im 
Geltungsbereich dieser Regelung.

(3) Die Maßnahme gilt nicht für Exportkreditgarantien.

§ 3 Kreditobergrenze, maximale Bürgschaftsquote

(1) Der verbürgte Kredit darf die gesamte jährliche Lohn- 
und Gehaltssumme des geförderten Unternehmens im Jahr 
2008 nicht übersteigen. Die Lohn- und Gehaltssumme im 
Sinne dieser Regelung umfasst auch Sozialversicherungs-
beiträge sowie die Kosten von Personal, die am Standort 
des Unternehmens arbeiten, aber auf der Lohn- und Ge-
haltsliste von Lieferanten oder Subunternehmen (subcon-
tractors) stehen.

4 „Für KMU, die keine Bonitätsgeschichte und kein auf einem 
Bilanzansatz basierendes Rating haben, wie bestimmte Projekt-
gesellschaften oder Start-up-Unternehmen, wird die Safe-Har-
bour-Prämie auf 3,8 % festgesetzt, wobei diese Prämie niemals 
niedriger sein darf als diejenige, die für die Muttergesellschaft 
oder die Muttergesellschaften anwendbar wäre.“
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(2) Im Falle von Unternehmen, deren Gründung nach 
dem 1. Januar 2008 erfolgte, darf der verbürgte Kredit die 
geschätzte jährliche Lohn- und Gehaltssumme der ersten 
beiden Betriebsjahre nicht übersteigen.

(3) Die maximale Bürgschaftsquote beträgt 90 % des ver-
bürgten Kredites.

§ 4 Kumulierung

(1) Die festgelegten Fördersätze und Kumulierungsober-
regeln gelten unabhängig davon, ob die Förderung aus-
schließlich aus staatlichen Mitteln fi nanziert oder aus Ge-
meinschaftsmitteln kofi nanziert wird.

(2) Maßnahmen gemäß § 1 können nicht mit De-minimis-
Beihilfen nach der Verordnung (EG) Nr. 1998/2006 für die-
selben förderbaren Aufwendungen kumuliert werden.

(3) Die Absenkung des Bürgschaftsentgeltes nach § 1 muss 
um den Beihilfewert von De-minimis-Beihilfen, die nach 
dem 1. Januar 2008 für das gleiche Vorhaben gewährt wur-
den, reduziert werden.

(4) Bürgschaften nach dieser Regelung können mit anderen 
mit dem Gemeinsamen Markt vereinbaren Beihilfen, die 
nicht De-minimis-Beihilfen sind, oder mit Gemeinschafts-
mitteln kumuliert werden, wenn die aus der Kumulierung 
resultierende Förderintensität diejenige Förderintensität 
nicht übersteigt, die in Freistellungsverordnungen, Geneh-
migungen oder Leitlinien festgelegt wurde.

§ 5 Überwachung

(1) Vor Gewährung der Beihilfe hat das betreffende Un-
ternehmen der Beihilfe gewährenden Stelle schriftlich in 
Papierform oder in elektronischer Form jede Bürgschaft 
nach dieser Regelung und jede De-minimis-Beihilfe an-
zugeben, die es seit 1. Januar 2008 erhalten hat.

(2) Die Beihilfe gewährende Stelle gewährt eine neue 
Bürgschaft nach dieser Regelung erst, nachdem sie sich 
vergewissert hat, dass die Bestimmungen nach §§ 1–4 be-
achtet werden.

(3) Die beihilfegebenden Stellen müssen dafür Sorge tra-
gen, dass ausführliche Unterlagen über die Gewährung 
der Beihilfen geführt werden. Diese Unterlagen, aus denen 
hervorgehen muss, dass die einschlägigen Voraussetzun-
gen erfüllt wurden, müssen zehn Jahre aufbewahrt werden 
und der Kommission auf Anfrage vorgelegt werden. Insbe-
sondere müssen die Mitgliedstaaten Informationen einge-
holt haben, die belegen, dass es sich bei den Begünstigten 
am 1. Juli 2008 nicht um Unternehmen in Schwierigkeiten 
gehandelt hat.

(4) Alle Behörden, welche diese Regelung nutzen, sind 
verpfl ichtet, sich an der Berichterstattung nach Ziffer 6 
der Mitteilung der Europäischen Kommission „Vorüber-
gehender Gemeinschaftsrahmen für staatliche Beihilfen 
zur Erleichterung des Zugangs zu Finanzierungsmitteln 

in der gegenwärtigen Finanz- und Wirtschaftskrise“ zu 
beteiligen5.

§ 6 Anwendungszeitraum, Geltungsdauer, 
Außerkrafttreten

(1) Die Reduzierungen der Bürgschaftsentgelte nach § 1 
Abs. 2 und 3 dürfen nur auf zwei Jahre nach Gewährung 
der Bürgschaft gewährt werden.

(2) Die Geltungsdauer dieser Regelung beginnt mit dem 
Tag der Genehmigung durch die Europäische Kommis-
sion6 und endet am 31. Dezember 2010, d. h. Gewährungen 
von Bürgschaften sind bis zu diesem Zeitpunkt möglich. 
Maßnahmen, die bis zum 31. Dezember 2010 auf Grund-
lage dieser Regelung zulässig gewährt wurden und über 
den 31. Dezember 2010 fortdauern, bleiben gültig.

Bundesministerium 
für Wirtschaft und Technologie

Berlin, den 16. Februar 2008

Anlage 1

Neue beihilfefreie Bürgschaftsprämien in Basispunkten 
(kursiv in Klammern alte Safe-Harbour-Prämien

bei aktuellem Rating)

Rating- 
Kategorie 
(S & P)

Besicherung

Hoch Normal Niedrig

AAA 40 40 40

AA+ 
AA 
AA-

40 40 40

A+ 
A 
A-

40 
(bisher 55)

55 55

BBB+ 
BBB 
BBB-

55 
(bisher 80)

80 80

BB+ 
BB

80 
(bisher 200)

200 200

BB- 
B+

200 
(bisher für 

B+ 380)

380 380

B 
B-

200 
(bisher für 

B- 630)

380 
(bisher für 

B- 630)

630

CCC und 
darunter

380 
(bisher keine  
Bürgschaft 
möglich)

630 
(bisher keine 
Bürgschaft 
möglich)

980 
(bisher keine 
Bürgschaft 
möglich)

5 Die Überwachungs- und Berichtspfl ichten in Abschnitt 6 und 
Fußnote 23 des „Vorübergehenden Gemeinschaftsrahmen“ 
sind einzuhalten. So wird Deutschland der Kommission zum 
31. Juli 2009 eine Liste von Maßnahmen, die unter dem 
 „Vorübergehenden Gemeinschaftsrahmen“ ergriffen wurden, 
mit detaillierten Berichten bezüglich der Bürgschaftsent-
scheidungen und bis zum 31. Oktober 2009 einen Bericht 
über bereits umgesetzte Maßnahmen einreichen; an beiden 
 Berichten haben die beihilfegebenden Stellen mitzuwirken. 
Im besonderen müssen Informationen eingereicht werden, 
die belegen, dass der Beihilfeempfänger am 1. Juli 2008 kein 
Unternehmen in Schwierigkeiten war.

6 KOM-Genehmigung N 27/2009 wurde am 27. Februar 2009 
erteilt.
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Anlage 3

Regelung 
zur vorübergehenden Gewährung geringfügiger Beihilfen 
an landwirtschaftliche Unternehmen zur Erleichterung 

des Zugangs zu Finanzierungsmitteln 
während der Finanz- und Wirtschaftskrise 

(Bundesregelung landwirtschaftliche Kleinbeihilfen)

Vom 26. November 2009

Die Regelung wurde bei der Europäischen Kommission 
unter der Nr. N 579/2009 angemeldet und von ihr mit 
 Entscheidung vom 23. November 2009 – C (2009) 9171 
 fi nal – genehmigt.

1. Anwendungsbereich

Die Regelung gilt für Unternehmen, die in der 
 Primärerzeugung von im Anhang I des EG-Vertra-
ges genannten Erzeugnissen tätig sind (Erzeuger). 
Sie gilt weder für Erzeugnisse des Fischerei- und 
Aquakultursektors, die in den Geltungsbereich der 
Verordnung (EG) Nr. 104/2000 des Rates fallen, noch 
für Erzeugnisse zur Imitation oder Substitution von 
Milch oder Milcherzeugnissen im Sinne der Verord-
nung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates.

2. Zuwendungszweck

Die Regelung dient der Gewährung geringfügiger 
Betriebsbeihilfen während der Finanz- und Wirt-
schaftskrise. Sie kann zu diesem Zweck von beihilfe-
gewährenden Stellen des Bundes, der Länder oder 
der Gemeinden als beihilferechtliche Grundlage 
herangezogen werden. Ein Rechtsanspruch auf die 
Gewährung von Kleinbeihilfen nach dieser Regelung 
besteht nicht.

3. Zuwendungsempfänger

Zuwendungsempfänger sind Erzeuger, die sich am 
1. Juli 2008 nicht in Schwierigkeiten befanden. Sie 
kann auch Erzeugern gewährt werden, die nach 
diesem Datum auf Grund der Finanz- und Wirt-
schaftskrise in Schwierigkeiten geraten sind. Zur 
Bestimmung des Begriffes „Unternehmen in Schwie-
rigkeiten“ im Sinne dieser Regelung ist bei großen 
Unternehmen Abschnitt 2.1 der Leitlinien der Ge-
meinschaft für staatliche Beihilfen zur Rettung und 
Umstrukturierung von Unternehmen in Schwierig-
keiten und bei KMU Art. 1 Nr. 7 der Verordnung (EG) 
Nr. 800/2008 der Kommission heranzuziehen.

4. Zuwendungsvoraussetzungen

4.1 Die Gesamtsumme der einem Erzeuger nach dieser 
Regelung gewährten Kleinbeihilfen darf den Höchst-
betrag von 15.000 EUR nicht übersteigen.

4.2 Der in Nr. 4.1 genannte Höchstbetrag bezieht sich auf 
eine Barzuwendung. Bei den eingesetzten Beträgen 
sind die Bruttobeträge vor Abzug von Steuern und 
sonstigen Abgaben zu Grunde zu legen. Wird die 
Kleinbeihilfe nicht als Zuschuss, sondern in anderer 
Form gewährt, bestimmt sich die Höhe der Beihilfe 
nach ihrem Bruttosubventionsäquivalent.

4.3 Die Kleinbeihilfe darf nur als transparente Bei hilfe 
im Sinne von Art. 3 Abs. 6 der Verordnung (EG) 
Nr. 1535/2007 der Kommission gewährt werden. 
Als transparent gelten insbesondere folgende Arten 
von Beihilfen:

4.3.1 Beihilfen in Form von Zuschüssen und Zinszu-
schüssen,

4.3.2 Beihilfen in Form von Darlehen, deren Brutto-
subventionsäquivalent auf der Grundlage des zum 
Bewilligungszeitpunkt geltenden Referenzzinssatzes 
berechnet wird,

4.3.3 Beihilfen in der Form von Garantieregelungen, deren 
Bruttosubventionsäquivalent entweder auf der Basis 
einer Methode, die von der Kommission genehmigt 
worden ist, oder nach der im Anhang des Vorüber-
gehenden Gemeinschaftsrahmens für staatliche 
Beihilfen zur Erleichterung des Zugangs zu Finan-
zierungsmitteln in der gegenwärtigen Finanz- und 
Wirtschaftskrise festgelegten Safe-Harbour-Prämien 
berechnet wird.

4.4 Es werden nur Beihilfen für solche Maßnahmen 
 gewährt, die zum Zeitpunkt der Antragstellung 
noch nicht begonnen wurden.

4.5 Die Regelung gilt nicht für Exportbeihilfen und für 
Beihilfen, die einheimische Erzeugnisse gegenüber 
eingeführten Waren begünstigen.

4.6 Die Regelung gilt nicht für Beihilfen, die auf bestimm-
te landwirtschaftliche Erzeugnisse ausge richtet sind. 
Sie steht allen landwirtschaftlichen Produktionsrich-
tungen offen.

4.7 Die Regelung gilt nicht für Beihilfen, die nach Maß-
gabe der Menge oder des Preises bestimmt werden.

5. Kumulierung

5.1 Der Gesamtbetrag der Beihilfen, den der Erzeuger im 
Zeitraum vom 1. Januar 2008 bis zum 31. Dezember 
2010 nach dieser Regelung oder der Verordnung (EG) 
Nr. 1535/2007 der Kommission erhalten hat, darf den 
in Nr. 4.1 genannten Höchstbetrag nicht überschrei-
ten. 

5.2 Kleinbeihilfen nach dieser Regelung können für 
dieselben förderbaren Aufwendungen mit anderen 
binnenmarktkonformen staatlichen Beihilfen, die 
nicht De-minimis-Beihilfen sind, oder mit Gemein-
schaftsmitteln kumuliert werden, solange die 
Förderhöchstintensität nicht überschritten wird, die 
für den betreffenden Förderfall in den einschlägigen 
Leitlinien oder Gruppenfreistellungsverordnungen 
festgelegt worden ist. Bei der Prüfung, ob dieselben 
förderbaren Aufwendungen vorliegen, ist jede 
Maßnahme gesondert zu betrachten.

6. Überwachung

6.1 Vor der Gewährung einer Zuwendung hat der 
 Erzeuger der beihilfegewährenden Stelle schriftlich 
in Papierform oder in elektronischer Form jede Klein-
beihilfe nach dieser Regelung und jede De-minimis-
Beihilfe nach der Verordnung (EG) Nr. 1535/2007 
der Kommission anzugeben, die er im Zeitraum vom 
1. Januar 2008 bis zum 31. Dezember 2010 erhalten 
hat. 

6.2 Die beihilfegewährende Stelle gewährt im Falle von 
Nr. 5.1 eine Kleinbeihilfe erst, nachdem sie geprüft 
hat, dass der Gesamtbetrag der Beihilfen, den der 
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Erzeuger im Zeitraum vom 1. Januar 2008 bis zum 
31. Dezember 2010 nach dieser Regelung oder der 
Verordnung (EG) Nr. 1535/2007 der Kommission er-
halten hat, den in Nr. 4.1 genannten Höchstbetrag 
nicht überschreitet.

6.3 Die beihilfegewährende Stelle gewährt im Falle von 
Nr. 5.2 eine Kleinbeihilfe erst, nachdem sie geprüft 
hat, dass die dortigen Voraussetzungen eingehalten 
werden.

6.4 Die beihilfegewährende Stelle hat alle Unterlagen 
über gewährte Kleinbeihilfen, die die Einhaltung der 
Voraussetzungen nach dieser Regelung belegen, für 

zehn Jahre aufbewahren. Sie sind der Europäischen 
Kommission auf Verlangen vorzulegen.

7. Inkrafttreten und Außerkrafttreten

Die Regelung tritt am Tag ihrer Genehmigung durch 
die Europäische Kommission in Kraft. Sie tritt am 
31. Dezember 2010 außer Kraft.

Bonn, den 26. November 2009

Bundesministerium 
für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz
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66-F

Änderung 
der Richtlinien 

für die Übernahme von Staatsbürgschaften 
zur Förderung des Wohnungswesens 

(Art. 1 Abs. 1 Nr. 3 BÜG)

Gemeinsame Bekanntmachung 
der Bayerischen Staatsministerien 

der Finanzen und des Innern

vom 3. Februar 2010 Az.: 55 - L 6850 - 016 - 1 150/10

I.

Die Nr. 1.1 der Richtlinien für die Übernahme von Staats-
bürgschaften zur Förderung des Wohnungswesens (Art. 1 
Abs. 1 Nr. 3 BÜG) in der Fassung der Gemeinsamen 
 Bekanntmachung der Bayerischen Staatsministerien der 
Finanzen und des Innern vom 5. März 2003 (FMBl S. 112) 
erhält folgende Fassung:

„1.1 Förderfähige Maßnahmen

1.1.1 Bürgschaften können übernommen werden für 
 Darlehen

a) zur Schaffung von Wohnraum durch Wohnungs-
bau, einschließlich des erstmaligen Erwerbs des 

Wohnraums innerhalb der ersten zwei Jahre nach 
der Fertigstellung (Ersterwerb);

b) zur Modernisierung von Wohnraum;
c) für den Erwerb bestehenden Wohnraums zur 

Selbstnutzung;
d) zur Anschlussfi nanzierung von verbürgten Dar-

lehen auch bei gleichzeitigem Gläubigerwechsel.

1.1.2 Handelt es sich um anderen als selbst genutzten 
Wohnraum, setzt eine Übernahme voraus, dass 
diese nach der Entscheidung der Kommission vom 
28. November 2005 über die Anwendung von Art. 86 
Abs. 2 EG-Vertrag auf staatliche Beihilfen, die 
bestimmten mit der Erbringung von Dienstleistun-
gen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse 
 betrauten Unternehmen als Ausgleich gewährt wer-
den (ABl L 312 S. 67 vom 29. November 2005), von 
der Notifi zierungspfl icht nach Art. 108 Abs. 3 des 
Vertrages über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union freigestellt ist.“

II.

Diese Bekanntmachung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
2010 in Kraft.

        We i g e r t  P o x l e i t n e r
Ministerialdirektor Ministerialdirektor
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